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Kaum jemand wird den Eindruck für unmotiviert halten, Hegels
großes Wort aus der Vorrede zur Phänomenologie des Geistes könne
auch in unsere Tage hinein gesprochen sein: "Es ist übrigens nicht
schwer zu sehen, daß unsere Zeit eine Zeit der Geburt und des
Übergangs zu einer neuen Periode ist. Der Geist hat mit der bishe-
rigen Welt seines Daseins und Vorstellens gebrochen und steht im
Begriffe, es in die Vergangenheit hinab zu versenken, und in der
Arbeit seiner Umgestaltung." Es ist sogar gesagt worden, seit der
neolithischen Revolution habe es keine so fundamentale und weit-
reichende Veränderung des menschlichen Natur- und Weltverhält-
nisses mehr gegeben wie heute durch die wissenschaftlich-
technische Revolution. Jedenfalls ist klar geworden, daß die bishe-
rigen Vergesellschaftungsformen nicht mehr taugen, um der soge-
nannten «globalen Probleme» Herr zu werden. Unsere Epoche ist
eine des Übergangs und der Umgestaltung.

Übergang wohin? Umgestaltung zu was? Darüber gibt es sicht-
lich keinen Konsens, am wenigsten bei denen, die großmundig eine
«neue Weltordnung» verkünden. Das Ereignis, das unser Jahrhun-
dert als Epocheneinschnitt erlebte — die Oktoberrevolution — ist
durch den Zusammenbruch der sozialistischen Gesellschaften in
Osteuropa seiner unmittelbaren politischen Wirkung beraubt. Re-
stauration legt die Arbeit der Umgestaltung still. Ist die Diagnose
des Epochenwandels widerlegt?

Geschichtliche Übergänge verlaufen nicht linear. Epochen wan-
deln sich widerspruchsvoll in Vorgriffen und Rücksprüngen; die
Geschichte zeigt es uns. Aus der Geschichte allerdings lernt man
nicht durch Übertragung des Vergangenen aufs Gegenwärtige, son-
dern durch Begreifen der in jedem Falle wirkenden besonderen
Kräfte. Erst solche Einsicht gestattet sinnstiftende Analogien.

Friedrich II, römischer Kaiser, König von Deutschland, von Are-
lat und von Sizilien, ist von Zeitgenossen und von Späteren als
Symbolfigur eines Epochenwandels aufgefaßt worden. Schon zu

Lebzeiten wurde er «Verwandter der Well» (immutalor twndi) ge-
nannt und von vielen als solcher gefürchtet. In diesem Jahr wird
seines 800. Geburtstags am 26. Dezember gedacht. An Friedrich
wird deutlich, was eine «Epochenschwelle» ist. Schon die moderne
Staats- und Wissenschaftsgesinnung vorwegnehmend, ist er doch
noch im Mittelalter gefangen, und sein Werk mußte unter den Be-
dingungen einer mittelalterlichen Umwelt scheitern. Dennoch kün-



digt es den Epochenwandel an, gibt auch unverlierbare Anstöße. Dem Ex-
emplum Friedrich II sind zwei Beiträge dieses Heftes gewidmet, der von
Umberto Cerroni und der von Hans Heinz Holz.

Weiter zurück greift der Aufsatz von Renate Koppe. Sie zeigt am Beispiel
der Gesetzgebung Solons, wie die neue Epoche, die die athenische Polis-
Demokratie heraufführt, im ersten Anlauf nur in Kompromissen und durch
Rückschläge hindurch ihre Gestalt fand. Jeder Epochenwandel hat seine
eigene Bewegungsform, die es nachzuzeichnen gilt. Charakterzüge der ge-
genwärtigen Epoche — in der Nähe des Miterlebens am schwersten zu fassen
und zu objektivieren — beleuchten die Beiträge von Domenico Losurdo und
Georg Fülberth. Losurdo begreift Restauration als eine Phase im wider-
sprüchlichen Prozeß des Epochenwandels. Fülberth sieht den Sozialismus
in seiner bisherigen Gestalt als ein Korrelat des Kapitalismus und die mar-
xistische Theorie angesichts neuer offensiver Orientierungen im Kapitalis-
mus vor neue Herausforderungen gestellt. Hier sind, gemäß der Natur des
Präsentischen, historische und politische Einschätzung dasselbe.

Die Epochenfrage ist eine (geschichts)philosophische. Daß die politische
Aktualität nicht ohne diese geschichtsphilosophische Dimension gewinnt,
zeigen die Diskussionen, die um die Programmatischen Thesen zur Orientie-
rung der Deutschen Kommunistischen Partei geführt werden, welche aus-
drücklich von einem philosophisch konzipierten Epochen-Begriff Gebrauch
machen. Der Diskussionsbeitrag von Andreas Hüllinghorst nimmt die entge-
gengesetzten Positionen in diesem Streit auf und zu ihnen Stellung.

Wie die Generation, die 1945 den Wiederaufbau und die demokratische
Neuordnung Deutschlands in Angriff nahm, ihre Situation als einen Ge-
schichtseinschnitt und als Herausforderung zur Arbeit an der Umgestaltung
erlebt hat, dokumentieren die Referate, die im März 1948 auf der noch ge-
samtdeutschen Juristenkonferenz der Vereinigung der Verfolgten des Nazi-
regimes (VVN) gehalten wurden und die wir hier zum ersten Mal der breite-
ren Öffentlichkeit vorlegen. Dies war wohl zum letzten Mal, daß so ver-
schiedene Köpfe wie Karl Geiler, Adolf Arndt und Hilde Benjamin ein Ein-
verständnis in den Grundsätzen festhalten konnten. Der Literatur- und For-
schungsberichl ist dem 70. Geburtstag von Leonhard Froese mit einer Wid-
mung und einem unpublizierten Vortrag des Jubilars gewidmet.

Eine Besonderheit stellt in diesem Heft die Rubik Essay dar. Peter
Hacks hat uns seine Polemik gegen eine akute Verfälschung des Geists der

Klassik ZUl1 Verfügung gestellt. Daß deutsche Schriftsteller sich ernsthaft
auf philosophische Reflexion einlassen, ist (zum Schaden der Literatur) sel-
ten geworden. Wir freuen uns, dieser in Deutschland raren Gattung des
streitbaren Essays einen Ort einräumen zu können, wenn immer sich die
Gelegenheit bietet.

Die Herausgeber
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Renate Koppe

Epochenwandel im frühen Griechenland
Die Herausbildung antiker Produktionsverhältnisse

Renate Koppe, Change of Epoch in Early Greece. The Formation of Antique
Relations of Production: A change of epoch which is distinctly connected
with structural transformations in the relations of production (while the
powers of production remain relatively constant) takes place in the transition
from the early greek city states to the classical form of polis. For this tran-
sition Athens, the most developed form of polis democracy, is an outstandig
example. The Solonian reforms are the indication for the beginning of this
transition. Intervenlions in the form of organization of society precede the
change of the relations of production and make possible the break in the
transition of epoch by constitutional means. The achievement which has
earned Solon the honrary-title of reconciler (diallaktes) is, in this connection,
of graver impact äs his, seemingly revolutionary, interventions in the rela-
tions of property by means of which he restaured the inner peace of Athens.

Die Struktur der antiken Gesellschaft

Während der Niedergang der antiken Gesellschaften und die Herausbildung
des Feudalismus in der Spätantike recht breit diskutiert worden ist, ist dies
für die Herausbildung der antiken Gesellschaft in wesentlich geringerem
Maße der Fall, obwohl es grundlegende Auseinandersetzungen über den
Charakter der antiken Klassengesellschaften gab und gibt.

Im Rahmen dieser Diskussionen wurde in den siebziger und achtziger
Jahren — mit Schwerpunkt in der DDR und Frankreich — ein Konzept erar-
beitet, das die antike Klassengesellschaft als Ausprägung einer Formation
betrachtet, die grundlegend auf dem Widerspruch zwischen freiem Groß-
und Kleineigentum beruht. Die Sklaverei wurde nur als eine — relativ kurz-

zeitige - stadiale Form dieser Formationen angesehen.

Insofern ist dieses Konzept in unmittelbarer Auseinandersetzung mit dem
in der marxistischen Altertumswissenschaft lange Zeit dominanten Konzept
einer «Sklavenhaltergesellschaft» erarbeitet worden, das einen bipolaren
Widerspruch zwischen Sklaven und Sklavenhaltern als prägend für diese
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Gesellschaftsformation ansieht. Ein Defizit dieser Konzeption, ist die
weitgehende Reduktion der Produktionsverhältnisse auf das Abhängigkeits-
verhältnis der Sklaverei, wobei die Eigentumsverhältnisse am Hauptproduk-
tionsmittel — Grund und Boden — vernachlässigt werden. Auch in bezug auf
die Abhängigkeitsverhältnisse ist die antike Formation durch das Sklaverei-
verhältnis m. E. nicht ausreichend charakterisiert.

Eine weitere Konzeption, die in dieser skizzierten Diskussion eine Rolle

gespielt hat, ist die einer einheitlichen vorkapitalistischen klassengesell-
schaftlichen Formation. Die Vertreter dieser Konzeption weisen auf einige
charakteristische Gemeinsamkeiten aller vorkapitalistischen Klassengesell-
schaften hin, vor allem Grund und Boden als wichtigstes Produktionsmittel,
die vorherrschende Rolle des außerökonomischen Zwangs sowie die weitge-
hende Parallelität der Abhängigkeitsformen.3

Die weitgehenden qualitativen Unterschiede in den Eigentumsformen —
aber auch in den Abhängigkeitsformen — werden im Rahmen dieser Konzep-
tion m. E. nicht ausreichend beleuchtet, insbesondere kann die Spezifik der
antiken Gesellschaftsform nicht ausreichend deutlich werden.

Die zuerst genannte Konzeption dagegen geht grundlegend nicht von den
Abhängigkeitsverhältnissen (Sklaverei, Hörigkeit, Lohnarbeit) aus, sondern
von den Eigentumsverhältnissen an den Hauptproduktionsmilteln und leitet
die AbhängigkeitsVerhältnisse von diesen ab. Der antike Gesellschafts-
typ habe sich im Verlauf sozialer Auseinandersetzungen — in Athen zur Zeit
Solons — aus einem «asiatischen» oder «orientalischen» Typ entwickelt, in
dem persönlich abhängige, im Gegensatz zu Sklaven an Grund und Boden
gebundene Produzenten vom «Hörigkeitstyp» die Hauptrolle in der Produk-
tion gespielt hätten. Diese Produzenten seien zwar Besitzer ihrer Produk-
tionsmittel gewesen, seien aber im Rahmen eines Besitz-Eigentum-Verhält-
nisses von den «primären Eigentümern» (Hahn) abhängig gewesen.

Damit eine Gesellschaft des skizzierten antiken Typs auf längere Sicht
stabil sein kann, habe es jedoch bestimmter weiterer Voraussetzungen be-
durft, von denen die entscheidende die politische und rechtliche Absiche-
rung des Eigentums der unmittelbaren Produzenten am wichtigsten Produk-

tionsmittel, Grund und Boden, gegenüber einer in allen vorkapitalistischen
Gesellschaften vorhandenen Tendenz zur Herausbildung persönlicher Ab-
hängigkeitsverhältnisse sei. Damit findet sich hier ein Ansatzpunkt für die
Klärung der Rolle von politischem und rechtlichem Überbau bei der Her-
ausbildung antiker Produktionsverhältnisse.
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Der neue Gesellschaftstyp führte dann, da persönlich abhängige Arbeits-
kräfte kaum noch zur Verfügung standen, sowohl zur Verstärkung der Skla-
verei als auch zu einer für vorkapitalistische Gesellschaften relativ starken
Verbreitung der Lohnarbeit und Warenproduktion. Das Sklavereiverhältnis
konnte dann in bestimmten Stadien als weiterer Widerspruch (zwischen
Sklaven und Großgrundeigentümern/Sklavenhaltern) zu dem zwischen
Groß- und Kleineigentümern treten und zeitweise sogar dominant werden,
ohne daß es jedoch den Grundwiderspruch zwischen großem und kleinem
Grundeigentum ersetzte; vielmehr bildete sich in dieser Phase der antiken
Gesellschaftsformation ein tripolarer Widerspruchstyp heraus.5

Im folgenden soll der Versuch unternommen werden, den entscheidenden
Strukturwandel hin zu einer Gesellschaften des eben kurz skizzierten anti-
ken Typs im frühen Griechenland, insbesondere in Athen, herauszuarbeiten.
Dabei konzentriere ich mich auf Athen, da für diese Polis die Quellenlage
die beste ist (auch sie ist allerdings sehr beschränkt).

Die Ausgangssituation

Auszugehen ist für die vorsolonische Zeit, d. h. für die 2. Hälfte des 7. Jahr-
hunderts v. u. Z., von einer landwirtschaftlich geprägten Gesellschaft, die
stark von persönlichen Abhängigkeitsformen geprägt ist. Diese abhängigen
bäuerlichen Produzenten werden bei Aristoteles synonym als hektemoroi
undpelatai bezeichnet.6

Die Quellenlage zur Situation dieser abhängigen Produzenten ist recht
dünn. Vor allem in der neuen Literatur werden jedoch einige plausible The-
sen aufgestellt: Kür die hier diskutierte Zeit ist von der Unveräußerlichkeit
— zumindest des im Familieneigentum befindlichen — Grund und Bodens
auszugehen; jedenfalls war das Land nicht in Warentauschbeziehungen ein-
bezogen.

Die Verschuldung der attischen Bauern erfolgte nicht in Form von Geld-

schulden. Eine Münzprägung in größerem Maßstab begann in Alhen wöm
erst nach Solon.8

Das bedeutet in der Konsequenz, daß im Falle der Abhängigen vom hek-
temoroi-Typ nicht das Grundeigentum selbst verpfändet werden konnte.
Dafür spricht zum einen die in der späteren Überlieferung einhellig vertre-
tene Auffassung, daß Solon die Personalhaftung bei Verschuldung abge-
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schafft und bestehende Schulden aufgehoben habe.10 Zum anderen geht
aus den Schriften Solons selbst hervor, daß er eben keine Neuregelung der
Eigentumsverhältnisse, keine Neuverteilung des Landes beabsichtigte und
vornahm. Akzeptiert man diese, m. E. sinnvolle These, so ist festzustel-
len, daß der unmittelbare Produzent nicht nur Besitzer, sondern auch Ei-
gentümer seines Landes blieb, allerdings nicht freier Eigentümer, sondern
persönlich abhängig, was auch die Verfügung über seinen Boden einschrän-
ken konnte.

Zur Charakterisierung des Status der Abhängigen vom hektemoroi-Typ ist
schließlich die Diskussion darüber interessant, inwieweit die Verfügung des
Großgrundeigentümers über die Person des Abhängigen als Folge einer
Zahlungsunfähigkeit bei Zinsen bzw. Pacht eintrat13 oder ob die persönli-
che Abhängigkeit, das heißt die Verfügungsgewalt über die Person, von
vornherein mit der Kreditvergabe verbunden war. Es gibt eine Reihe Hin-
weise darauf, daß letzteres der Fall war. Die Gläubiger waren dann mögli-
cherweise weniger an einer Rückzahlung von Schulden interessiert als am
Gewinn an Arbeitskraft bzw. erwirtschaftetem Mehrprodukt.14 Dies ließe
auf eine in größerem Maße zeitlich andauernde Abhängigkeit schließen.

Nun gibt es Hinweise darauf, daß es persönliche Abhängigkeitsverhält-
nisse nicht nur aufgrund von Verschuldung in der Krisensituation des 7.
Jahrhunderts v. u. Z. gegeben hat, sondern daß es sich bei den hektemaroi
zum Teil um ältere persönliche Abhängigkeilsformen handelte.

Insgesamt läßt sich hier für Athen ein früher Abhängigkeitstyp feststel-
len, der sich grundlegend vom Typ der klassischen Sklaverei unterscheidet
(Eigentum an Produktionsmitteln, Gemeindemitglied mit, wenn auch be-
schränkten, Rechten), der neben der sicherlich weiter bestehenden Klasse
der freien kleinen Grundeigentümer bestand, diese jedoch weiter zurück-
drängte.

Demos und Aristokratie

Der Hintergrund der Auseinandersetzung zwischen demos und Adel zur Zeit

Solons war also die sich massiv verschlechternde Situation der bäuerlichen
Bevölkerung, die die große Masse des demos stellte, der vor allem aus
freien und abhängigen Bauern, daneben auch aus kleinen Handwerkern be-
stand.

14
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Inwiefern weitere Schichten oder Klassen in den Auseinandersetzungen
eine Rolle gespielt haben, ist schwer zu beurteilen. Es konnte sich nur um
solche Gruppen gehandelt haben, die mit zunehmenden Warentauschbezie-
hungen in Verbindung standen. Kleine städtische Handwerker und Händler
dürften jedoch vermutlich ebenfalls von den zunehmenden ökonomischen
Verschlechterungen und der zunehmenden Abhängigkeit betroffen gewesen
sein. In der Literatur wird diskutiert, inwieweit die zunehmende Warenpro-

duktion zu Reichtum innerhalb nichtadliger Schichten geführt habe, die ein
Interesse an einem timokratischen System gehabt hätten. Da Land nicht in
Warentauschbeziehungen eingebunden war, ist die Entstehung einer neuen,
reichen Grundeigentümerschicht in relevantem Ausmaß nicht als wahr-
scheinlich anzusehen. Allerdings ist es möglich, daß zunehmende Waren-
tauschbeziehungen, auch in Gestalt des Fernhandels, dazu führen konnten,
daß sich wohlhabende oder reiche Handwerker- oder Händlergruppen her-
ausbildeten. Aufgrund der kaum vorhandenen Ware-Geld-Beziehungen ist
jedoch anzunehmen, daß dies in der Zeit vor den Solonischen Reformen nur
in geringem Maße der Fall war. Sie werden also in den sozialen Auseinan-
dersetzungen keine entscheidende Rolle gespielt haben, obwohl sie sowohl
an der Freisetzung von Arbeitskräften infolge der Aufhebung der persönli-
chen Abhängigkeitsverhältnisse als auch an den Einrichtungen von Zensus-
klassen ein Interesse gehabt haben könnten.17

Die Forderungen des demos waren nicht nur die Aufhebung der Schul-
den, sondern auch eine Neuaufteilung des Landes (isomoiria), also Forde-
rungen, die weit über die unter Solon verwirklichten Maßnahmen hinaus-
gingen, die vor allem drei Bereiche umfaßten:
— die Aufhebung der Schulden und das Verbot der Personalhaftung (die sei-

sachtheia),
— Veränderungen im Rechtssystem, die das Monopol des Adels in diesem

Bereich weitgehend beschränkten,
— eine Neuordnung des Bürgerrechts nach Zensusklassen, die die Vor-

machtstellung des Adels als Stand einschränkte.

Was die Entwicklung der Auseinandersetzung zwischen Adel und demos

betrifft, SO fällt bei der Lektüre der Werke Solons folgendes auf: In späteren

Gedichten, in denen Solon Rechenschaft über sein politisches Wirken ab-
legt, stellt er sich als in der Mitte zwischen zwei Parteien stehend dar, geht
vor allem aber auf die Bedenken des Adels ein. Dies bezieht sich sowohl auf
die Frage der Eigentumsverhältnisse, bei der er sich gegen eine Neuauftei-
lung von Grund und Boden wendet (Frag. 23,20-21 Diehl: «...an dem rei-
chen Heimatland gleichen Anteil den Gemeinen und den Edlen gab ich
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nie»), als auch auf die Verteilung von politischen Rechten und Einfluß
(frag. 5,1-4; 24,18-19 Diehl), und er wendet sich gegen weitergehende For-
derungen des demos (Frag. 25,1-3 Diehl: «Das Volk, das heut' ich unver-
hohlen rügen muß, nie hätte zu träumen es gewagt, was jetzt sie haben»).
Seine Maßnahmen hätten es ermöglicht, daß der demos seinen Führern (he-
gemones) folge (Frag. 5,7 Diehl), daß das Volk gebändigt (katechein) werde
(Frag. 24,22; 25,6 Diehl). In früheren, vor der Durchsetzung seines Pro-
gramms verfaßten Gedichten (Frag. 3; 4 Diehl) stellt sich Solon dagegen auf

die Seite des demos, richtet Vorwürfe vor allem gegen die Reichen, also ge-
gen den Adel, denen er sagt: «Wir werden niemals nachgeben» (Frag. 4,7-8
Diehl), sich also mit dem demos identifiziert.

Wie im folgenden deutlich werden soll, waren die Solonischen Reformen
tatsächlich ein Kompromiß, wenn auch einer, der den Interessen der Aristo-
kratie in weiten Teilen entsprach. Allerdings beinhaltete er eine grundsätz-
liche Umgestaltung der Abhängigkeitsverhältnisse und führte in der Folge
zu noch weitreichenderen Umwälzungen sowohl der ökonomischen als auch
der politischen Verhältnisse.

Sozialökonomische Veränderungen

— Es erfolgte eine Stärkung des freien Kleineigentums; zum Teil war dies
eine Wiederherstellung früherer Verhältnisse (Aufhebung der Verschul-
dung), zum Teil aber auch eine grundlegende Neugestaltung der Eigen-
tums- und Abhängigkeitsverhältnisse, wenn man davon ausgeht, daß die
persönlichen Abhängigkeitsformen teilweise sehr alt und von Verschul-
dung unabhängig gewesen sind.

- Gleichzeitig kam es in Ansätzen zu einer Ausweitung der Warentauschbe-
ziehungen (nicht unbedingt von Ware-Geld-Beziehungen) in der Land-
wirtschaft. Mitte/Ende des 7. Jahrhunderts gab es einen erheblichen Ge-
treideimport nach Griechenland. Wenn auch Athen und Attika dabei

nicht an führender Stelle standen, waren sie dennoch darin einbezogen.

Der Hauptexportartikel war das 01. Mit letzterem standen zwei Gesetze
im engen Zusammenhang, ein solonisches, das als einziges landwirt-
schaftliches Exportprodukt 01 zuließ, und ein zweites, das sich auf den
Beginn des 6. Jahrhunderts datieren läßt, das die Rodung von Oliven-
pflanzungen verbot.
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— Schuldenerlaß und Verbot der Personalhaftung führten vermutlich auch
dazu, daß ein Teil der persönlich freien Bauern ihr Land verließen, viel-
leicht aufgrund des Verbots der Rodung von Olivenpflanzungen. Es wird
angenommen, daß ein Teil der Bauern, die aufgrund ihrer Abhängigkeit
ihr Land gezwungenermaßen mit Oliven bepflanzt hatten, als nun freie
Kleinbauern damit nicht mehr lebensfähig waren.20

— Neben der Stärkung der freien Kleineigentümer ist also ebenso — wenn

auch noch in geringem Maße - eine der freien Lohnarbeiter festzustellen.21

- Was die Zusammensetzung der herrschenden Klasse betrifft, so läßt zum
fraglichen Zeitpunkt der noch weitgehend naturale Charakter der atheni-
schen Ökonomie folgern, daß die ökonomische Basis der herrschenden
Klasse fast ausschließlich auf Grundeigentum beruhte und nicht auf
Handel und Handwerk.22 Solon selbst bezeichnet die Wohlhabenden, die
über ausreichende Mittel (chremata) verfügen, mit für den Adel spezifi-
schen Begriffen, u.a. agetoi (Frag. 5,3 Diehl), esthloi (Frag. 23,21 Diehl),
agatlios (Frag. 24,18 Diehl), allesamt Begriffe, die die hervorragenden
Eigenschaften des Adels nicht nur bei Solon beschreiben, im Gegensatz
zum demos als .den kakoi, meizoi, den Schlechten, Geringeren (Frag. 25,4
Diehl).

Zusammengefaßt kann also konstatiert werden, daß das wichtigste Ergeb-
nis der Auseinandersetzungen zur Zeit Solons die Stärkung des freien Klein-
eigentums an Grund und Boden und weitgehende Zurückdrängung persön-
licher Abhängigkeitsformen war.

Damit wurde in gewisser Weise eine Situation (wiederhergestellt, die den
Ausgangspunkt für die erneute Entwicklung persönlicher Abhängigkeits-
verhältnisse hätte sein können.

Hier stellt sich nun die Frage nach der konkreten Ausprägung der Spezi-
fik einer Gesellschaft von antikem Typ. In welchen politischen und rechtli-
chen Formen erfolgte die Stärkung des freien Kleineigentums, so daß eine
schnelle Rückkehr zu Verhältnissen persönlicher Abhängigkeit, die eine ty-
pische Tendenz für vorkapitalistische Gesellschaften ist, verhindert wer-
den konnte?
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Rechtsformen

Zentraler Begriff bei der Diskussion der Entwicklung der Rechtsformen ist
der der isonomia, ein Begriff, der die politische und rechtliche Gleichheit
der Angehörigen der Bürgerschaft faßt.24

Eine bedeutsame Entwicklung des athenischen Rechts bereits vor der
Zeit Solons ist zunächst in einer Einschränkung der Selbsthife durch einen
<obligatorischen Schiedsspruch) bzw. <Gerichtszwang> (Müller) zu sehen.
Dieser Prozeß der Herstellung einer Öffentlichkeit des Rechts hatte eine
weitere Stufe erreicht, sobald er aufgrund von anerkannten und bekannten
Gesetzen geschah, die schließlich auch schriftlich fixiert wurden, ein Pro-
zeß, der in Athen mit Drakon begann.

Mit der Herausbildung der klassischen Polis — also der antiken Produk-
tionsweise — wurde die Rechtsprechung weitgehend aus den verwandtschaft-
lichen Beziehungen herausgenommen und zu einer «Art der Souveränität»
(Gernet) der Bürgerschaft.26 Ein weiterer Schritt in dieser Richtung war
die in den Rahmen der Solonischen Reformen gehörende Popularklage, das
Recht eines jeden Bürgers, eine Klage zu erheben, auch wenn er mit dem
Geschädigten nicht in einem Verwandtschaftsverhältnis stand. Ausgenom-
men davon blieb lediglich der Bereich des Blutrechts. Damit wurde auch die
Anklageerhebung in die Hand der Bürgerschaft gegeben27 und aus den
verwandtschaftlichen Verhältnissen, das heißt auch aus der Hand des Adels,
genommen.

Aufgrund der nur in Ansätzen vorhandenen Durchsetzung von Waren-
tausch- und insbesondere Ware-Geld-Beziehungen zur Zeit Solons können
diese Veränderungen in den Rechtsformen noch nicht mit solchen Verände-
rungen in der Ökonomie in Verbindung gebracht werden. Vielmehr läßt sich
die These aufstellen, daß bereits die Umschichtungen in den landwirtschaft-
lichen Eigentumsverhältnissen, verbunden mit der Abschaffung persönli-
cher Abhängigkeitsformen, neue Rechlsformen hervorbrachten bzw. diese
für ihre vollständige — und dauerhafte — Durchsetzung benötigten. Diese
Veränderungen waren eine Bedingung dafür, daß eine schnelle Wiederher-
stellung persönlicher Abhängigkeitsverhältnisse nicht erfolgen konnte.

Die Entstehung des schriftlich niedergelegten Rechts, allgemeingültiger

Rechtsformen, die Herstellung der Öffentlichkeit des Rechts war also eng
mit der Zurückdrängung persönlicher Abhängigkeitsbeziehungen verbun-
den, die als auf außerökonomischen Zwang fußend als typisch für vorkapita-
listische Gesellschaften angesehen werden können. Die Zurückdrängung
des außerökonomischen Zwangs im Rahmen einer vorkapitalistischen Pro-
duktionsweise führt also zu Veränderungen im Bereich des Überbaus und
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der Basis-Überbau-Verhältnisse, die teilweise vergleichbar sind mit den
Rechtsformen kapitalistischer Gesellschaften, die grundlegend auf ökono-
mischem Zwang beruhen und in der deshalb die persönlichen Abhängig-
keitsverhältnisse weitgehend fehlen.29 Auch dies macht den Zusammen-
hang zwischen den genannten Veränderungen in den Rechtsformen und den
Veränderungen in den landwirtschaftlichen Eigentumsverhältnissen plausi-
bel.

Auf der anderen Seite wird diese Entwicklung durch die sich entfallen-
den Warentauschbeziehungen in der Folgezeit wesentlich beschleunigt. Be-
reits zu solonischer Zeit zeigt sich dieser Zusammenhang an den gleichzeitig
erfolgenden Maß- und Gewichtsreformen.30 In der weiteren Entwicklung
wird dieser Zusammenhang zentral; deutlich wird er beispielsweise an der
Entwicklung des griechischen Vertragsrechts. Die Entwicklungen im 7./6.
Jahrhundert sind jedoch nicht das Ergebnis einer für vorkapitalistische
Verhältnisse sehr weitgehenden Entwicklung von Warenproduktion und
Ware-Geld-Beziehungen, sondern — mit der Möglichkeit der Freisetzung
freier Arbeitskräfte, der Zurückdrängung des außerökonomischen Zwangs —
die Voraussetzung für eine solche Entwicklung.

Bürgerrecht

Nach der Aufhebung der bäuerlichen persönlichen Abhängigkeitsverhält-
nisse sind die (männlichen) Athener insofern als Bürger zu betrachten, als
daß sie das Recht hatten, an den Volksversammlungen teilzunehmen. Mög-
licherweise war dies zu solonischer Zeit noch an Grundeigentum gebunden,31

dies ist jedoch spätestens seit Kleisthenes nicht mehr der Fall. Zweifellos ist
jedoch in der fraglichen Zeit vor dem Hintergrund der Stärkung des freien
Kleineigentums im Rahmen der Solonischen Reformen die athenische Polis
als Gemeinde von Grundeigentümern zu sehen. Die Zurückdrängung der
persönlichen Abhängigkeitsverhältnisse, die die Entwicklung neuer Rechts-
formen und damit auch des antiken Bürgerrechts erst möglich machten, ist

nur denkbar im Rahmen einer entscheidenden Stärkung des freien Klein-
eigentums. Das Bürgerrecht spiegelt also zunächst einmal die Einheit der
Bürger als Grundeigentümer wider - bereits von seiner Entstehung an aller-
dings in ihrer klassenmäßigen Differenziertheit. Wie auch die Rechtsformen
ist das Bürgerrecht die politische Form, in der der Antagonismus zwischen
großem und kleinem Grundeigentum ausgetragen werden kann, ohne daß es
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zu einer <Wiederholung> der Situation vor der Zeit Solons kommt, zur Ent-
wicklung persönlicher Abhängigkeitsverhältnisse. Die klassenmäßige Diffe-
renziertheit wird durch die timokratische Ständestruktur der Zensusklassen
realisiert, die das antike Bürgerkollektiv nach Eigentum und Ertrag diffe-
renziert und so einen klassendifferenzierten Zugang zur staatlichen Macht-
ausübung vermittelt.

Das Bürgerrecht grenzte also alle Bürger ungeachtet ihrer Klassenzuge-
hörigkeit von den Nichtbürgern ab und bestimmte auch die Form der Aus-
tragung ökonomischer Klassenkämpfe, die als politische Konflikte erschie-
nen. Gleichzeitig war das Bürgerrecht in der späteren Zeit aber mit Privi-
legien auch im ökonomischen, nicht nur im politischen Bereich verbunden.
Auch ärmeren Bürgern war ein Zugriff auf von Sklaven erarbeitetes Mehr-

produkt in der Distributionssphäre (Tagegelder für die Ausübung von
Ämtern etc.) möglich; dies berührte jedoch nicht die Eigentumsverhältnisse
an Produktionsmitteln. Die Klassenstruktur innerhalb des Bürgerstandes
wurde durch das Bürgerrecht also nicht bnriihrt oder gar aufgehoben.33

Aristokratie und Polisbürger

Was die Klassenstruktur betrifft, so wurde bereits deutlich, daß zumindest
zunächst die Aristokratie innerhalb der herrschenden Klasse nach wie vor
dominant war.

Es stellt sich allerdings die Frage, inwiefern sich dennoch die Rolle des
Adels als Stand in der Struktur der frühen antiken Gesellschaft veränderte,
welche Bedeutung die Aristokratie als politischer/juristischer Status/Stand
nach wie vor für die Vermittlung der ökonomischen Verhältnisse auf der
ideologischen, politischen und juristischen Ebene hatte.

Betrachtet man die Aussagen Solons, so wurde bereits oben festgestellt,
daß er zweierlei betont: zum einen, daß er Volk und Adel gegeben habe, was
jedem zustehe, keineswegs jedoch jeder der beiden Seiten den gleichen An-
teil, zum anderen betont er die Notwendigkeit seiner Maßnahmen, um die

Unterordnung des demos unter die Aristokratie zu erhalten.

Solon ging es offensichtlich nicht um eine Zurückdrängung der Aristokra-
tie aus dem ökonomischen Bereich, jedoch auch nicht aus dem politischen
und ideologischen. Auch seine Stellung zur Tyrannis bestätigt, daß ihm dar-
an lag, die Solidarität des Adels zu bewahren. Die Tyrannis geht für Solon
einerseits von den <großen Männern>, also dem Adel aus und ist mit Gewalt
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und Zwietracht verbunden (Frag. 10,3-4 Diehl ). Andererseits ist sie eng
mit Maßnahmen verbunden, gegen die Solon sich an anderer Stelle wehrt,
wie die Aufteilung von Grund und Boden.35 Hier wird deutlich, daß die
frühe Tyrannis - wie Pittakos in Mytilene etwas früher als Solon - aus den
gleichen sozialen Konflikten herrührt wie die Auseinandersetzung zur Zeit
Solons.36

Es ist jedoch zweifelhaft, ob diese Einschätzung ausreicht, um die Frage
nach der Rolle des Adels zu beantworten. Zwar ist weder eine personelle
Kontinuität zwischen der alten und der neuen herrschenden Klasse zweifel-
haft, 7 noch die ideologische und politische Dominanz des Adels zur Zeit
Solons. Die Situation hatte sich aber insofern geändert, als die vorherr-
schende Ausbeutungsform, die bis dahin die einer persönlichen Abhängig-
keit der Hörigkeitsform gewesen war, sich geändert hatte und damit eine
neue Hauptklasse, die der kleinen Grundeigentümer, entstand. Dies mußte
auch Veränderungen in den Formen der Austragung der Antagonismen zwi-
schen den Klassen bewirken, auch wenn dies nicht beabsichtigt war. Solche
Veränderungen wurden in den vorausgehenden Ausführungen bereits deut-
lich:
— Die Herausbildung eines einheitlichen Bürgerrechts, nicht durch Standes-

zugehörigkeit, sondern durch timokratische Zensusklassen differenziert,
bedeutete eine Einschränkung der Aristokratie und eröffnete die Mög-
lichkeit der späteren Erweiterung der herrschenden Klasse um wohlha-
bende Gewerbetreibende und Händler. Deutlicher wird diese Entwick-
lungsrichtung unter Kleisthenes, der mit der Phylenreform, der Einrich-
tung neuer Verwaltungseinheiten, den alten von den aristokratischen Ge-
schlechtern beherrschten Phratrien — ohne sie aufzulösen — die Bedeu-
tung nahm. Die Bedeutung des Adels als Stand ging niemals ganz zurück,
aber die Aristokratie wurde zunehmend gezwungen, innerhalb der politi-
schen Institutionen der Polis zu handeln, wo sie zunehmend das Monopol
verlor.

- Die schriftliche Niederlegung und Öffentlichkeit des Rechts beschränkte
bereits sehr früh das Monopol der Aristokratie in diesem Bereich.

Deutlich wird diese Entwicklung bereits bei Solon selbst (Frag. 5,1-2
Diehl):

«Einfluß gab ich dem Volke soviel wie gerade genug ist,
wollte nicht schmälern noch auch mehren ihn über Gebühr;»

Diese Verse verdeutlichen die oben beschriebene Auffassung des Solon,
gleichzeitig ist jedoch der hier als <Einf luß> übersetzte Begriff, geras bzw.
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kralos und time, der auch auf den demos bezogen wird, u. a. bei Homer
noch Attribut der Könige, später des Adels.39

Diese Entwicklung verstärkt sich im 5. und 4. Jahrhundert. Ursprünglich
rein wertende Begriffe (so teilweise noch bei Homer), die die positiven Ei-
genschaften des Adels beschreiben (kalos, agathos, aristos, chrestos, esthlos),
die später zur Gruppenbezeichnungen für den Adel — im Gegensatz zum
demos als den kakoi (Schlechten, Minderen) — verwendet werden (u. a. Pin-
dar, Alkaios, Theognis, Solon) , wurden später zunehmend für Menschen
aus dem demos, die sich als Bürger hervorgetan hatten, verwendet (attische
Tragödie, u. a. Euripides in Elektra und Ion). Thukydides verwendet den
Begriff agathos für hervorragende Bürger, während er die Reichen und
Herrschenden als dynatoi (Mächtige) und oligoi (Wenige) bezeichnet.
Ganz hat sich diese Bedeutung jedoch nie durchgesetzt. Dies wird etwa in
der pseudo-xenophontischen Athenaion Politeia deutlich und weist auf die
fortwährende Bedeutung des Adels als Stand hin.

Als Ergebnis läßt sich abschließend festhalten, daß die neuen rechtlichen
und politischen Überbauformen also einerseits das Ergebnis von Klassen-
kämpfen, der Zurückdrängung alter und der Herausbildung neuer Produk-
tionsverhältnisse sind, die grundlegend vom Widerspruch zwischen großem
und kleinen Grundeigentum und die weitgehende Zurückdrängung von per-
sönlichen Abhängigkeilsverhältnissen und außerökonomischen Zwang ge-
prägt sind. Andererseits können sich diese Produktionsverhältnisse nur im
Rahmen der skizzierten politischen und Rechtsformen durchsetzen und sta-
bil bleiben.

Solche Veränderung lassen sich auch für andere griechische Poleis fest-
stellen, zum Teil wesentlich früher als in Athen.

Bereits Mitte des 7. Jahrhundert hat vermutlich der Tyrann Kypselos in
Korinth die alte gentilizische Einteilung aufgelöst und lokale Phylen einge-
richtet sowie die nichtdorischc Bevölkerung — die die kleinen und/oder ab-
hängigen Bauern vor allem stellte - zu vollberechtigten Bürgern gemacht.
Möglicherweise erfolgte sogar eine Neuverteilung von Teilen des Bodens,
nämlich von dem, der im Besitz der herrschenden Bakchiaden gewesen war.
Auch die Verschuldung scheint hier, wie in Athen, eine Rolle gespielt zu
haben.42

Um 600 v. u. Z. wurde in Sykion unter dem Tyrannen Kleisthenes eine
ähnliche Veränderung der Verwaltungseinheiten durchgeführt, sowie per-
sönliche Abhängigkeiten außerhalb der Sklaverei aufgehoben. Dem gingen
Unruhen in der bäuerlichen Bevölkerung voraus.43 Auf eine der atheni-
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sehen vergleichbare Entwicklung der Gesetzgebung in anderen Poleis wur-
de bereits oben hingewiesen (Anm. 28).

Bei dem aristokratischen Dichter Theognis aus Megara (Mitte 6. Jahrhun-
dert) wird die Zurückdrängung der Aristokratie als Stand deutlich: «0 Kyr-
nos, die früher Edle (agathoi) waren sind nun Schlechte (kakoi), die ehe-
mals Schlechten sind nun Edle» (Theognis 1109-1110). agathoi und kakoi
sind bei Theognis keine individuellen Wertungen, sondern soziale Typen-
begriffe, die Aristokratie und demos bezeichnen. Theognis bringt die Ent-
wicklung mit der zunehmenden Warenproduktion und dem Handel in Bezie-
hung: «Plutos, schönster und liebenswertester aller Götter, mit dir werde ich
zum edlen (esthlos) Mann, auch wenn ich ein schlechter (kakos) bin» (Theo-
gnis 1117 - 1118).45

Auf der Grundlage dieser spezifischen Einheit von ökonomischen und po-
litisch-rechtlichen Verhältnissen, die sich grundlegend im 7./6. Jahrhundert
durchgesetzt haben, kam es in den folgenden Jahrhunderten in großen Tei-
len Griechenlands zu einer für vorkapitalistische Verhältnisse sehr unge-
wöhnlichen Entwicklung von Warenproduktion, Ware-Geld-Beziehungen
und freier Lohnarbeit, die ihrerseits die mit Solon begonnene Entwicklung
von Rechtsformen und politischen Formen weilertrieben.

Diese Entwicklung hatte jedoch relativ enge Grenzen. Sowohl Warenpro-
duktion als auch freie Lohnarbeit wurden nur punktuell in das antike Bür-
gerkollektiv integriert. Diese ökonomischen Bereiche konzentrierten sich zu
einem großen Teil auf die Gruppe der Metoiken, also auf eine Gruppe, die
nicht dem Bürgerstand angehörte. Mit der Entwicklung von Warenproduk-
tion und Ware-Geld-Beziehungen im 6./5. Jahrhundert nahm diese Gruppe
stark zu. Ideologisch machte sich dies in einer außerordentlich negativen
Bewertung von freier Lohnarbeit und überhaupt jeder abhängigen Arbeit
bemerkbar sowie in der Ablehnung von Handels- und Erwerbslätigkeilen
zum Zwecke des Gelderwerbs, d. h. der Anhäufung von Mehrwert, soweit
diese nicht zur unmittelbaren Beschaffung von Gebrauchswert dienten. Die
zuletzt genannte Bewertung, die das widersprüchliche Verhältnis von
Tauschwert- und Gebrauchswertproduktion in der antiken Gesellschaft wi-
derspiegelt, wird etwa bei Aristoteles in dem Gcgcnsatzpaar chrematistike

(Tausch und Handel zum Zwecke des Gelderwerbs) und oikonomike (Füh-
rung einer Hauswirtschaft, Beschaffung der dazu benötigten Mittel) deut-
lich. Im Bereich der Rechtsformen wird dies in einer deutlichen Be-
schränktheit des Vertragsbegriffs deutlich.48

Die Lohnarbeit wurde nie zur dominanten Ausbeutungsform, vielmehr
setzte sich die für vorkapitalistische Gesellschaften typische Tendenz zu
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außerökonomischem Zwang, die innerhalb der Bürgerschaft durch die anti-
ken Rechtsformen weitgehend eingeschränkt war, in anderen Formen, näm-
lich mit der Entwicklung der Sklaverei, wieder durch. Abhängige Arbeit
wurde somit auf eine Klasse, die außerhalb der Gemeinde stand, verlagert.
Hier ist also eine strukturell vergleichbare Auslagerung von Widersprüchen
aus dem Bürgerkollektiv zu erkennen, wie im Fall der Metoiken. Deutlich
wird auch hier die Beschränktheit der Ware-Geld-Beziehungen und der feh-
lenden Integration in das Bürgerkollektiv. Die Arbeitskraft wurde nie in ei-
nem relevanten Maß in Form von Lohnarbeit in die Ware-Geld-Beziehun-
gen einbezogen.

Gerade die aus der relativ starken Entwicklung der Warenproduktion
sich ergebenden Widersprüche zusammen mit der strukturellen Unmöglich-
keit einer vollständigen Durchsetzung der Ware-Geld-Beziehungen führten
zu Krisenerscheinungen in der antiken Produktionsweise, die schließlich in
der Spätantike zu einer <Rückkehr> zu früheren (persönlichen, auf außer-
ökonomischen Zwang basierenden) Abhängigkeitsverliältnissen auf einer
höheren Entwicklungsstufe führten.49
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matik der Solonischen Reformen, in: Familie, Staat und Gesellschaftsformation.
Grundprobleme vorkapitalistischer Epochen einhundert Jahre nach Friedrich Engels'
Werk «Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staats*, Berlin 1988,
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S. 448-451. - Anders noch: William John Woodhouse: Solon the Liberaler. A Study
ofthe Agrariern Problem inAtlika in the Seventh Century, London 1938, S. 145-166.

9. Vgl. Aristoteles, Athenaion Politeia 2,2: «Für Anleihen verpfändete man bis auf
Solon regelmäßig seine Person.» Übersetzung hier und im folgenden: Aristoteles,
Athenaion Politeia; Politika: Werke, Bd. 4, Politik und Staat der Athener, eingelei-
tet und neu übertragen von Olof Gigon, Zürich 1955.

10. Aristoteles, Athenaion Politeia 6,1; Plutarch, Solon 15; vgl. Will, a. a. 0:; S. 64-
65 u. S. 74-75. - Die Ausführungen Solons (Solon, Frag. 24,5-7 Diehl), die sich auf
die «versklavte Erde» beziehen, wären dann als Bild zu verstehen, m. E. wenig
problematisch im Hinblick auf die enge Verbindung zwischen dem Boden und sei-
nem Eigentümer; vgl.: Edourad Will, a.a.O., 1965, S. 64 - 67.

11. Solon, Frag. 23,20-21 Diehl.
12. Will nimmt an, daß zumindest teilweise die Großgrundeigentümer über den An-

bau entschieden. Will, a. a. 0. 1965, S. 76.
13. So Woodhouse a. a. 0.
14. Auf Einzelheiten kann in diesem Rahmen nicht eingegangen werden, s. hierzu

aber u.a. Moses I. Finley: Die Schuldknechtschaft, in: Kippenberg, a. a. 0., S. 173-
204; Lotze, a. a. 0., 1958, S. 7-10; Isaac Mendelsohn: Slavery in the Ancient Near
East, New York 1949.

15. Gernet, a.a.O., 1981, S. 303-305; Finley, a.a.O., 1977, S. 182-185; Plutarch, So-
lon 13,4 und Aristoteles, Athenaion Politeia 2,2 bringen die Lage der hektemoroi
nicht mit der Verschuldung in Zusammenhang.

16. Dies wird bei Solon sehr deutlich, u.a. Frag. 3;4 Diehl. Für Boiotien wird eine
ähnliche Situation sehr anschaulich von Hesiod dargestellt.

17. Nicht zutreffend erscheint mir die Annahme, die insbesondere von Spahn vertre-
ten wird, daß der Adressat Solons sowie die Grundlage der späteren institutionellen
Veränderungen unter Kleisthenes eine sowohl von den Landeigentumslosen und
Kleinstbauern als auch vom Großgrundeigentum und Adel zu unterscheidende Mit-
telschicht gewesen sei, die ihrerseits zur Zeit Solons noch weitgehend unpolitisch
gewesen sei. So habe sich die Situation ergeben können, daß Solon als Vermittler
zwischen den verfeindeten Lagern, der Aristokratie und dem demos, erschienen sei.
Peter Spahn: Oikos und Polis. Beobachtungen zum Prozeß der Polisbildung bei He-
siod, Solon und Aischines, in: Historische Zeitschrift 231/1980, S. 59-64; Peter
Spahn: Mittelschicht und Polisbildung, Frankfurt/M./Berlin/Las Vegas 1977. - Si-
cherlich gab es solche wohlhabenderen mittleren Bauern und auch vor Solon noch
freie Kleineigentümer. Die Frage ist jedoch, inwieweit sie von ihrer Interessenlage
und Klassenzugehörigkeit her von der nach den Solonischen Reformen entstande-
nen Klasse freier Kleineigentümer wirklich unterschieden sind. S. dazu auch Mo-
ses I. Finley: Politics in the Ancient World, Cambridge 1983, S. lOf und Anm. 31, S.

44, Anm. 48. Auch Solon selbst geht offensichtlich von zwei Seiten in den sozialen
Konflikten seiner Zeit aus. Zu anderen griechischen Poleis s. u. und Anm. 42.

18. Solon, Frag. 23,20-21 Diehl; vgl. Aristoteles, Athenaion Politeia 11,2; Plutarch,
Solon 13,6 und 16,1; - Will, a. a. 0., 1965, S. 73; Istvän Hahn: Demos und Kratos,
in: Homonoia 5/1983, S. 69-114, S. 92f.

19. Will, a. a. 0., 1965, S. 68-71.
20. Will, a. a. 0., 1965, S. 76f.
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21. Vgl. Gerhard Hauck: Von der klassenlosen zur Klassen-Gesellschaft, Köln, 1979, S.
138.

22. Will, a. a. 0., 1965, S. 94; Louis Gernet: The Nobility in Ancient Greece, in: Ger-
net, a. a. O., 1981, S. 279-288, S. 280-284; Ernst Kluwe: Polisideologie und Hand-
werk, in: Klio 71/1989, S. 414-419, S. 417f.

23. Vgl. u.a. Hahn, a.a.O. 1971.
24. Dieser Begriff erscheint zwar noch nicht bei Solon selbst, sondern erst bei Hero-

dot. Er wird hier jedoch in dem Sinne benutzt, daß mit den Reformen Solons be-
reits die Grundlagen für die mit der Bezeichnung isonomia gefaßte politische und
rechtliche Gleichheit gelegt wurden.

25. Wolfgang Müller: Momente des bürgerlichen Staates in der griechischen Polis, in:
Proida 17 u. 18/1975, S. 1-25, S. 10; Louis Gernet: Ober den Begriff des Urteils im
griechischen Recht, in: Erich Berneker (Hg.): Zur griechischen Rechtsgeschichte,
Darmstadt 1968, S. 374-412, S. 376-382. - Auch diese Entwicklung ist vor allem
als eine in Richtung der Öffentlichkeit des Rechts zu sehen. Gernet etwa betont,
daß das Urteil sich nicht spontan aus dem freiwilligen Schiedsspruch entwickelt
habe. Vielmehr habe es von Anfang an seine eigene Funktion neben der Selbsthilfe
gehabt, wenn die von der Selbsthilfe betroffene Partei geltend macht, es werden
gegen gewohnheitsrechtliche Normen verstoßen. (Gemet, a. a. O., 1968, S. 376-

382) Damit wird deutlich, daß auch die auf Gewohnheitsrecht beruhende Selbsthil-
fe keineswegs grundlegend auf Willkür gegründet ist. (Louis Gernet: Law and Pre-
law in. Ancient Greece, in: Gernet. a.a.O., 1981, S. 13-215, S. 176f) Das Neue der
genannten Entwicklung liegt also vor allem darin, daß das Recht zu einem öffentli-
chen - auf die gesamte Bürgerschaft bezogenen — Bereich wird.

26. Gernet, a.a.O., 1968, S. 382f, 387f.
27. Dies gilt nicht für die Vollstreckung eines Urteils. Ausführlich hierzu Gernet,

a.a.O., 1968, S. 389ff.
28. Vgl. Will, a.a.O., 1965, S. 85-87, der die These aufstellt, daß die Öffentlichkeit

des Gesetzes «...die Kleinen, denen die seisachtheia nur ein höchst Ungewisses
Schicksal gesichert, hat unter den Schutz des Gemeinwesens stellt...» S. auch So-
Ion, Frag. 3,36 Diehl: «sie [die eunomie] stellt das verbogene Recht wieder her...».
Bei Hesiod, Erga 220-227, ist genau von verbogenem Recht (skolie dike) die Rede.
- Ähnliche Prozesse gab es nicht nur in Athen unter Solon sondern bereits früher
unter dem Tyrannen Pittakos in Mylilene, Zaleukos bei den unteritalischen
Ixikrern oder Charondas im sizilischen Katane. Dies zeigt, daß Prozesse wie sie hier
für Athen geschildert werden und aufgrund der Quellcnlage auch am besten be-
kannt sind, sich auch in großen Teilen des übrigen Griechenland bzw. griechisch
besiedelter Gebiete abspielten.

29. S. Klaus Naumann: Ökonomische Gesellschaftsformation und historische Formati-

onranafyje, Köln 1983, S. 80; Burkhard Tuschling: Recktsfortn und Produktions-
verhältnisse. Zur materialistischen Theorie des Rechtsstaats, Frankfurt/M. 1976,
sehen die «allgemeine Rechtsform» als dominante Überbauform für die kapitalisti-
sche Formation an.

30. Diese werden - anders als die Münzreform - nach wie vor recht einhellig Solon
zugesprochen. S. Will, a.a.O., 1965, S. 79-84. Zur Rolle der entstehenden Waren-
tauschbeziehungen s. inbes. aucli Müller, a.a.O.
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31. Dies wird allerdings zumeist nicht angenommen, s. jedoch Claude Messe1: Com-
ment s'flabore un mytke polltique: Solon «pere fondateur» de la dtmocratie
Athenienne, in: Annales (Kconomies, Socifte's, Civilisations) 34/1979, S. 425-437, S.
433f.

32. Vgl.: Borivoj Borecky: Die sozial-ökonomischen Grundlagen der griechischen Polis
und Platons Gesetzesstaat, in: Eirene. Studio Graeca et Latina 2/1964, S. 81-95.;
Heinrich Kuch: Polisdemokratie und Tragödie, in: Joachim Herrmann; Irmgard
Sellnow (Hg.): Die Rolle der Volksmassen in der Geschichte der vorkapitalistischen
GeseUschaßsformationen, Berlin 1975, S. 263-276, S. 265; Klaus Naumann: Pro-
bleme antiker CeseUschaßsformation. Wissenschafisgeschichtliche Studien zur Ge-
schichtsmethodologie, Budapest 1983, S. 67.

33. Dies ist eine Gegenthese zur Auflassung, daß das Bürgerrecht «...anstelle des
Grundbesitzes als Bedingung der Zugehörigkeit zum Gemeinwesen...» getreten sei
bzw. «...daß die Polis mit ihrer politischen Struktur für die Bürger den Platz von
• Produktionsverhältnissen)...» eingenommen habe (Schmidt). Martin Schmidt: Zur
Diskussion über die Klassenverhältnisse in der Antike, in: Gesellschaftsformationen in
der Geschichte, Berlin 1978, S. 116-129, S. 124; eine ähnliche These vertreten u.a.
Jacques Annequin; Monique Clavel-LeVe'que; Frangois Favory: Presentations. For-
mes d'exploitation du tra.va.il et rapports sociaux darts l'anliquilt classique, in: Re-
cherches Internationales a la Lumiere du Marxisme (R1LM) 84/1975, S. 3-44; Mau-
rice Godelier: Rationalität und Irrationalität in der Ökonomie, Frankfurt/M. 1972,
S. 115-126. — Ausführlicher bin ich auf diese Diskussion eingegangen in: Koppe,
a.a.O.

34. Monarchos steht hier offensichtlich in der Bedeutung von tyrannos.
35. Solon, Frag. 23,13-21 Diehl, wo beides eng verbunden wird.
36. Über Pittakos gibt es neben der aristokratischen Stellungnahme - neben Solon

etwa bei Theognis, 39 - 52, Alkaios, Frag. 348 LP - auch eine positive Tradition. Er
wurde bereits im 6. Jahrhundert, wie Solon, zu den sieben Weisen gezählt. Auch
Alkaios konstatiert, daß er mit allgemeiner Zustimmung in seine Stellung gekom-
men ist (sie haben ihn «alle zusammen jubelnd» herbeigeholt), Alkaios, Frag. 348
LP.

37. Dies ist keineswegs außergewöhnlich, sondern eher typisch für Formationswech-
sel zwischen vorkapitalistischen Gesellschaften; auch in der römischen Spätantike
etwa ist eine solche weitgehende Kontinuität zu beobachten.

38. Bei Aristoteles, Athenaion Politeia 21,1 ist geras überliefert, bei Plutarch, Solon
18,5 kratos; time steht in der zweiten Zeile von Franyö/Snell durch das Pronomen
<ihn> übersetzt.

39. Vgl.: Istvän Hahn, a.a.O. 1983, S. 74.
40. U. a. Pindar, Pyth. 10,69-72; Theognis 1105-1112; zu Solon habe ich oben be-

reits einiges ausgeführt. - Der umgekehrte Gebrauch ist jedoch bereits in einem

frühen Gedicht Solons, ganz im Gegensatz zu seiner sonstigen Verwendung der Be-
griffe, zu sehen: «Viele niedrige (kakoi) sind; die edlen (agathoi) sind arm.» (Frag.
4,9 Diehl)

41. Thukydides 6,9,2; 6,14; 3,47,2-3.
42. Edouard Will: Korinthiaka. Recherches sur l'histoire et la civilisation de Corinthe

des origines aux guerres mediqu.es, Paris 1955, S. 470-481, zur Verschuldung und
Agrarkrise auch S. 497. - Gabriele Bockisch: Kypselos und die Bakchiaden, in: Klio
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64/1982, S. 51-66, weist auf eine beträchtliche Warenproduktion und Export be-
reits vor der Tyrannis des Kypselos hin. Auch Will nimmt dies an, warnt jedoch
davor, diese Prozesse zu überschätzen. Nach seiner Auflassung sei es zu einer ei-
genen Münzprägung in Korinth erst unter Kypselos gekommen. Will, a.a.O., 1955,
488-491. Jedenfalls ist offenbar auch in Korinth eine beschleunigte Entwicklung
von Warenproduktion und Warenaustausch auf Grundlage der mit der Tyrannis
erfolgten Veränderungen anzunehmen.

43. Sowohl zu Korinth als auch zu Sykion s. Heinz Kreißig (Leitung eines Autorenkol-
lektivs): Griechische Geschichte bis 146 v. u. Z., Berlin 31985, S. 98-100.

44. S. u.a. Brigitte Johanna Schulz: Bezeichnungen und Selbstbezeichnungen der Ari-
stokraten und Oligrarchen in der griechischen Literatur von Homer bis Aristoteles, in:
Elisabeth Charlotte Welskopf (Hg.): Untersuchungen altgriechischer sozialer Typen-
begriffe, Berlin 1981 (Soziale Typenbegriffe im alten Griechenland und ihr Fort-
leben in den Sprachen der Welt Bd. 3), S. 67-155.

45. Man könnte wohl auch übersetzen: «Mit dir werde ich zum Aristokraten, auch
wenn ich ein Mann aus dem demos bin.»

46. Im folgenden können nur einige Punkte grob skizziert werden. Zur Reflexion des
widersprüchlichen Verhältnisseses von Tauschwert- und Gebrauchswertproduktion
in Literatur und Rechtsformen s. Koppe, a.a.O. — Auch in Griechenland setzte sich
dieser Entwicklungstyp nicht vollständig durch; ein Beispiel ist Sparta, wo die per-
sönlichen Abhängigkeitsverhältnisse (der Heloten) weiterbestanden, Warenpro-
duktion und Ware-Geld-Beziehungen auf einem sehr niedrigen Niveau blieben. —
Auf der anderen Seite sind die antiken Produktionsverhältnisse zwar in Griechen-
land und später in Rom am deutlichsten ausgeprägt, jedoch nicht auf diese Gebiete
beschränkt; s. Heinz Kreißig: Die sozialökonomische Situation in Judäa zur Achä-
menidenzeit, Berlin 1973, insbes. S. 105 u. 115f; Heinz Kreißig: Die sozialen Zu-
sammenhänge des Jud&ischen Krieges, Berlin 1970.

47. Selbst antike Autoren des 4. Jahrhundert, etwa Xenophon in den Poroi, deren
Überlegungen auf eine Förderung von Handel und Handwerk und eine stärkere
Integration dieser Bereich in das Bürgerkollektiv selbst abzielen, beabsichtigen im
Grunde eine Verlagerung der inneren Widersprüche des Bürgerkollektivs nach au-
ßen. Dies wird bei Xenophon deutlich, wenn er vorschlägt, durch den Ankauf von
Staatssklaven für die Silberminen jedem Athener langfristig eine sichere Einnahme
zu gewährleisten.

48. Auf diese Problematik kann hier nicht weiter eingegangen werden; zu nennen
sind hier etwa die Auffassung einer versäumten Kreditzahlung als Eigentumsdelikt;
ebenfalls zu nennen ist hier die Beschränktheit des Eigentumsbegriffs, die etwa
darin deutlich wird, daß die Richter in Streitfällen nur das relativ bessere Recht
feststellen, insbesondere keine Aussage in bezug auf das Recht eines eventuell

Drillen machen, der zu einem spateren Zeitpunkt eventuell auftreten konnte. - S.
u.a.: J. Walter Jones: The Laws and legal Theory of the Greeks. An Introduktion,
Oxford 1956; Fritz Pringsheim: The Greek Law ofSale, Weimar 1950; Hans Juli-
us Wolff: Die Grundlagen des griechischen Vertragsrechts, in: Berneker, a.a.O., S.
483-533.

49. Vgl.etwa Heinz Kreißig: Boden und Abhängigkeit im Orient in der hellenistischen
Epoche, in: Jahrbuchßir Wirtschaftsgeschichte 1975, T. II, S. 101-116, insbes. S.
102. - Die Entwicklung ist hier sehr verkürzt dargestellt; es gab sehr unterschied-
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liehe Voraussetzungen für die Entwicklung der antiken Produktionsweise; so war
etwa in Rom und Italien — anders als in Griechenland — eine Entwicklungsperspek-
tive über die Polisstrukturen hinaus möglich.
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Der Kaiser aus Apulien

Umberto Cerroni, The Emperor front Apulia: Frederic II, the last ruler of the
medieval empire and, at the same time, the first modern sovereign of an ab-
solutistically conceived state, Stands at the beginning of national Italian cul-
ture. At his court poets came together who wrote in Italian for the first time,
and he was one of them. He founded the university of Naples äs a state-con-
trolled educational institution with the centres of philosophy and law — the
two pillars of Italian humanism. He issued the constitulion of Melfi, the first
book of law of a state enforcing its rights in Opposition to clerical tutelage.
Though descended from the Hohenstaufen dynasty, Frederic II was the
founder of post-medieval Italian culture, of laicist humanism and — in a
manner characteristic of Italian political thinking — of the foundation of state
authority on theory of law. In the eighthundredth year of his birth the signifi-
cance of Frederic II for the cultural history of Italy is to be rediscovered.

«Ins Grab gesunken ist mit Friedrich die Möglichkeit, Italien in einem
einzigen Staate zu vereinigen nach Eliminierung der weltlichen Macht der
Päpste.» So hat es Michelangelo Schipa geschrieben, einer der nicht zahl-
reichen italienischen Gelehrten, die über Friedrich II. forschen, über den
Schipa selbst folgendes signifikante, abschließende Urteil abgibt: «Unter
den Herrschern, die in den Jahrhunderten zwischen Karl dem Großen und
Napoleon lebten, hatte er seinesgleichen nicht.»

Diese Größe Friedrichs II. wird im allgemeinen nicht in Zweifel gezogen,
aber alles andere als unumstritten ist die politische Qualifikation und Inter-
pretation seines Wirkens. Dieses wird im allgemeinen vornehmlich, wenn
nicht ausschließlich in den Rahmen der sich wiederholenden Machtkämpfe
zwischen deutschen Kaisern und Päpsten im hohen Mittelalter und den des

Dualismus Kirche/Reich gestellt. Hinter Friedrich hebt sich ab, nach der
gängigen Interpretation, der Mythos vom Germanischen Reich, ein Mythos,
durchzogen von intellektuellen Exotismen, von Mysterienseltsamkeiten, von
religiösen Häresien bis hin zu magischen Tendenzen und Grausamkeiten.
Es handelt sich um Elemente, die nahezu mit Sicherheit in Friedrich von
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Schwaben gegenwärtig waren, die aber nicht tauglich scheinen, seine intel-
lektuelle und politische Persönlichkeit in angemessener Weise zu erhellen.

Tatsache ist, daß auf ihm zwei enorme interpretative Hypotheken lasten:
die, die dargestellt wird durch die wiederholten Verurteilungen und Ex-
kommunikationen seitens der Kirche von Rom, die ihn für lange Zeit zum
Antichrist machten, und jene, die in der germanischen Beanspruchung sei-
nes Andenkens liegt als des letzten großen deutschen Kaisers, der die euro-
päische Bühne fast ein halbes Jahrhundert lang beherrschte und Päpsten,
Feudalherren, aufständischen Städten die Stirn bot. Aufgrund des einen wie
des anderen Motivs bleibt das Werk Friedrichs II. noch zu entdecken, inso-
weit es die Geschichte Italiens betrifft. Es ist vonnöten, ein letztes Kapitel in
der italienischen historischen Forschung zu schreiben, die von Schipa, Del
Vecchio, De Stefano, Pepe, Morghen geleistet wurde, um dem italienischen
Projekt Friedrichs Raum zu geben zwischen dem religiösen Zwist mit dem
Papst und dem erneuerten reichsgermanischen Aufschwung, der von Ernst
Kantorowicz daraus gemacht worden ist. Das Werk und die Gestalt Fried-
richs werden befreit ebenso von der päpstlichen Exkommunikation wie von
der mystisch-romantischen Aura der deutschen Historiographie.

Indessen muß man damit beginnen, sich zu fragen, ob es wirklich richtig
ist, sich von den Namen und den Erscheinungen blenden zu lassen: Fried-
rich — stupor mundi, immutator mundi, veritatis Inquisitor, rex iustitiae —
kann nicht bezwungen werden, weder durch religiöse und damit unpoliti-
sche Urteile noch durch seine deutsche Herkunft aus dem schwäbischen
Hause der Hohenstaufen. Schließlich wurde er geboren in Jesi, im Zentrum
der italienischen Halbinsel in den Marken im Jahre 1194 (bald werden es
achthundert Jahre sein) von einem deutschen Vater (Heinrich VI.) und einer
sizilianischen Mutter (Constanza di Altavilla). Er wuchs auf in Foligno in
Umbrien, und danach reifte er heran in Palermo, in jenem Palermo, das
nach allgemeinem Urteil der reichste und am höchsten kultivierte europä-
ische Hof des Zeitalters war. Bis zum Alter von zwölf Jahren sprach er nur
Italienisch, und danach lernte er Deutsch, Lateinisch, Griechisch und Ara-
bisch. Sizilien und Italien waren seine am längsten dauernden menschlichen

Leidenschaften: Im Jahre 11Q8 zum König von Sizilien gekrönt, wird er spä-

ter die Krone von Italien an seinen Sohn abgeben, weil der Papst, der an-
fangs sein Vormund war, sich später der möglichen Wiedervereinigung der
Kronen von Sizilien, von Italien und der des Reiches widersetzt. Aber er
nannte sichßlius Apuliae, Sohn jener großen apulischen Region, die später
die großartigsten Burgen des 13. Jahrhunderts umschließt: den großen Kö-
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nigspalast von Fiorentino in Foggia, die Burg von Lucera, die Burgen von
Melfi und Lagopesole und dann die Burgen von Bari, Brindisi, Bisceglie,
Trani, Altamura, Barletta, Oria, Gravina, Copertina und vor allem die zwei
Juwelen von Gioia del Colle, das den einzigen Thron Friedrichs, der auf uns
gekommen ist, bewahrt, und von Castel del Monte. Hier bilden sich die
größten Meister der Kunst des italienischen Mauenverks heran, aus deren
Mitte Nicola d'Apulia, genannt Pisano, hervorgehen wird, der Begründer
der modernen italienischen Bildhauerei zusammen mit seinem Sohn Gio-
vanni. Die beiden Pisano werden den berühmten Brunnen von Perugia er-
bauen und die Kirchen von Pisa, Siena, Pistoia ausschmücken.

Aber kehren wir nach Sizilien zurück, wo sich die Burgen von Catania,
Siracusa, Enna hervorheben. Hier wird der Hof Friedrichs recht schnell
zum größten, organisierten Zentrum der italienischen Kultur. Hier entsteht
das erste volgare illustre, und das heißt der früheste literarische Kern der
italienischen Sprache. Friedrich ist selbst ein Dichter und umgibt sich mit
Dichtern wie Jacopo da Lentini und dem Protonotar, die jene sizilianische
Dichterschule entwickeln, von der Dante zu sagen hatte (De Vulgari Elo-
quentia): «Damals erschien alles, was die hervorragenden Italiener verfaß-
ten, zuerst am Hofe jener so großen Könige. Und weil ihre Königsresidenz in
Sizilien war, kam es dazu, daß all das, was unsere Vorgänger in der Volks-
sprache verfaßten, sizilianisch heißt: Daran halten auch wir noch fest, und
unsere Nachkommen werden es nicht ändern können.»

Am Hofe Friedrichs in Palermo also bildete sich die Literalursprache der
Italiener heraus, und dort entstand ihr erster großer literarischer Zweig.
Darauf erblühte mit der vollen literarischen und intellektuellen Autonomie
die italienische Dichtung, und zum ersten Mal in Europa kam es zur Tren-
nung der Dichtung von der Musik, das heißt eben zum genus der modernen
Dichtung. Seine brillante und originellste Frucht wird das höchst italieni-
sche Sonett sein, das gelesen und deklamiert wird ohne die Hilfe der Musik
und ohne mehr im Dienste anderer genera zu stehen.

Aber am Hofe Friedrichs reifen zwei andere große, fundamentale Fakten

unserer intellektuellen Geschichte heran. Zwischen Palermo, Neapel, Capua
und Apulien gelangt die italienische Niederlassung dessen, was man den
lateinischen Averroismus genannt hat, zur Reife, und dort gewinnt der erste
Kern von Juristen Gestalt, die sich zu einem einheitlichen Werk postfeuda-
listischer Kodifizierung verbunden haben.
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Der lateinische Averroismus hatte eine außergewöhnliche Bedeutung für
die intellektuelle Entwicklung Europas und insbesondere der Italiener. Das
war die Brücke, auf der mit der Entdeckung der Texte der Physik und der
Metaphysik das große naturalistische Denken des Aristoteles in den Westen
zurückkehrte. Unter den großen Übersetzern und Propagandisten des Neu-
aristotelismus war am schwäbischen Hofe Michael Scottus. Aber mit den
neuen Texten des Aristoteles kam auch die rationalistische Interpretation
des Averroes, der nach Europa das Echo seines großen Kampfes gegen die
mystischen Schulen der islamischen Theologie hinüberträgt und so in das
dogmatisierte Corpus der mittelalterlichen katholischen Theologie einen
kräftigen Samen der Erneuerung einbringt. Aus diesem Samen nimmt, sei es
auch in parteiischer Polemik, ein neuer Elan des christlichen Denkens Ge-
stalt an, das seinen Gipfel mit Albertus Magnus und vor allem mit Thomas
von Aquin erreichen wird. Zwei Verwandte von Thomas verkehren in den
Kreisen von Friedrichs Hof, und Thomas selbst studiert und bildet sich an
der neuen Universität von Neapel, die im Jahre 1224 entsteht. Es ist die er-
ste Staatsuniversität, die in Italien entsteht, und sie soll nach den Absichten
Friedrichs die Juristen, die von der weifischen Verworrenheit der Universi-
tät Bologna enttäuscht sind, nach dem Süden, in den Umkreis des großen
italienischen Staates ziehen.

An der Hochschule von Neapel und in der gesetzgeberischen Aktivität
des Staates bildet sich eine außerordentliche Pleiade von Juristen heran, die
die Wiedergeburt der italienischen juristischen Studien auf zwei große wis-
senschaftliche und praktische Ziele hin orientieren: die Wiederentdeckung
des Römischen Rechts als ursprünglicher und autonomer Quelle des neuen
weltlichen diritto comune (allgemeinen Rechts) und die Kompilation des
ersten europäischen Kodex der postfeudalen Modernität. Was das erstge-
nannte Ziel angeht, so wird es hinreichen, einige Namen zu zitieren: Pier
delle Vigne, Roffredo Epifani aus Benevcnt (der Bologna verläßt, um das
Studium in Arezzo neu zu beleben und der sich danach an die Universität
von Neapel begibt), Taddeo di Sessa.

Was die Konstitutionen von Melfi aus dem Jahre 1231 angeht, so müssen

wir nur beklagen, daß die mangelnde Aufmerksamkeit, die Unangemessen-
heit der Forschungen und der Ausgaben und — sprechen wir es aus — das
nationale Desinteresse dieses politisch-juristische Meisterwerk beinahe dem
Vergessen überantwortet haben, von dem der Franzose Le Goff gesagt hat,
daß es «das größte Gesetzgebungswerk» war, «das von einer weltlichen Au-
torität im Mittelalter ausgegangen ist.» Es bleibt nur hinzuzufügen, daß in
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den italienischen Handbüchern recht viel berühmter die englische Magna
Charta ist, die nur siebzehn Jahre älter ist. Aber es muß auch gesagt wer-
den, daß die Konstitutionen von Melfi eine allgemeine, artikulierte Kodifi-
kation von weitestem Atem darstellen, in der zum ersten Male die moderne
weltliche Autorität formuliert wird als Attribut, das der König ohne päpst-
liche Vermittlungen von Gott erhält. Gerade im Proömium der Konstitutio-
nen von Melfi wird der große Marino da Caramanico, wie es in glänzender

Weise Francesco Calasso nachgewiesen hat, die italienische Variante und
wahrscheinlich den allerersten europäischen Ausdruck der entstehenden
weltlichen Souveränität festlegen: rex in regno suo est Imperator (Der König
in seinem Königreich ist Herrscher). Diese weltliche Souveränität der natio-
nalen Königreiche wird mit der Kirche hart zusammenstoßen müssen, die
deren direkte Ableitung von Gott bestreitet. Auf den Spuren dieser Idee
wird sehr bald Dantes Theorie der due soli (zwei Sonnen) fortschreiten und
danach die Idee des Marsilio da Padova vom menschlichen Gesetzgebervolk
und die weltlich-kommunale des Bartolo da Sassoferrato von der «civüas sibi
princeps»: die Stadt ist souverän.

Die Konstitutionen von Melfi geben also die Struktur ab für den ersten
weltlichen Staat Europas, die erste absolute Monarchie, die in Italien auf
weitgehend italienischen Grundlagen errichtet wird. Mit dieser großartigen
Kodifizierung wird die Verwandlung des persönlichen Rechtes zum territo-
rialen Recht vollzogen, der erste wesentliche Schritt in der Bildung eines
souveränen Staates, der vereint und zusammengehalten wird unter dem Pri-
mat des nationalen Gesetzes. Gerade im Proömium des Marino da Caramani-
co wird das Prinzip unterstrichen: lex omnium rex (das Gesetz ist aller Kö-
nig). Das Gesetz herrscht über alle, weil es sich vom souveränen, unverletz-
lichen König herleitet, der ebenso die Quelle wie die Garantie des Gesetzes
ist, das er selbst zu respektieren gehalten ist. Ein anderer großer Jurist aus
dem Süden, Andrea da Isernia, wird kommentieren: princeps et res publica
idem sint: Fürst und Staat sollen dasselbe sein.

Dieser Staat, der die Quelle der Souveränität in sich selbst hat, wird von

der Kirche getrennt sein, das heißt, er wird seine Souveränität über alle,
mithin auch über die Geistlichen ausdehnen, wobei er sozusagen den reli-
giösen Beruf von den zivilen Angelegenheiten trennt. So wird Friedrich ei-
nerseits zunächst in Italien ein Regime des Respekts und des friedlichen
Zusammenlebens zwischen Christen, Muslimen und Juden errichten, wäh-

rend er selbst andererseits von intellektueller Wißbegier getragen wird zu
einer wissenschaftlichen und weltlichen Vision dessen, was er la macchina
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del mondo (die Maschine der Welt) nennt, innerhalb derer der Mensch, ge-
schaffen nach dem Bilde Gottes, imstande ist, zur rationalen Erkenntnis auf-
zusteigen. Hier bemerkt man die ersten Zeichen jener humanistischen Idee,
die Dante zu seiner Theorie der due felicitadi (zwei Glückseligkeiten) — der
himmlischen und der irdischen - führen und die münden wird in der großen
Rede über die Würde des Menschen von Pico della Mirandola.

Die Einheit und Autonomie des Staates liegt der Arbeit der Zentralisie-
rung der öffentlichen Organisation zugrunde. Der Kampf gegen die Barone,
die Definition und Regulierung der feudalen Besitztümer, die Belegung der
lokalen Kriege und der Repressalien mit dem Bann, die Abschaffung der
Straffreiheit bei Frauenraub oder die Abschaffung der Buße für das Delikt
der Kontumaz (Ladungsungehorsam) — das alles sind unterschiedliche
Aspekte der Einrichtung eines einheitlichen Regimes der Rechtsprechung
auf dem Territorium des souveränen Staates. Darin wird es eine einzige or-
dinamento di giustizia (Rechtsordnung) geben, die von einem strukturierten
und hierarchischen Korpus staatlicher Funktionäre gewahrt wird, welches
die Zerstreuung und die Verworrenheit der Macht der feudalen Epoche ab-
schafft. Die staatlichen Funktionäre und die Richter werden vom König er-
nannt und müssen einen Eid leisten. Es wird ein weit ausgebreitetes und
eindrucksvolles System von Burgen, Türmen und mit Garnisonen belegten
Festungen gebaut, eben um die Einheit der Macht auf dem ganzen Staats-
gebiet zu garantieren. Der Verpachtung staatlicher Ämter und der feudalen
Ausübung der baronalen Rechtsprechung wird ein Ende gesetzt. Die Schol-
lendienstbarkeit wird noch früher als in den Gemeinden des Nordens abge-
schafft, indem das Verbot durchgesetzt wird, sich zu feudalen Dienstleistun-
gen zu verpflichten. Rechtskräftig wird das Verbot, Waffen zu tragen, für
alle, die keine staatlichen Funktionäre sind; zugleich wird die staatliche
Prüfung für die Ausübung der Heilkunde eingeführt. Obligatorisch wird die
zivile Eheschließung. Eine große Reform betrifft den Prozeß, der jetzt in Zi-
vil- und Strafprozeß geteilt wird. Das Ordal, das heißt jede Form von Gottes-
urteil wird abgeschafft, und es wird ein streng dokumentarischer Prozeß
durchgesetzt, der auf die Beweise gegründet ist und obligatorisch mit einem
schriftlichen und begründeten Urteil abgeschlossen werden muß. Garantiert

wird die Einheitlichkeit der staatlichen Rechtsprechung dadurch, daß die
feudalen Tribunale ebenso ausgeschlossen werden wie die kirchlichen. Die
Konstitutionen von Melfi werden fortschreitend auf alle Territorien Italiens
ausgedehnt, die unter die Herrschaft Friedrichs gelangen, und sie werden in

Kraft bleiben im Königreich Neapel bis 1809 und im Königreich Sizilien bis
1819. Mit ihnen - so schrieb Schupfer, der große Historiograph des italieni-
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sehen Rechts — begründet Friedrich II. den modernen Staat. Schließlich —
eben im Reiche Friedrichs — entstehen einige wesentliche moderne Rechts-
institute. So gibt es in Sizilien das erste italienische und europäische Parla-
ment im Rahmen eines embryonalen Aushandelns der Macht von engli-
schem Typ, zu der zum ersten Male alle drei Zweige der entstehenden Ge-
sellschaft Zutritt haben: die Adligen, der Klerus, die Städte. Andererseits
entsteht gerade unter Friedrich eine einheitliche und zentralisierte Bürokra-
tie und eine Verpflichtung, dem Monarchen die Treue zu schwören, eine
Verpflichtung, die sich auch auf die Bischöfe erstreckt. Schließlich entsteht
ein stehendes Heer auf territorialen Grundlagen, das der feudalen Fragmen-
tierung entzogen ist, sowie auch ein einheitliches Verwaltungssystem für die
Finanzen, den Zoll und das staatliche Rechnungswesen.

Das Ilalienprojekt Friedrichs II. entstand nicht auf der Grundlage eines
ausdrücklichen und evidenten italienischen Nationalgefühls. Für dieses Ziel
war es zu früh, und es ging hervor aus dem tiefen Inneren der mittelalterli-
chen Geschichte, die nur allein die zwei Gegenstände Reich und Kirche
kannte. Aber außerhalb jeglicher unmöglichen politischen Bewußtheil bil-
dete Friedrichs Werk objektiv eine mächtige Anstrengung für die Einigung
Italiens und für die Förderung der Kullursprache der italienischen Nation.
Friedrich war — das ist wahr — der Kaiser und nicht nur der König des Rei-
ches im Süden. Aber vom Heiligen Römischen Reich hatte es einmal in der
Vergangenheit einen fränkischen Zyklus mit Karl dem Großen gegeben, und
nichts schließt die Möglichkeit aus, daß aufgrund präziser historischer Um-
stände nach dem germanischen Zyklus auch ein italienischer Zyklus des
Reiches hätte entstehen können, mit seinen Wurzeln eben in Italien und
orientiert auf das Miltelmeer. Genau das wird Dantes Utopie sein.

Friedrich konnte es bei diesem seinem Versuch der Italienisierung des
Reiches nicht vermeiden, in Gegensatz zur Kirche von Rom zu treten.
Hauptsächlich aus dem Motiv, daß eine historische Regelmäßigkeit alle Kö-
nige der entstehenden Nationen dazu drängte, ihre Autonomie in Auseinan-
dersetzung mit der Kirche zu fordern und zu verlangen, daß ihre Souveräni-
tät auf dem eigenen Territorium sich auf die kirchlichen Personen, auf die

Besitztümer und auf Hie Reichtümer der Kirche erstreckte. Genau das waren
die Motive, die den König von England und den König von Frankreich mit
dem Papst in Konflikt geraten ließen. Und das waren auch die Motive des
Konfliktes zwischen dem Papst und Friedrich II., die allerdings noch ver-
schärft wurden durch die nicht zu leugnende und gewichtige geopolitische
Gegebenheit, daß die Vereinigung der italienischen Halbinsel unter der
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Souveränität des neuen Königs nicht nur die politisch-religiöse Vormund-
schaft des Papsttums zerschlagen, sondern auch das Territorium des Kir-
chenstaates enteignen mußte. Genau das war die Häresie Friedrichs, weil er
hinsichtlich der Häretiker in religiöser Hinsicht die Aufgabe ihrer Verfol-
gung zu seiner eigenen machte. Der Konflikt mit der Kirche trug die Herr-
schaft Friedrichs in die ganze Halbinsel. Sie erstreckte sich auf die Toscana
(wo sie die Burg von Prato und San Miniato hinterließ) und nach Umbrien
(wo die Burgen von Castiglion del Lago, die von Friedrich auch ihren Na-
men erhielt, von Montefalco und von Gualdo Tadini gebaut wurden). Sie
verbreitete sich aber auch im Norden bis nach Piacenza, Lodi, Como, Ber-
gamo, Pavia, Cremona, Tortona, Alessandria, Asti, Torino, Vercelli, Padova:
Städte, die sich auf Friedrichs Seite stellten.

Friedrich war ein großer Feldherr und ein großer Politiker und zeigte
nicht nur Mut, sondern auch Vorsicht. Wenngleich sein Kampf mit der Kir-
che ziemlich lang und erbittert wurde, ernannte er niemals, wie es sein
Großvater Barbarossa getan hatte, einen Gegenpapst, und immer suchte er
die Versöhnung mit den Päpsten auf politischen Grundlagen. Er hatte damit
kein Glück, aber aus dem Papenkaiser (Pfaffenkaiser) wurde er in Wahrheit
der rex novus, wie er eben gerade auch genannt wurde: jener neue König
Italiens, der dadurch, daß er das Land vereinigte, indem er im rechten Au-
genblick einen einheitlichen Nationalstaat schuf, den politisch-moralischen
Zusammenbruch, der folgte, hätte vermeiden können. Er hätte jene politi-
sche Einheit festigen können — die ubiquitas regis (Allgegenwart des Kö-
nigs) — und jene Einheit in der Jurisdiktion — die auf das Recht zentrierte
Königsherrschaft, von der Kantorowicz gesprochen hat - die Italien fehlte.

Sein monumentales Werk, das sich auf die Politik, auf die Literatur, auf
die Philosophie, auf das Recht erstreckte, wird heute der Nationalgeschichte
Italiens zurückgegeben. Es wiederzuentdecken, bedeutet, die tiefsten Wur-
zeln der italienischen Nation wiederzufinden in einer Epoche, die all ihre
Merkmale entstehen sieht - Sprache, Literatur, Malerei, Bildhauerei, Philo-
sophie, Recht — ausgenommen die politische Einheit.

Im lange vergangenen Jahre 1233 wenden sich die Bürger von Cremona
an Friedrich II. mit der Bitte, einen Stadtvogt zu ernennen, einen podestä,
präzisieren sie und fügen sie hinzu, cuius linguam intellegere valeamus —
dessen Sprache zu verstehen wir imstande sind. Es handelte sich offensicht-
lich um die entstehende italienische Sprache. «Auf ihn» - so hat Pontieri
geschrieben — «gibt es keine Spur germanischer Einflüsse oder von Einflüs-
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sen seitens der Zivilisation seiner väterlichen Vorfahren; Friedrich war von
Geburt Italiener, lateinisch und mittelmeerisch seinen Gefühlen nach.»
«Seine Politik» — schrieb Pirenne — «ist ausschließlich italienisch und ge-
rade eben mit knapper Not aufs Reich bezogen.» Sein Staat — schrieb Geor-
gina Masson - «hatte seine Wurzeln in der alten Staatlichkeit der Norman-
nen und hatte von daher eine gewisse Ähnlichkeit zu England, war aber für
Kontinentaleuropa etwas Neues.» Wir können wohl sagen, daß dieses Etwas

von Neuem Italien in statu nascendi war, das als Nationalstaat im Entstehen,

zum ersten Male ausgestattet mit gleichen Gesetzen für alle, mit einem ein-
zigen und natürlichen Richter, mit einer einzigen Währung, mit einer gro-
ßen Kultur, mit einem einheitlichen, soliden und entwickelten System, wie
es das mächtige Netz der Burgen von Prato bis Caserta bis Trapani grandios
demonstriert.

Aus dem Italienischen übersetzt von Dr. Klaus Winkler
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Friedrich II. - die Universalität des Rationalen

Hans Heinz Holz, Frederic II. — the Universality of the Rational: The 12th

and 13lh centuries are a period of a fundamental change of epoch - the
transition from the theonomic society of the Middle Ages to the self-determi-
nation of man on the grounds of the autonomy of reason. This change takes
place at the dawn of the modern age — from Macchiavelli and Giordano Bru-
no to Galilei and Descartes —, but it is prepared by the Arislotelianism and
Averroism of the 13th Century, in the replacement of the twofold idea of em-
pire — sacerdotium and Imperium — by the concept of the state äs a legal
administrative body of a parlicular region of domination, äs well äs in the
formation of the self-consciousness of the individual. Frederic II., äs politi-
cian, a patron of sciences and legislator, embodies the earliest stage on
which the aspects of the new era emerge together, without being able to
push forward the change of epoch to its very goal.

Friedrich II. - das ist Stoff der Geschichte, aus dem sich Legenden bilden:
Zwanzigjährig der Knabe aus Apulien, der fast ohne Anhang und Streitmacht
nach Deutschland eilt, die Wolken der Zwietracht zerteilt, den Bürgerkrieg
beendet, ohne eine Schlacht zu schlagen, und im Glänze Karls des Großen
im Aachener Münster gekrönt wird; dreißigjährig der Kreuzzugskaiser, der
ohne Gewalt und durch vertrauensvolle Verhandlungen mit dem Sultan Je-
rusalem der Christenheit zurückgewinnt und für die drei Religionen die
Freiheit des Gottesdienstes an den heiligen Stätten sichert; vierzigjährig der
Gesetzgeber, stupor mundi, der einen zu seiner Zeit unerhörten quasi abso-
lutistischen Verwaltungsstaat schafft; fünfzigjährig auf der Höhe der Macht,
einsam geworden nach dem Tod der wenigen Vertrauten, in den nicht zu
entscheidenden Kampf mit dem Papst verwickelt, bewundert, gefürchtet,
unverstanden.

Natürlich sind solche Stationen einer Biographie idealtypisch stilisiert.
Die Wirklichkeit ist nicht so einsinnig, sie ist widerspruchsvoll, vielfältig —
und dies besonders in Zeiten, in denen eine Epoche sich dem Ende zuneigt
und die heraufkommende Epoche erst ihre noch ungenauen Vorzeichen er-

kennen läßt. Dennoch haben auch Legenden einen Wahrheitsgehalt; sie
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entstünden nicht, gäbe es nicht Staunenswertes in Menschen oder Ereignis-
sen. Daß einer zum Inbild eines Epochenwandels werden konnte, der sich
über Generationen erstreckte, ist aussagekräftig genug: Er muß Anlaß dazu
gegeben haben.

Visionär des Modernen oder Fokus einer Zwischenwelt?

Die Faszination, die von Person und Wirken Friedrichs II. ausgeht und die
in so unterschiedlichen Darstellungen aus so verschiedenen Zeiten und aus
so andersartigen Denkhaltungen heraus wie denen von Friedrich von Rau-
mer, Ernst Kantorowicz, David Abulafia und Wolfgang Stürner zum Aus-
druck kommt, hat ebenso einen historischen wie einen geschichtsphiloso-
phischen Aspekt. Historisch erregend sind die Zielsicherheit seines Han-
delns, die diplomatische Raffinesse von Nachgiebigkeit und Durohsetzungs-
vermögen, die in seiner Zeit einmalige Verbindung von realpolitischer
Klugheit und Härte mit subtiler literarisch-philosophischer Bildung — eine
Verbindung, die ihn befähigte, zugleich pragmatische Lösungen für politi-
sche Probleme hie et nunc zu finden und weitreichende staatsbildende Kon-
zepte zu entwerfen; historisch erregend ist auch, wie oft es ihm gelang, ver-
zweifelte Situationen der Bedrohung und Niederlage in einen schnellen und
unerwarteten Erfolg zu verwandeln, allein, wie es den Anschein hat, kraft
seiner Persönlichkeit und eines fast divinatorischen Begreifens von Situ-
ationen.2 (Daß selbst tollkühn wirkende Entschlüsse nie der strategisch
überlegten Durchführung ermangelten, gehört mit zu dieser Erfolgs-Story).
Auch hat Friedrich II. in Hermann von Salza und Petrus von Vinea3 nicht
nur besonnene und treue Berater gehabt, sondern in Walther von der Vo-
gelweide auch einen über Jahrhunderte hinweg erfolgreichen Propagandi-
sten, der ihn preist:

«sin junger lip wart beide michel unde gröz.
nO seht waz er noch wahse...» (27, 5-6)
(Sein junger Körper wurde stark und groß.
Nun seht, wie er noch wachsen wird...)4

Über das Interesse an Ereignissen und Charakterzügen hinaus geht aber die
Bedeutung, die Friedrich als Verkörperung eines Bruchs in der Zeit, als
Vollstrecker eines Epochenwandels zugeschrieben wird. Kantorowicz hat es
auf die Formel gebracht: «Das mit der Tyrannis verbundene Kaisertum, die
Zwischenlage zwischen zwei Zeitaltern und ein Philosoph als König. Wenig
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fruchtet darum die Erwägung, ob Friedrichs sizilischer Staat noch dem Mit-
telalter oder schon der Renaissance angehört: in dem Augenblick der Zei-
tenfülle gegründet, gehört er beiden Altern und keinem von beiden.» Die-
se Einschätzung gilt nicht nur für die Errichtung eines säkularisierten Staa-
tes in einer Zeit, die noch von der Idee der zwei Gewalten, der «zwei
Schwerter» der geistlichen und der weltlichen Gewalt als zusammengehö-
renden Instrumenten der Heilsgeschichte geprägt war;6 sondern sie gilt
ebenso von der Säkularisierung der Beziehung zwischen Papsttum und Kai-
sertum als zwei Institutionen weltlicher Macht, durch welche dem Kirchen-
bann und der Exkommunikation ihre politische Schärfe genommen wurde;7

und sie gilt für einen Begriff von Wissen, der sich von den Bindungen des
Glaubens löst und eine staatliche Bildungspolitik gestattet. Natürlich gibt es
für all dies auch andere Beispiele in der Geistesgeschichte des 12. und 13.
Jahrhunderts, aber eben für sich vereinzelte Beispiele; im sizilianischen
Königreich Friedrichs kommen sie zusammen und machen die Physiognomie
dieses so ganz aus der Zeil herausfallenden Staatswesens aus.

Ernst Bloch hat diese herausgehobene Stellung in einem Inter-Regnum
mit Blick auf die Erkenntnis beleuchtet: «Bedeutende Gedanken, ausge-
sprochen von denen, die auf der Höhe ihrer Zeit standen, haben auch die
Eigenschaften derer, die auf dieser Höhe stehen, das heißt, sie sehen sehr
weit. Sie sehen auch in die nächste Zeit hinein, sie sehen zum Teil, wenn sie
sehr bedeutend sind, in das gesamte Zeitanliegen der Menschheit, in das ge-
samte Menschheitsanliegen hinein...»8 Wieviel mehr gilt das für einen,
der nicht nur denkend-antizipierend sich ein Neues vornimmt, sondern han-
delnd gegen die noch geltenden Determinanten seiner Zeit dieses Neue in
gesellschaftliche Institutionen umsetzt. Die Bulle von Rimini9, die Kon-
stitutionen von Melfi, das Gründungsdekret der Universität Neapel und der
Arztehochschule von Salerno sind mehr als eine Utopie; sie sind Fundamen-
te einer nach modernem, nicht mehr theologischem, nicht mehr heilsge-
schichtlichem Verständnis von gesellschaftlicher Ordnung entworfenen
Staatsverfassung. So hat kein geringerer als Jacob Burckhardt mit dem ihm
eigenen Gespür für geschichtliche Individualität und Physiognomie Fried-
rich II. «den ersten modernen Menschen auf dem Throne» genannt. In der

Tat klingt es wie eine Vorwegnahme des «aufgeklärten Absolutismus» des
18. Jahrhunderts, wenn es unter Titel 31 der Konstitutionen von Melfi heißt:
«Der Kaiser soll daher Vater und Sohn, Herr und Diener der Gerechtigkeit
sein: Vater und Herr, indem er die Gerechtigkeit verbreitet und die verbrei-
tete erhält; zugleich aber soll er in der Verehrung der Gerechtigkeit ihr
Sohn und im Dienste ihrer Fülle ihr Diener sein.»10 Überhaupt ist der An-
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spruch, unmittelbar von Gott mit der kaiserlichen und königlichen Würde
ausgestattet worden zu sein, eine moderne Fassung der Lehre vom Gottes-
gnadentum, weil sie die im Mittelalter fraglos akzeptierte vermittelnde und
installierende Rolle des Papstes ignoriert und damit weltliche und geistliche
Zuständigkeit scharf trennt. Kaiser und Könige sind in ihren Reichen
ebenso unmittelbar Beauftragte und Sachwalter Gottes wie der Papst in der
Kirche. Es ist nicht mehr der Papst, durch den Gottes Gnade dem Herrscher
gewährt wird (und auch entzogen werden kann). Die Präambel der Konstitu-

tionen stellt die unmittelbare göttliche Legitimation des Kaisers fest,

«da Uns allein die Rechte der göttlichen Macht wider menschliches Hoffen
zu den Höhen des Römischen Kaisertums und den Würden anderer König-
reiche erhoben hat.»11

In vielen Dekreten Friedrich II. finden sich ähnliche Formulierungen.

Kaniorowicz hat in einer gewagten Deutung das Selbstbewußtsein Fried-
richs von seinem Gottesgnadentum mit seiner wissenschaftlichen Gelehr-
samkeit verknüpft: «Was ihn zu der Mittlerstellung zwischen dem göttli-
chen, dem Naturrecht, und dem positiven, dem Menschenrecht persönlich
befähigte, das war sein ungeheures Wissen und unermüdliches Forschen um
die ewigen Gesetze der Natur. Mehrfach rühmt sich der Kaiser stolz gerade
dessen, daß im Gegensatz zu solchen Urteilen <die nicht auf die Dinge der
Natur blicken>, er selbst <die wahre Wissenschaft ihrer Gesetze erforscht
habe>». Nun steht die hohe wissenschaftliche Bildung Friedrichs und
seine unablässige Förderung einer nicht in Abhängigkeit von der Kirche be-
triebenen Wissenschaft außer Frage. Ihm ging es (wiederum in Vorwegnah-
me der neuzeitlichen Einstellung) um eine aus der Natur der Dinge selbst
hergeleitete und an den natürlichen Sachverhalten ablesbare Ordnung die-
ser Welt, einen innerweltlichen Logos, also eine Art Naturgesetzlichkeit, die
die Grundlage auch der menschlichen Gesellschaft bildet; und er sah die
Aufgabe des Herrschers darin, die Ordnung der Gesellschaft in Überein-
stimmung mit der Ordnung der Natur zu bewahren und durchzusetzen; in
dem Verbot der Gottesurteile kommt die naturwissenschaftliche Betrach-
tungsweise deutlich zum Ausdruck:

«Die Urteile, die von einigen Einfältigen Gottesurteile genannt werden, die
aber weder die Natur der Dinge berücksichtigen noch auf die Wahrheit ach-
ten, verbannen Wir, der Wir die wahre Wissenschaft der Gesetze durchfor-
schen und Irrtümer verschmähen, aus Unseren Gerichtssälen... Deren An-
sicht aber glaubten Wir nicht nur verbessern, sondern ausmerzen zu müs-
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sen, die darauf vertrauten, daß die natürliche Hitze des Eisens lau, ja kalt
werde, ohne daß eine sichtbare Ursache vorliegt.»13

So hebt auch die Präambel zu den Konstitutionen mit einem bemerkenswer-
ten kosmologischen Ursprungsgedanken an, (nämlich: «Nachdem das Gefü-
ge der Welt durch die göttliche Vorsehung geformt und die ursprüngliche
Masse mit der Aufgabe, eine bessere Natur zu bilden, auf die Gestalten der
Dinge verteilt war...») um so das Recht, iustitia, auf die natürliche Ordnung
der Welt zu stützen.

Das alles scheint jedenfalls nicht mehr sehr mittelalterlich und gibt dem
Urteil jener recht, die in Friedrich II. einen Vorläufer der Moderne sehen.
Und doch bedarf dieses Urteil einer korrigierenden Modifikation. Denn wie
auch immer Friedrich in Sizilien einen «modernen» Staat zu errichten unter-
nahm - er tat es im Horizont einer Reichsidee, die an dem mittelalterlichen
Anspruch der Nachfolge des Imperium Romanum festhielt; er zog sein
Selbstvertrauen und seine Stärke gerade aus der Verankerung des Herr-
scheramtes in der transzendenten Wesenheit Gottes der die Welt im Schöp-
fungsakt geordnet hat und als dessen Statthalter der Kaiser sie gegen die
Gewalten der Unordnung, des Eigensinns und der Zerstörung bewahren
muß. Weil die Menschen seit dem Sündenfall und in dessen Fortsetzung die
Gesetze Gottes, und das heißt: die natürliche Ordnung übertreten, «faßten
sie Hass gegeneinander, veränderten den nach natürlichem Rechte gemein-
samen Besitz der Dinge, und der Mensch, den Gott aufrecht und einfach ge-
schaffen hatte, scheute sich nicht, sich in Streitigkeiten zu verwickeln. Und
so unter dem Zwang der Dinge selbst und nicht minder auf Antrieb der gött-
lichen Vorsehung wurden die Fürsten der Völker gewählt, damit durch sie
die Freiheit zu Verbrechen eingeschränkt werden könne.» Recht — das ist
in einem die Natur der Dinge und die Gerechtigkeit der Staatsordnung; über
beides zu wachen, ist ein sakrales Amt. Kantorowicz hat diese, zur Moderni-
tät in einem gespannten Antagonismus stehende, sakrale Auffassung vom
Herrscheramt nachdrücklich herausgearbeitet: «Erst des Kaisers mystisches
Einssein mit dem lebendigen Gott, dem Quell der Justitia, befähigte ihn
auch, überhaupt Gesetze zu geben und das Recht auszulegen. <Aus einer
vom Himmel gespendeten Gnadengabe gründe der Kaiser das Recht>, so
formulierte Friedrichs II. juristische Autorität, der Gelehrte Roffred von Be-
nevent, und den justinianischen Kodices folgend, verkündete mehrfach der
Kaiser selbst, daß er <seinen Antrieb (motus) aus himmlischem Ermessen
erhalte>. So wird der Kaiser selbst zum Quell der Justitia im Staate: durch
Gott und gleich Gott ist er Rechtsschöpfer, nicht nur Rechtserhalter, ist er
<Gründer neuen Rechtes>, der da erklärt, daß er <aus seinem Schöße täglich
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neues Recht gebäre> und verlangt, daß <wie von einem Quell die Bäche, so
von des Kaisers Hof überallhin durch das Königreich der Justitia Norm ab-
geleitet werde.»> Dies ist eine (zeitlich wie logisch) letzte Ausprägung der
mittelalterlichen Idee des sacrum Imperium, das seit der Kaiserkrönung Ot-
tos I. 962 staatsrechtlich begründet wurde.16 Gerade die am Römischen
Recht sich orientierende Rechtsidee wurde in der Stauferzeit zur ideologi-
schen Grundlage der letzten mittelalterlichen Aufgipfelung des Reichsge-
dankens: «Der erhabene Staatsbegriff dieses wahrhaft kaiserlichen und so-
mit ebenfalls heiligen Rechts sollte den Machtansprüchen der Kirche, das
sacrum imperium der sancta ecclesia entgegentreten.» 7 Während einer-
seits das Römische Recht die Voraussetzung für die modernen Staatswesen
bildete und die Einführung des Römischen Rechts den Abbau des Lehens-
staates und die Ausbildung städtischer Produktionsverhältnisse und des
frühen Handelskapitalismus begünstigte, stellte es andererseits die Bastion
dar, aus der heraus das Kaisertum noch einmal seine imperiale Rolle gegen
den Hegemonieanspruch der Kirche und zugleich auch gegen die sich neu
ausbildenden Regionalstaaten verteidigte.

Die «Modernität» Friedrichs II. tritt also auf in einer Umwelt, die noch
von mittelalterlichen Lebensverhältnissen geprägt war und bedient sich
auch noch der Legitimationsideologien einer schon untergehenden Epoche.
Fritz Kern hat den Unterschied mittelalterlichen und neuzeitlichen Staats-
denkens und Rechtsempfindens auf eine einfache und einleuchtende Formel
gebracht: «Die moderne Staatsgewalt ist nicht mehr an <das Recht>, sondern
an positives Recht, an eine geschriebene Verfassung gebunden. Moderne
Verfassungen enthalten zwei gänzlich verschiedene Bestandteile: natur-
rechtlich beeinflußte Grund- oder Menschenrechte auf der einen, rein tech-
nische Bestimmungen auf der anderen Seite... Aber beide Reihen von Be-
stimmungen erscheinen äußerlich als positives Recht... Während also die
Regierung in ähnlicher Weise ans Recht, wenn auch an ein anderes Recht,
gebunden ist, wie der mittelalterliche Herrscher, ist doch die moderne
Staatsgewalt als Ganzes an kein Recht gebunden, sondern steht darüber.
Der Herrscher- oder Regierungswillkür sind Schranken gezogen, aber nicht

mehr wie im Mittelalter auch dem Staatsermessen, der Stea&vernunft.»18 In

diesem Sinne war das Selbstverständnis Friedrich II. durchaus mittelalter-
lich. Justitia war für ihn keine Ermessensfrage (wie ihm ja auch wissen-
schaftlich der frühneuzeitliche Nominalismus fremd war). Er stand zwischen
den Zeiten: Er kannte die Strukturerfordernisse eines Staates, der den
Wohlstand seiner Untertanen (Staatsbürger wäre kein Begriff, der bei Fried-
rich vorkommen könnte, obwohl er die Souveränität der römischen Vollbür-
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ger, der Quiriten, als Legitimationsgrundlage des Imperium erwähnt19),

fördern soll; er wollte den Staat auf die Idee des Rechts und die Wissen-
schaft von der Natur aufbauen; er übte religiöse Toleranz in einem säkulari-
sierten multikulturellen Staatswesen (nicht aber gegen Ketzer, von denen
die Gefahr der Störung staatlicher Ordnung und des Anarchismus ausging).
Aber er fühlte sich auch, fast schon wieder antikisch und blasphemisch, als
Emanation des göttlichen Logos, als geheiligtes Haupt, die religiös geweihte

Würde des Königsamtes, wie sie der mittelalterliche Mensch empfand, aufs
äußerste übertreibend. Die ideelle Grundlage seiner modernen Staatspraxis
war alles andere als modern — das wird deutlich, wenn man etwa Friedrichs
Absolutismus mit dem eines Thomas Hobbes vergleicht. In die Denkmuster
der Vergangenheit zeichnete er die Organisationsstrukturen der Zukunft
ein. In diesem Widerspruch, der Bewegungsform, in der sich der Epochen-
wandel vollzieht, ist er zu spät und zu früh zugleich, doppelt unzeitgemäß.
So mußte er scheitern, trotz aller Erfolge, die seine Willenskraft den Um-
ständen abrang.

Die Konturen des Neuen

Scheitern heißt nicht: wirkungslos bleiben. Die Konturen des Neuen, die
Friedrich in seine Gegenwart einzeichnete, verschwanden nicht wieder.
Zwar war die Zeit für das, was er in die Wege leitete, noch nicht reif (und
vielleicht er selbst auch noch nicht), aber sie war schon im Gären.

Wo Friedrich aufwuchs, war die Amalgamierung sarazenischer Verwal-
tungskunst und abendländischer Feudalstrukturen, islamisch-aristotelischer
Philosophie und christlicher Theologie schon fortgeschritten; unter den
Normannenkönigen hatten die Kulturen sich zu mischen begonnen, die
dünne Oberschicht nordischer Seefahrer mußte notgedrungen von den vor-
handenen Strukturen und der überlegenen Zivilisation, die die Araber nach
Sizilien gebracht hatten, Gebrauch machen.20 Die multikulturelle Bildung

aus islamischen, jüdischen, christlichen und antiken Quellen, die Friedrich
in Sizilien genoß — er sprach nicht nur Italienisch und Latein, sondern auch
Arabisch und Griechisch (besser wahrscheinlich sogar als Deutsch) —,
machte ihn offen und unbefangen gegenüber dem, was in den christlichen
Kernlanden Anlaß zu dogmatischen Interdikten bot.
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Denn die Begegnung mit dem Morgenlande - nicht nur durch die Kreuz-
züge ins heilige Land, sondern mehr noch durch das Aufeinanderprallen
christlicher und maurischer Herrschaftsgebiete in Spanien und durch den
von Venedig, Pisa und Genua eifrig betriebenen mittelmeerischen Seehan-
del — hatte ihre Wirkung nicht verfehlt: Die technische Überlegenheit der
islamischen Kultur forderte zur Nachahmung heraus, das schloß die Rezep-
tion der Wissenschaft als Voraussetzung des Umgangs mit der Natur ein, der
christliche Missionarismus mußte sich mit dem logisch-rhetorischen Instru-
mentarium der von den arabischen und jüdischen Philosophen rezipierten
und weiter entwickelten aristotelischen Tradition auseinandersetzen.21 Ei-
ne Art Bildungsrevolution, gekoppelt mit einem ungeheueren Lerneifer,
setzte ein, die Rolle der Universitäten wuchs und drängte die der Kathedral-
schulen zurück, in denen an den Bischofssitzen die Klerikerausbildung
stattfand. Diese Entwicklung begann schon vor Friedrich II., konzentrierte
sich aber nicht auf das Römische Reich, sondern hatte ihre Schwerpunkte
in Paris und Oxford, wo der Kampf um die Rezeption der Philosophie und
Naturlehre des Aristoteles und seiner arabischen Kommentatoren ausgetra-
gen wurde. Bologna, älteste Universität, die von Friedrichs Großvater, dem
Barbarossa, gefordert wurde, war traditionell die Schule der Rechtsgelehr-
samkeit; von dort holte Friedrich seine juristischen Berater.

Auf die stürmische und die Grenzen der Hierarchie oft überschreitende
Aneignung der aristotelischen und islamischen Philosophie hatte die Kirche
mit disziplinären Abwehrmaßnahmen reagiert. 1210 trat in Paris die Synode
der Kirchenprovinz Sens unter dem Vorsitz des Erzbischofs Peter von Cor-
beil zusammen, um sich mit den philosophischen Strömungen an der Uni-
versität zu beschäftigen. Sie verdammte die Werke und Anhänger des Amal-
rich von Bena und David von Dinant und verfügte weiter: «Weder die Bü-
cher des Aristoteles über Naturphilosophie noch die Kommentare dürfen in
Paris öffentlich oder geheim gelesen werden, und wir untersagen dies bei
Strafe der Exkommunikation.»22 1215 verschärfte Kardinal Robert von
Courqou als Legat Papst Innozenz' III. das Verbot, indem er es auf die Meta-
physik des Aristoteles und Zusammenfassungen der aristotelischen Schrif-
ten ausdehnte.23 Steenberghen verweist mit Recht darauf, daß Robert von

Courgou direkt im Auftrag des Papstes handelte und daß 3US de/1 fheologj-
schen Schriften von Innozenz III. derselbe Geist doktrinären Konservativis-
mus spricht. 1231 bekräftigte Papst Gregor IX. gegenüber Lehrern und Stu-
denten von Paris noch einmal dieses Verbot, mit dem zusätzlichen Hinweis,

daß dieses solange gelte, bis die Schriften des Aristoteles geprüft und von
Irrtümern gereinigt seien, und setzte eine Zensurkommission ein;24 und In-
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nozenz IV. wiederholte 1245 noch einmal diese Anordnung gegenüber der
Universität Toulouse.25 «Es steht zweifelsfrei fest..., daß die römische Kir-
che nicht nur das Interdikt von 1210 und 1215 nicht aufgehoben, sondern
sogar viel später im Laufe des Jahrhunderts, als Aristoteles tatsächlich ge-
lehrt wurde, die alten Verbote aufrechterhalten hat... Tatsächlich und
rechtswidrig hatte Aristoteles mehr oder weniger schnell von den pariser
Schulen Besitz ergriffen und war in den Lehrplan aufgenommen worden.»

Dies war die Situation während der gesamten Regierungszeit Friedrich II.
Man kann daher ermessen, was es bedeutete, daß der Kaiser an seinem Hofe
die inkriminierten Schriften des Aristoteles und — noch schlimmer — der is-
lamischen Kommentatoren ins Lateinische übersetzen ließ und ihr Studium
an den Universitäten und Schulen seiner Länder nachdrücklich anbefohlen
hat. 1232, also nach der Erneuerung des Verbots durch Gregor IX. 1231,
sandte er ein Rundschreiben an sämtliche Universitäten seines Reichs, in
dem es heißt:

«Zur Erhöhung des Gipfels der königlichen Hoheit, auf dem sich füglich
öffentliche Dienste, Gesetze und Waffen vereinen, halten Wir die Würze
der Wissenschaft für unerläßlich... Während Wir also die Bände der Wer-
ke, deren vielfache und verschiedenartige Handschriften Unsere Schatz-
kammern füllen, in emsiger Arbeit wälzten und in sorgfältiger Betrachtung
durchdachten, begegneten Unsere Augen zuweilen verschiedenen Sammel-
werken der logischen und mathematischen Disziplinen des Aristoteles und
der anderen Philosophen, die von allere her in griechischer und arabischer
Sprache herausgegeben sind... In dem Willen, die ehrwürdige Beispielhaf-
tigkeit solcher Werke, ganz abgesehen von dem allgemeinen Wert vieler von
ihnen, bei Uns durch eine Übersetzung bekannt zu machen, befahlen Wir
dringend, sie durch ausgezeichnete Männer, die in beiden Sprachen erfah-
ren sind, unter getreuer Wahrung des ursprünglichen Wortlautes zu
übersetzen... Ihr also, Ihr gelehrten Männer..., nehmt diese Bücher als ein
Geschenk Eures gnädigen Kaisers dankbar entgegen, und legt nach den
Werken der alten Philosophen, die durch Euer Wort neues Leben gewinnen
und deren Ruhm Ihr vergrößern sollt, ihre Lehrsätze weise, wie es sich ge-
bührt, aus! Verbreitet sie in Euren Hörsälen, wo das Geschenk der Leistun-
gen Frucht trägt, der Rest des Irrtums entfernt wird und die Feinheiten des
verborgenen Sinnes entdeckt werden...»27

Das war der offene Aufstand gegen die kirchliche Bevormundung der Wis-
senschaft, die Proklamation der Autonomie der Vernunft, die Wissensinhalte
aus Gründen prüft und annimmt oder verwirft. Es war das Bekenntnis zur
Universalität der Vernunflwahrheiten, die unabhängig von der Religionszu-

gehörigkeit der Denkenden und damit unabhängig von ihren (subjektiven)
Glaubensentscheidungen objektive Gültigkeit besitzen. Auf der Höhe seiner
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Macht wagte Friedrich es, der geistigen Gängelung durch kirchliche Instan-
zen die Eigenständigkeit der Wissenschaft entgegenzusetzen. Es hat noch
Jahrhunderte gedauert (wie die Exekution Giordano Brunos 1600 und das
Urteil gegen Galilei 1632 zeigen), bis wissenschaftliche Forschung unange-
fochten betrieben werden konnte.

Vom Anfang der Reorganisation des sizilianischen Königreichs an war es

eines der Ziele Friedrichs, eine dem Aufbau eines modernen säkularen
Staatswesens gewachsene Bildungselite heranzuziehen. Man kann sagen,
daß er eine planmäßige Bildungs- und Wissenschaftspolitik trieb, deren
Herzstück die Gründung einer von den kirchlichen Institutionen unabhän-
gige Universität war. 1224 stiftete er die Universität Neapel mit dem Haupt-
gewicht bei dem Studium der Jurisprudenz und der artes liberales und berief
als Gründungsrektor den hoch angesehenen Juristen Roffred von Benevent
von der Universität Bologna, der ältesten Hochschule des Römischen
Rechts. Am 24. Juni 1224 - vor genau 770 Jahren - erging das Gründungs-
dekret, in dem es heißt:

«Wir wünschen, daß es in Unserem Königreiche durch eine Quelle der Wis-
senschaften und eine Pflanzschule der Gelehrsamkeit viele kluge und weit-
schauende Männer gebe, Männer, die durch das Studium der Natur und die
Erforschung des Rechts Gott dienen können... Wir verfügen daher, daß in
der lieblichen Stadt Neapel die Wissenschaften jeder Art gelehrt werden
und die Studien blühen sollen... Wir bereiten Wohnungen vor, bestellen
Lehrer, verheißen Stipendien und versprechen denen Geschenke, die Uns
ihrer würdig erscheinen.»28

Für Studentenwohnungen mit staatlich kontrollierten Mietpreisen und für
Unterhaltsstipendien wurde gesorgt, die Bücherausleihe wurde geregelt und
durch eine entsprechende Bibliotheksausstattung ermöglicht, die Universi-
tät erhielt den Status einer Körperschaft des Rechts. Und als Friedrichs
Abwesenheit während des Kreuzzugs von den Verbündeten des Papstes dazu
benutzt worden war, um große Teile des Königreichs zu besetzen und in den
Kriegswirren der gerade aufgenommene Studienbetrieb zum Erliegen kam,
kümmerte sich der Kaiser nach seiner siegreichen Rückkehr sofort darum,

die Universität wieder zu eröffnen:

«Nicht weniger durch die Wissenschaft als durch die Leistung der Männer
werden die Reiche und Königreiche in Ordnung gehalten. Also liegt es Uns
am Herzen, die zuvor in Neapel, der reichen Stadt, dem Orte, der innerhalb
Unseres Königreichs durch sein gesundes Klima an Vorzügen jeder Art her-
vorragt, gegründete Universität wiederherzustellen. Zweifel nicht, daß Wir
ihrer Wiedererrichtung Unsere tatkräftige Hilfe zuwenden. Denn auf der
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Stelle rufen Wir durch Unsere Schreiben und Boten gelehrte Theologen,
Professoren beider Rechte und Lehrer aller freien Künste zur Errichtung
und Besetzung aller Fakultäten und Wissenschaften in dieser Stadt zusam-
men.»29

Wissenschaftspolitik als ein zentrales Stück Gesellschaftsveränderung: Wie
könnte der Epochenwandel tiefer begriffen worden sein — als ein Wandel, in
dem das Welt- und Naturverhältnis des Menschen auf eine neue Grundlage
gestellt wurde, auf die Grundlage der Erkenntnis statt des Glaubens und der
Überlieferung. Thomas, ein Sohn des Grafen von Aquino, der einer der zu-
verlässigsten Anhänger des Staufers war, hat an der Universität Neapel sei-
ne Studien aufgenommen und bei dem irischen Aristoteliker Petrus von Hi-
bernia die päpstlich indizierten Aristoteles-Texte kennengelernt, die er
selbst später so ausführlich und eindringlich kommentierte.30 Nicht nur
das aristotelische Erbe, sondern auch ein — zumindest in seinen frühen
Schriften — spürbarer Einfluß Avicennas haben den Doctor angelicus für die
philosophischen Probleme, die sich seiner Generation stellten, sensibel ge-
macht.31

Wirkungen von Friedrichs Kulturpolitik also auch da, wo man sie nicht
vermutet! Was im Epochenwandel zu früh einsetzt, hält sich nicht an der
Oberfläche, aber bricht sich untergründig seine Bahn. Wie von der Wissen-
schaftsförderung ließe sich das von der (für das 13. Jahrhundert und dar-
über hinaus vorbildlichen) Gesundheitssorge, von dem Umgang mit religiö-
sen und ethnischen Minderheiten, von der Zentralisierung von Verwaltung
und Rechtsprechung, von den (fast schon merkantilistisch anmutenden) Re-
gelungen von Gewerbe und Handel sagen. Wie nie zuvor mehr seit dem Ver-
fall des Römischen Reichs war hier die staatliche Gewalt auf die Erhaltung
und Entfaltung des Gemeinwohls, des commune bonum, ausgerichtet.

Die Zeichen des Übergangs

Große Epochenbrüche manifestieren sich auch im Stilwandel, der die Archi-
tektur, die Bildkunst, die Dichtung erfaßt. Daß Friedrich II. stilbildend auf
die Kunst seiner Zeit eingewirkt hat, ist von der Architektur bekannt.33 An
seinem Hofe versammelte er einen Kreis von Dichtern und Gelehrten, dem
die Anfänge einer italienischen Nationalliteratur zu verdanken sind; und er
schrieb selbst Gedichte. Daß Friedrich zu den Gründerfiguren der nachmit-
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telalterlichen italienischen Kultur gehört, hat Umberto Cerroni34 darge-
stellt. Schon in der klassischen italienischen Literaturgeschichte von Fran-
cesco de Sanctis stehen am Anfang die Siciliani, die diesen Gattungsnamen
tragen, auch wenn sie zum Teil aus anderen Gegenden Italiens kamen, weil
sie sich am Hofe Friedrichs in Palermo versammelten.35 Zu der antikisie-
renden Tendenz, die Friedrich in der politisch-programmatischen und re-
präsentativen Anknüpfung an das Imperium Romanum begünstigte, gehörte
die Erneuerung des Latein, zur Modernität seiner Staatskonzeption die Pfle-
ge der Volkssprache, die über die Provinzialdialekte hinaus eine gemeinsa-
me, durch Grammatik und Slilpflege gefestigte Form bekommen mußte.
«Die italienische Kultur brachte dieses doppelte Phänomen hervor: die Re-
stauration des Lateinischen und die Ausbildung der Volkssprache... Diese
Gemeinsprache bildet sich leicht, wo es ein großes Kulturzentrum gibt, das
die gebildeten Klassen anzieht und wie eine Versammlung der berühmtesten
Menschen ist. Das war in Palermo, am Hofe Friedrichs II., wo Sizilianer,
Apulier, Toskaner und Romagnolen zusammenkamen... Und in Sizilien fin-
den wir dann eine gesungene und geschriebene Volkssprache, die kein sizi-
lianischer Dialekt mehr ist und auch noch keine italienische Hochsprache,
aber schon, trotz lokaler Elemente, eine allen italienischen Dichtern ge-
meinsame Redeweise darstellt.»36

Auch hier wieder die Indizien der Zwischenzeit: Das Latein der Schreiben
und Dekrete Friedrichs ist artifiziell, zuweilen pompös - ein Hofstil, der
sich an den Vorbildern der Vergangenheit (und vielleicht von Byzanz) orien-
tiert. Die volkssprachlichen Gedichte haben eine neue Privatheit, die das
Ich-Gefühl des erwachenden Bürgertums ausdrückt. Ihr eine hohe Stilform
zu geben und sie nicht im liedhaft Volkstümlichen zu belassen, war das
Kunstwollen jener Literaten um Friedrich, die die Form des Sonetts erfan-
den. Daß die Einflüsse des deutschen Minnesangs und der französischen
Troubadours (die von seiner ersten Gemahlin, Konstanze von Aragon an den
palermitaner Hof gezogen wurden) zu dieser Entstehung der ersten italieni-
schen Nationaldichtung beigetragen haben, wie Jacques Benoist-M6chin
vermutet, dürfte zutreffen.37

Was hier sich literarisch bekundet, ist das allmähliche Hervortreten eines
neuen Menschenbildes. Im Zentrum der mittelalterlichen Weltanschauung,
der Religion, hatte sich die Ablösung des Individuums von den festgelegten
Ordnungen seit dem 12. Jahrhundert vorbereitet. Heloise und Abaelard wa-
ren - in privilegierten Positionen - Vorläufer einer Subjektivität, gegen die
Bernhard von Clairvaux aufs schärfste die traditionellen hierarchischen
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Ordnungen verteidigte. Aber auch die niederen Schichten gewannen, be-
günstigt durch die Gemeinschaftsbildung in den Städten, ein stärkeres
Selbstbewußtsein, das in die verschiedenen Ketzerbewegungen einfloß. Wo
in den Städten ein zu Wohlstand gelangendes Handwerks- und Handels-
Bürgertum heranwuchs — und das war ja in den italienischen Kommunen
schon sehr früh der Fall - kam ein weiteres Moment von Individualisierung
hinzu. In der Frühgeschichte der franziskanischen Bewegung - ehe sie un-
ter dem Druck der Kurie diszipliniert wurde — dominierte dieTendenz zu ei-
ner sich der kirchlichen Hierarchie stillschweigend entziehenden, verinner-
lichten, individualisierten Frömmigkeit. In den Machtkämpfen zwischen
Papst und Kaiser, zwischen den zu Feudalherren gewordenen Kirchenfür-
sten und ihren weltlichen Rivalen hatte die heilsgeschichtliche Sendung der
Kirche ihren aus der Transzendenz kommenden Glanz und ihre Überzeu-
gungskraft verloren. In mannigfacher Gestalt, am ausdrucksvollsten in den
Armutsbewegungen, suchten viele Menschen ihren Glauben in der Rückbe-
sinnung auf urchristliche Heilserwartung (oder was sie dafür hielten) wieder
zu befestigen.

Die Krise der kirchlichen Institutionen, die in Wellenbewegungen schon
seit dem 11. Jahrhundert immer wieder aufbrach und die Reformorden als
stabilisierende Gegenkraft herausforderte — zum erstenmal ganz deutlich in
der cluniazensischen Erneuerung — hatte um 1200, bedingt durch die fort-
schreitende Veränderung der gesellschaftlichen Verhältnisse (Bevölke-
rungs- und Produktivitätswachstum, neue Produktionsweisen, sich auswei-
tender Handel, zunehmende Bedeutung der Städte gegenüber dem auf
Grundeigentum basierenden Feudaladel) zu einer Erschütterung der weltan-
schaulichen Gewißheiten geführt, die in weit verbreitete apokalyptische
Spekulationen über den bevorstehenden Weltuntergang, die Herrschaft des
Antichrist und den nahenden Tag des Jüngsten Gerichts umschlug. Der vi-
sionäre Abt Joachim von Floris (der übrigens Beziehungen zu Heinrich VI.,
dem Vater Friedrichs II., unterhielt), hatte das Jahr 1200 als Datum für den
Anbruch des «Dritten Reichs» genannt, das den Übergang zum Weltende
und zur Erlösung im Paradies bringen soll. Ehe aber das «Dritte Reich» be-
ginnen kann, herrscht der Antichrist voll höchster Macht, die gebrochen

werden muß.

Genau auf dieser Bruchlinie der Zeiten lebte Friedrich II., nicht nur, was
die Daten seiner Biographie angeht — er lebte auf ihr denkend und han-
delnd. Die eschatologische Erregtheit hatte ihn nicht ergriffen; im Gegen-
teil, er stand zu den Religionen offensichtlich in innerer Distanz. Aber er
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war gepackt von der Erkenntnis, daß die Gesellschaft neu geordnet werden
müsse, wenn in ihr die Norm, die für ihn die absolute war — iustitia, durch-
gesetzt werden solle. Jener merkwürdige Satz aus der Präambel der Konsti-
tutionen, die Menschen hätten «den nach natürlichem Rechte gemeinsamen
Besitz der Dinge» verändert, hat einen sozialutopischen Klang, der an die
plebejischen Aufstandsbewegungen in den Städten erinnert. Doch der Real-
politiker Friedrich wußte, daß er nichts anderes tun konnte, als eine
Rechtsordnung schaffen, die den frieden unter Ungleichen garantiert und so
weit wie möglich jeden am commune bonum teilhaben läßt. Anderes wäre
ihm wohl kaum in den Sinn gekommen — und doch steht dieser pauperi-
stisch-franziskanische Satz da und läßt aufhorchen. In der Rolle des Welt-
ordners, in der er den Kaiser (und also sich) sah, scheint doch wieder ein
eschatologisches Moment auf.

So widersprüchlich haben ihn durchaus seine Zeitgenossen erlebt. F'ür
die einen war er der charismatische Kaiser des Weltendes, der die Men-
schen aus dem Stand der Unordnung herausführt in ein neues Saeculum.
Wie Vergils Weissagung auf Augustus deutet, so haben Dichter seiner Zeit
ihn als das göttliche Kind begrüßt, das zur Errettung der Menschen gekom-
men ist. Die anderen aber sahen in ihm den Antichrist, der die Welt regie-
ren soll, ehe das johanneische Zeitalter anbricht. Die Propagandisten des
Papstes haben dieses Schreckbild gezeichnet und dabei eifrig von den apo-
kalyptischen Spekulationen (die sie sonst verwarfen) Gebrauch gemacht. Ja,
der Papst selbst beschwört dieses Bild, als er den Bann gegen den Kaiser
ausspricht:

«Es steigt aus dem Meer die Bestie voller Namen der Lästerung, die mit der
Tatze des Löwen und mit dem Löwenmaul wütend, an den übrigen Gliedern
von Pardels Gestalt, ihren Mund zu lästerungen des göttlichen Namens öff-
net und nicht aufhört, auf Gottes Zelt und die Heiligen, die im Himmel
wohnen, die gleichen Speere zu schleudern... Erblicket Haupt, Mitte und
Ende dieser Bestie Friedrich, des sogenannten Kaisers.»

Es ist ein untrügliches Zeichen für die veränderte Bewußtseinslage der
Zeit, daß selbst dieser stärkste Fluch des Oberhirten der Christenheit nicht
anders wirkte als ein Schlachtruf einer Partei im Kampfe. Friedrich wurde

kein Ausgestoßener; wer sich auf seine Seite schlagen wollte (atlS welchen
Gründen immer), tat es; der Papst konnte den Kaiser nicht mehr zu einem
Canossa-Gang zwingen. Die Unantastbarkeit der geistlichen Autorität des
Papstes war, 280 Jahre vor Luthers Thesen-Anschlag in Wittenberg, bereits
hinfällig geworden.
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Wie selbst fern von seinen sizilischen Stammlanden, in Deutschland (wo
sein Sohn Heinrich, von ihm zum König eingesetzt, sich erfolglos gegen ihn
empört hatte), der Kaiser als Lichtgestalt wirkte, erkennt man an dem Rei-
terstandbild im Bamberger Dom. Die Zuschreibung, wen es darstelle, ist
umstritten - vieles spricht dafür, daß F'riedrich, der 1235 in Deutschland
weilte und am 15. Juli in Worms mit Isabella von England getraut wurde,
gemeint ist. Von einiger Überzeugungskraft ist die These, die Luise Abra-
mowski vor einigen Jahren aufgestellt hat,38 die Figur bedeute «den in Je-
rusalem einziehenden Endzei (Herrscher», auf den die Sibylle -jene Frauen-
gestalt im Ostchor, die gemeinhin als Elisabeth bezeichnet wird — in ihren
Weissagungen hingewiesen habe. Das Fehlen von persönlichen Attributen
und Erkennungszeichen an der gekrönten Reitergestalt stützt diese Deu-
tung. Gerade dann aber ist die Beziehung auf Friedrich II. unzweifelhaft;
denn niemand anderer als er gilt in jenen Zeiten als der Endzeitkaiser, der
das johanneische Reich begründet; er war wenige Jahre zuvor als Befreier
Jerusalems aus dem heiligen Land zurückgekommen, hatte die Stätten der
Christenheit friedlich zurückgewonnen und in seinem Gesetzbuch festge-
legt:

«Die Pflege des Friedens, die der Gerechtigkeit und der die Gerechtigkeit
nicht fehlen darf, befehlen Wir allen und jedem der Teile Unseres König-
reichs zu wahren.»39

Auf wen anderes sollte ein Bildprogramm, dessen eschatologischer Sinn ja
durch die Figur des Weltgerichtsengels deutlich genug angezeigt wird, sich
denn in den Jahren 1230-37 beziehen? Wer in diesen Jahren (ikonogra-
phisch ganz singulär) die Situation von Endzeitverkündigung, Kaiser und
Posaune des Weltgerichts evoziert, kann nur an Friedrich II. gedacht haben.

Von mittelgroßer Statur, sitzt er gelassen auf dem Pferd, das er zum Ste-
hen bringt, und schaut ernst in die Ferne, als fasse er die Welt in den Blick,
deren Ordnung er hergestellt hat. Eine Aura von Würde ist um ihn, die
durch nichts erzeugt wird als durch die Ruhe der Gestalt und die Kraft die-
ser Augen. Der Künstler hat den Kaiser sicher nie gesehen. Aber er kann
eine der Münzen in der Hand gehabt haben, die des Kaisers Kopf tragen;
dann ließen sich die Gesichlszüge des Reiters (Nase, Kinn, Wangen, die tie-
fe Augenhöhlung an der Nasenwurzel) vielleicht als individuelle Merkmale

zuordnen. Wenn wir uns jedenfalls von Friedrich II. ein Bild machen WOÜ-
ten, dann gäbe es kein besseres als das, welches uns der Bamberger Reiter
vermittelt.

(Dieser Aufsalz gibt Ausschnitte aus einer größeren Abhandlung über Friedrich II. in der
Wende des 13. Jahrhunderts.)
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Anmerkungen

1. Friedrich von Raumer, Geschichte der Hohenstaufen und ihrer Zeit, 6 Bände,
1823-1825. Einbändige Studienausgabe Düsseldorf 1968. - Ernst Kantorowicz,
Kaiser Friedrich II., Stuttgart S1980. — David Abulafla, Herrscher zwischen den Kul-
turen, Berlin 1991.- Wolfgang Stürner, Friedrich II., Darmstadt 1992, Teil I: 1194 -
1220. Der zweite Teil dieser hervorragend geschriebenen und kritisch sichtenden
neuesten Darstellung soll 1994 erscheinen.

2. Schon seinen Einstieg ins Herrscheramt beginnt der Achtzehnjährige mit dem Ent-
schluß, gegen den Rat seines Hofes und die Bitten seiner ihm gerade angetrauten
Gattin, ohne militärische Macht nach Deutschland zu reisen, um dort Otto IV., der
schon bis Süditalien vorgedrungen war, entgegenzutreten. Einem Oberfall der geg-
nerischen Mailänder entgeht er mit knapper Not, auf Schleichwegen gelangt er
über die Alpen und ohne Truppen trifft er in Konstanz ein, zwei Tage bevor Otto
IV. mit seinem Heer dort ankommt, um ihm den Weg abzuschneiden. In kurzer
Zeit gelingt es ihm, die Mehrheit der Fürsten in Deutschland zu gewinnen - aus
dem machtlosen Knaben ist ein Respekt abnötigender König geworden. So fallen
ihm immer wieder Erfolge zu. Vom Papst exkommuniziert, gelingt es ihm ohne ei-
nen Schwertstreich, durch vertragliche Kinigung mit dem Sultan Jerusalem wieder
zu einem christlichen Königreich zu machen. In der Zwischenzeit haben die Ver-
bündeten des Papstes große Teile des Königreichs Sizilien besetzt. Friedrich
kommt aus dem Heiligen Land zurück, und innerhalb weniger Wochen hat er seine
Gegner zerstreut.

3. Hermann von Salza, 1169-1239, seit 1210 Hochmeister des Deutschen Ritter-
ordens. Von Friedrich II. als engster und vertrautester Berater herangezogen. Mit
Hermann von Salza entwarf Friedrich das Programm des Aufbaus des Deutsch-
ordensstaates in den zu christianisierenden und kolonisierenden baltischen Ostsee-
ländern, das in der Bulle von Rimini 1226 bis in die Vorplanung administrativer
Einzelheiten festgelegt wurde. — Petrus von Vinea, 1190-1249, Rechtsgelehrter aus
Capua, seit 1227 als enger Berater Friedrich II. tätig, maßgeblich an der Abfassung
der Konstitutionen von Melfi beteiligt. 1249 geriet er in Verdacht, an einer von
Papst Innozenz IV. angezettelten Verschwörung gegen das Leben Friedrichs betei-
ligt zu sein, wurde von dem enttäuschten und in seiner Freundschaft zutiefst ver-
letzten Kaiser geblendet und beging im Kerker Selbstmord. Ob Petrus Opfer einer
Intrige wurde oder wirklich Verrat an dem zu jenem Zeitpunkt in immer größere
Schwierigkeiten geratenen Kaiser beging, ist nicht mehr feststellbar. So unwahr-
scheinlich eine Untreue des mit höchster Gunst überhäuften Oberjustiziars des
Kaisers auch ist, zeigen doch viele Beispiele aus der Geschichte, daß selbst ver-
meintlich zuverlässigste Freunde in kritischen Situationen zum Gegner übergehen.
So wird ein Schleier von Ungewißheit einen Schatten auf das Bild des verdienstvol-

len Juristen und sein trauriges Ende werfen.
4. Man muß eine solche, die Königsgestalt ideal überhöhende Charakterisierung vor

dem Hintergrund sehen, daß Friedrichs physische Erscheinung keineswegs ein-
drucksvoll war. Er war nicht groß, wirkte (anders als viele Fürsten jener Zeit) mit
nahezu zwanzig Jahren noch knabenhaft — «daz kint von Pulle», und ein arabischer
Chronist, der ihm ja wohlwollend gegenüberstand, schreibt erstaunt: «Wenn er ein
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Sklave gewesen wäre, hätte man keine 200 Drachmen für ihn gegeben» (In: Kaiser
Friedrich [l. in Briefen und Berichten seiner Zeit, hrsg. und Übers, von Klaus J.
Heinisch, Darmstadt 1968, S. 190, künftig abgekürzt zitiert als «Heinisch»). Dem-
gegenüber war Kaiser Otto IV., dem Friedrich die Krone streitig machte, von hü-
nenhafter Gestalt und nach ritterlichen Vorstellungen ein eindrucksvoller Recke
und Kämpfer. Wallher kehrt das Verhältnis um und mißt die leibliche an der See-
lengröße — ein rhetorischer Kunstgriff, den Friedrich, an Quintilian III., 7, 12 ge-
mahnt, in der Tradition antiker Paränese aufgefaßt haben mag.

5. Kantorowicz, a.a.O., S. 212.
6. Alois Dempf, Sacrum Imperium, DamistaJi ^1954. Karl Löwith, Weltgeschichte und

Heilsgeschehen, Stuttgart 1953, S. 153 ff.
7. So kann Friedrich sich in Jerusalem trotz Exkommunikation durch den Papst gegen

den Willen des Patriarchen selbst zum König krönen.
8. Ernst Bloch, Zwischenwelten, in: Gesamtausgabe, Band 12, Frankfurt am Main

1977, S. 12.
9. Die Bulle von Rimini ist sozusagen das Grundgesetz des Deutschen Ordensstaats

in seiner von den Staatsgebilden jener Zeit ganz abweichenden Struktur.
10. Heinisch, S. 229 f.
11. Ebd., S. 226.
12. Kanlorowicz, a.a.O., S. 211.
13. Heinisch, S. 233.
14. Ebd., S. 226.
15. Kantorowicz, a.a.O., S. 210 f.
16. Vgl. Heinrich Mitteis, Der Staat des hohen Mittelalters, Weimar 51955, Seite 120 f:

«Dieses Weltimperium war seinem Wesen nach eine sakrale Macht, die ihre letzte
Rechtfertigung aus dem Transzendenten empfing. Es war die Hegemonie über die
abendländische Christenheit, nicht zum Zwecke der Machtpolitik, sondern um die-
se Christenheit im Bunde mit der Kirche zum ewigen Heile zu führen... Das Kaiser-
tum sollte der weltliche Arm, das Schwert der Kirche sein. Kaiser und Papst sollten
zusammen die höchsten Ziele der Christenheit verfolgen. Das bedeutete volle
Gleichberechtigung beider Gewalten.»

17. Ebd., S. 192.
18. Fritz Kern, Recht und Verfassung im Mittelalter, Tübingen 1952, S. 93 ff.
19. Vgl. Kantorowicz, a.a.O., S. 212.
20. Ähnliches zeigt sich immer wieder, wenn Eroberervölker eine gewachsene höhere

Kultur überlagern: z.B. bei den Hyksos in Ägypten, bei den Germanen der Völker-
wanderung, bei den Mongolen und Mandschu in China.

21. Vgl. zusammenfassend Kurt Flasch, Die philosophische Denker im Mittelalter, Stutt-
gart 1986, S. 244 ff. Flaschs Darstellung ist m.E. der z.Zt. beste Gesamtüberblick
der mittelalterlichen Philosophie Und enthält auch gute weiterführende Literatur-
angaben.

22. «Nee libri Aristotelis de naturali philosophia nee commenta legantur Parisius pu-
blice vel secreto et hoc sub pena excommunicationis inhibemus.» H. Denifle, E.
Chätelain, Chartularium Universitatis Parisiensis, Paris 1889, Bd. I, S. 70.

23. Vgl. Fernand van Steenberghen, Aristotte in the West, Louvain 1955, S. 66 ff.
24. Chartularium Univ. Par., a.a.O., Bd. I, S. 138 und 143 f. - Pierre Mandonnet, Siger

de Brabant et L'Averroism latin, Teil I, Ixjuvain 1911, S. 21, weist zu Recht darauf
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hin, daß die Texte des Aristoteles eine solche Reinigung und Verstümmelung gar
nicht zulassen.

25. Selbst 1263 erneuerte Urban IV. noch einmal das Dekret Gregors IX. — offenbar
weil die päpstlichen Verbote in der Praxis nicht beachtet wurden. Chartularium
Univ. Par., a.a.O., S. 427.

26. Mandonnet, a.a.O., S. 23.
27. Heinisch, S. 89 ff.
28. Ebd., S. 69.
29. Ebd., S. 73-75.
30. Petrus von Hibernia ist es, «von welchem wir handschriftlich tüchtige Aristoteles-

kommentare besitzen». Martin Grabmann, Die Philosophie des heiligen Thomas von
Aquin, Niirnberg/Bamberg/Passau 1946, S. 3.

31. Zum Einfluß Avicennas auf die Frühschriften von Thomas von Aquino vgl. Hans
Heinz Holz, Zusammenhang und Aufbau der ontologischen Frühschriften des Tho-
mas von Aquino. Atti del XII.. Congresso Internationale di Filosoßa, vol. XI, Firenze
1960, S. 97 ff. — Rezension zu Thomas von Aquino, De nniura materiae, in: Deut-
sche Zeitschrift für Philosophie, Jg. 4, Heft l, S. 114 ff, 1956.

32. Eine ausführliche Erörterung der gesellschaftspolitischen Maßnahmen Friedrichs
II. muß an dieser Stelle ausgespart bleiben. Sie würde die Einheit von philosophi-
scher Theorie (auf der Basis eines universalen Vernunftbegriffs) und staatspoliti-
scher Praxis erweisen - eine Einheit, auf die Friedrich im Buch über die Falken-
jagd aus besonderem Anlaß, aber in allgemeiner Absicht zu sprechen kommt:
«Man muß auch Kunst und Wissenschaft nach der Art der Kenntnisse unterschei-
den. Diese faßt das, was Wir lehren, nur geistig zusammen, ohne es in Wirklichkeit
zu betreiben, und ist deshalb nur Theorie, während die Praxis Unsere I-ehre auch
zur Anwendung bringt.» Heinisch, S. 266.

33. '/.u Friedrichs Bautätigkeit vgl. Walter Holz, Pfalzen und Burgen der Stauferzeit,
Darmstadt 1981. Hubertus Graf Waldburg-Wolfegg, Vom Südreich der Hohenstau-

fen, München 1954. — Ders., Vom Nordreich der Hohenstaufen, München 1961. Wir
lassen hier eine Analyse der von Friedrich in Auftrag gegebenen Bauten, ein-
schließlich des Triumphtors in Capua, aus, die von einer anderen Seite her die Ra-
tionalität und innere Einheit seines Wollens beleuchtet.

34. Siehe den Aufsatz in diesem Heft.
35. Francesco de Sanctis, Storia della letteratura italiana, Torino 1958, S. 4. 36. Ebd.,

S.S.
37. Jacques Benoist-Mechin, Friedrich //., Frankfurt am Main 1982.
38. Luise Abramowski, Der Bamberger Reiter, in: Zeitschrift für Kirchengeschichte, Jg.

98, Heft 2, 1987.
39. Heinisch, S. 228.
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Demokratische Revolution oder Restauration?
Über den Zusammenbruch des «realen Sozialismus»
in Osteuropa

Domenico Losurdo, Democratic Revolution or Restauration? On the Collapse
of Real Socialism in Eastern Europe: The development in the formerly so-
cialist countries of Eastern Europe with a growing pauperization of the mass-
es and destruction of human values does not permit the understandig of the
collapse of socialism äs a progress towards democracy. As restauration of a
brutal form of capitalism and imperialism this phase of present history fits
into a process which can be understood äs a painful and contradictory trans-
formation to a new social formation. h would be false, however, to measure
this transformation against the utopian ideals of communism. It is rather a
movement with its own basic tendencies and contradictions the concrete his-
torical character of which is covered up if one falls victim to the ideologies
of social-democratic or lefi-radical illusionism.

1. Neu-Kolonlsierung der Dritten Welt, Rehabilitierung des
Kolonialismus und Wiederaufleben des Rassismus

Im heule vorherrschenden ideologischen und politischen Klima könnte die
Frage, die den Titel dieser Abhandlung abgibt, unerhört klingen, so selbst-
verständlich scheint der Jubel über den Zusammenbruch des «Totalitaris-
mus» und den Anbruch einer Ära des Friedens und der Demokratie unter
dem Vorzeichen der neuen internationalen Ordnung zu sein. Nur gerät die
anfängliche Euphorie durch die Überstürzung der Ereignisse immer mehr in
eine Krise: selbst wenn sie als internationale Polizeieinsätze hingestellt
werden, gibt es einen Krieg nach dem anderen, und die Terror-Bombardie-
rungen bevölkerungsdichter Regionen im Süden des Planeten werden so

häufig und so banal wie die Werbespots, die ausgestrahlt werden, um die
Popularität des einen oder anderen «westlichen Staatsmannnes» zu fördern.
Nunmehr wird es klar und deutlich: wir haben es mit der Neu-Kolonisie-
rung der Dritten Welt zu tun, die mit einer expliziten Rehabilitierung des
Kolonialismus einhergeht. Erteilen wir das Wort dem mehr oder weniger of-
fiziellen Ideologen der open society und des Abendlandes: «Wir haben diese
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Staaten zu schnell und zu primitiv befreit. Es sind noch keine Rechtsstaa-
ten. Dasselbe würde geschehen, wenn man einen Kindergarten sich selbst
überließe» (Der Spiegel, 1992). Sir Karl R. Popper steht mit seinem gewag-
ten historiographischen «Revisionismus» keineswegs isoliert da: «Endlich
kommt der Kolonialismus wieder, es war an der Zeit», hat unlängst trium-
phierend die New York Times angekündigt, dem Historiker Paul Johnson das
Wort erteilend. In der letzten Nummer der Zeitschrift Limes bringt ein Do-
zent der Universität Luiss, der auch General des Truppenverbands der Al-
pini (Gebirgsjäger) ist, die «neue internationale Ordnung» ausdrücklich mit
der im Gang befindlichen «Neu-Kolonisierung» in Verbindung:

«Tatsächlich findet diese Tendenz ihre Grenzen nur darin, daß es dem We-
sten nicht zum Vorteil gerät, sich in Krisen miteinbeziehen zu lassen, die
sich als zu kostspielig erweisen, ohne einen konkreten Gewinn zu bringen.»

Die «Neu-Kolonisierung» bringt die erneute Legitimierung des Krieges mit
sich. Der Dozent-General hat das Verdienst, sich in freimütiger Soldaten-
sprache auszudrücken: Der «internationale Polizeieinsalz oder der Einsatz
zum peace-keeping, zum peace-making oder zum peace-enforcing», dies ist
die neue Bezeichnung für Krieg. Weit davon entfernt, eine kritische Ten-
denz zu haben, begründet diese Betrachtung die Forderung nach einer Ver-
fassungsänderung, die es Italien ermöglichen sollte, an den immer häufiger
werdenden «internationalen Polizeieinsätzen» teilzunehmen, «die praktisch
nicht-erklärte Kriege sind», und deren Ziel die Neuaufteilung der Kolonien
ist, wie wir bereits wissen. Da es sich angeblich um internationale Polizei-
einsätze handelt, «wird heutzutage kein Krieg mehr erklärt» (Jean, 1993, S.
257-271).

Natürlich hat die neo-koloniale Ausplünderung der Dritten Welt nicht die
Rehabilitierung des Kolonialismus abgewartet, um praktisch in Erscheinung
zu treten. Neu ist die Brutalität, mit der der Westen auf sein Recht pocht,
die Länder der Dritten Welt mit Feuer und Schwert zu verwüsten, Länder,
die es wagen sollten, den Preis ihrer Rohstoffe zu erhöhen oder gegen die
gegenwärtigen Gepflogenheiten des internationalen Warenaustauschs zu
protestieren. Vor einiger Zeit hat Eugenio Scalfari geschrieben, daß sich

«alle Industriemächte» dazu entschieden hatten, Saddam Hussein streng zu

bestrafen, weil sie fest dazu entschlossen seien, den Erdölpreis niedrig zu
halten, «um eine weitere zu erwartende Erdölkrise im Keim zu ersticken, die
den Aufschwung des westlichen Kapitalismus hätte bremsen können» (/a
Repubblica vom 2Ö./27. Januar 1992). Und die Strafe wurde streng erteilt,
ohne es gar zu genau zu nehmen, wenn man bedenkt, daß die USA nicht da-
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vor zurückschreckten, «die inzwischen wehrlosen und flüchtenden Iraker
auszurotten» (G. Bocca, in la Repubblica vom 6. Februar 1992). Der Direk-
tor und der berühmte Kolumnist einer Tageszeitung, die sich fortschrittlich
und liberal gibt, fragen sich nicht einmal nach der Rechtmäßigkeit eines
derartigen Verhaltens: es handelt sich um eine Mühe, die in Zeiten der tri-
umphierenden Rehabilitierung des Kolonialismus auf sich zu nehmen nicht
lohnt. Hier können wir den Umfang und die schwerwiegende Bedeutung der
Rückentwicklung, der wirklichen Konterrevolution abmessen, die sich auf

dem Niveau der internationalen Beziehungen abgespielt hat. Der historische
Zyklus, der mit dem Appell des russischen Oktober, an die «Barbaren» ge-
wandt, dazu aufforderte, die Ketten der kolonialen Sklaverei zu sprengen,
scheint sich geschlossen zu haben!

Es gibt eine Beziehung zwischen Poppers teuren Konfiguration der Ex-
Kolonialländer als «Kindergärten», oder schlimmer noch als Sammelsurium
von Barbaren außerhalb der «zivilen Well», und der rassistischen Agitation,
die sich in den kapitalistischen Metropolen breitmacht, und die den Nicht-
Europäern die Rechte der anderen Menschen abspricht, und die sie
manchmal mit Schlägereien und Strafexpeditionen heimsucht, die im Klein-
format diejenigen nachahmen, die die Länder organisieren, die die «inter-
nationale Polizeimacht» innehaben. Traditionell hat die Ideologie der «Mis-
sion» oder der «Bürde des weißen Mannes» sowohl die Politik der Kanonen
der Großmächte als auch die Lynchjustiz zum Schaden der Schwarzen und
Asiaten begleitet, die der Ku-Klux-Klan und andere rassistische Gruppen
vorangetrieben haben (Losurdo, 1993 a, S. 275). Gerade einer Bewegung
wie dem Ku-Klux-Klan sind die heutigen skinheads gleichzusetzen. Auf-
schlußreich sind die Entwicklungen in Osteuropa. Ein russischer Beobach-
ter hat hervorgehoben, daß in seinem Land inzwischen «ein gewisser Ras-
sismus» verbreitet sei, der die «nicht abendländischen Zivilisationen aus
der <Zivilisation>» ausschließe, und der dazu tendiere, den Kreuzzug gegen
den Islam auszurufen (Berelowitsch, 1993, S. 41). In diesen Zusammenhang
ist auch die besondere Virulenz der rassistischen Agitation in der Ex-DDR
einzureihen: die letzten Ankömmlinge, die armen Verwandten des Westens,
die weiterhin voller Verdacht als «Ossis» betrachtet werden, müssen beson-

ders eifrig die Reinheit der Kultur verleidigen, in die sie hoffen, endlich
eingegliedert zu werden. Dies läßt an die armen Weißen in den USA den-
ken, die sich in den Jahren und Jahrzehnten nach dem Sezessionskrieg den
Schwarzen gegenüber als besonders grausam erwiesen, um ja nicht zu ris-
kieren, mit ihnen verwechselt zu werden.
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Um den heutigen Prozeß der Reaktion im Vergleich zur Bewegung der
Emanzipation vom Kolonialismus und vom Rassismus (die mit der Oktober-
revolution begonnen hatte) zu verstehen, können wir vielleicht auf den hi-
storisch voraufgegangenen Fall der Dialektik zurückgreifen, die sich mit der
Französischen Revolution entwickelt hatte. In der radikalen Phase hatte der
jakobinische Konvent im Jahre 1794, unter dem Druck der Revolte der Ne-
gersklaven von Haiti, die Abschaffung der Sklaverei in den Kolonien be-
schlossen. Die unerhört radikale Maßnahme wird späterhin von Napoleon
zurückgenommen. In den französischen Kolonien wird die Sklaverei dann
im Gefolge der 48er-Revolution abgeschafft und in den USA erst im Jahre
1865 — das nur dank des Sezessionskrieges, der schließlich selbst eine Re-
volution war. Zur Bestätigung der langen Zeiträume und des verwickelten
historischen Prozesses, muß man sich vergegenwärtigen, daß einerseits die
sklavischen oder halbsklavischen Arbeiten in den USA noch lange überle-
ben, und daß sie andererseits in den Kolonien des Abendlandes gerade in
der zweiten Hälfte des 19. und anfangs unseres 20. Jahrhunderts ihre größte
Ausbreitung finden. Die Oktoberrevolution ruft nicht nur die Sklaven der
Kolonien und ihre Brüder in der kapitalistischen Metropole zur Revolte auf,
sondern sie erklärt den Krieg auch dem rassistischen Vorurteil in allen sei-
nen Formen, indem sie die Gleichheit zwischen Zivilisierten und «Barba-
ren» und das Recht der Bevölkerungen der Kolonien proklamiert, sich von
der Unterdrückung und der Bevormundung durch die großen abendländi-
schen Mächte zu befreien. Gewissermaßen handelt es sich auch hier um ei-
ne Maßnahme, die der Zeit vorausläuft, weil außerordentliche Umstände sie
nahegelegt hatten (der vom Ersten Weltkrieg hervorgerufene Schrecken, ein
Konflikt, der die Entente dazu gezwungen hatte, farbige Truppen einzube-
rufen, und der Deutschland dazu geführt hatte, an den Islam und an das ot-
tomanische Reich zu appellieren, wobei sich beide Teile — gegeneinander
polemisierend — zu Vorkämpfern der Emanzipation der unterdrückten Völ-
ker aufspielten), eine Maßnahme, die zum geeigneten Zeitpunkt von den
großen imperialistischen Mächten sogleich wieder in Frage gestellt wurde.

2. Zusammenbruch des «realen Sozialismus» und Abbau der
wirtschaftlichen und sozialen Rechte

Demontiert die Neu-Kolonisierung der Dritten Welt die Demokratie in den

internationalen Beziehungen, so bedeutet die Rehabilitierung des Kolo-
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nialismus, selbst auf theoretischer Ebene die Auslöschung einer jeden de-
mokratischen Hypothese, die die Beziehungen zwischen Staaten und Völ-
kern reflektiert. Werfen wir nun einen Blick auf die wirtschaftlichen und
sozialen Prozesse, die sich in den ehemals sozialistischen Ländern abspie-
len. Sich von der anfänglichen Euphorie distanzierend, stellt ein amerikani-
scher Forscher sogleich warnend fest: «In der Übergangsphase werden die
mittleren Einkommen weit niedriger sein als unter dem Kommunismus»; in

Polen lagen sie um 40% niedriger im Vergleich zum höchsten, unter dem
kommunistischen Regime erreichten Stand; und die Zukunftsaussichten
versprechen nichts Gutes (Thurow, 1992, S. 87.) In Rußland lebt heute
«mehr als die Hälfte der Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze» (A. Bo-
nanni, in Corriere della Sera vom 1. Dezember 1992). Wie gesagt, spricht
man manchmal von «Übergangsphase», es handelt sich hier jedoch eindeu-
tig um eine vertröstende Ideologie. In der Zwischenzeit verschlechtert sich
die Lage ständig. In Rußland «liegt das inländische Bruttosozialprodukt der
ersten sechs Monate des Jahres 1993 um 14% niedriger im Vergleich zu
den ersten Monaten des Jahres 1992» (C. Martinetti in La Stampa vom 29.
Juli 1993). Im übrigen erklärt selbst der amerikanische Autor, der von
«Übergangsphase» spricht, daß ein Teil der ehemaligen sozialistischen
Ijinder unvermeidlich in der Dritten Welt enden werde, deren Pro-Kopf-
Einkommen ständig im Sinken begriffen ist (Thurow, 1992, S. 15 und S.17).

In der Dritten Welt ist schon Albanien gelandet, dessen Elend und Mas-
senhunger oft zitiert wird, um das totale, auch wirtschaftliche Scheitern ei-
nes jeden Versuchs hinzustellen, eine nicht kapitalistische Gesellschaft auf-
zubauen. Aber unter welchen Bedingungen lebte dieses Land vor den Um-
wälzungen, die sich in Osteuropa ereignet hatten? Geben wir einer west-
deutschen Zeitschrift das Wort, die streng und richtigerweise den «Polizei-
staat» in den Balkan-Ländern kritisiert, und damit einer Journalistin, die im
September 1988 schreibt, als die Illusionen über das Geschick des «realen
Sozialismus» sich aufzulösen beginnen oder schon aufgelöst sind, zu einem
Zeitpunkt also, zu dem Gorbatschow, Jelzin usw. schon dem mehr oder we-
niger unwiderstehlichen Zauber des Westens erliegen, drückt sie sich in

Die Zeit hinsichtlich Albaniens folgendermaßen aus:

«[Es hat] seine fast schon traditionelle Rückständigkeit aufgeholt und sich
sozusagen am eigenen Schöpf — und mit eigenem Geld — aus dem Elend ge-
zogen: Die riesigen malariaträchtigen Sümpfe wurden trockengelegt, es
wurde elektrifiziert und industrialisiert, die Lebenserwartung verdoppelte
sich seit 1945 auf 70 Jahre... Das kommunistische Albanien, ist mit Recht
stolz auf seine Leistungen, die es seit Ende der italienischen und deutschen
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faschistischen Besatzung vollbracht hat... Erst das sozialistische Albanien
schaffte es seit 1946, den Hunger zu besiegen.»

Schließlich unterstrich der Artikel aus dem Jahr 1988, daß, trotz der geziel-
ten, praktisch ungestörten italienischen Fernsehübertragungen, das Regime
große Zustimmung finde, was der «glühende Patriotismus besonders der
jungen Albaner» beweise (U. van Steen in Die Zeit vom 30. September
1988). Natürlich kann man Zweifel hegen, was die Glaubwürdigkeit dieses
Bildes betrifft, selbst wenn es in einer Zeitschrift und zu einer Zeit veröf-
fentlicht wurde, die keinen Verdacht aufkommen lassen. Intellektuell unzu-
lässig ist hingegen der Anspruch (den auch Norberto Bobbio in seiner - in
der Zeitschrift Liberazione abgedruckten — Polemik gegen den Autor der
vorliegenden Abhandlung vorgebracht hat), diejenigen zum Schweigen zu
bringen, die es heute noch wagen, sich Kommunisten und Kommunistinnen
zu nennen, indem die unmenschlichen Lebensbedingungen im heutigen Al-
banien aufs Tapet gebracht werden, ohne sich dem Problem des Verhältnis-
ses zu stellen, das zwischen diesen Bedingungen einerseits und dem Ende
des COMECON und des «realen Sozialismus» Osteuropas andererseits be-
stehen. Viel ausgeglichener war die Haltung des Turiner Philosophen in den
fünfziger Jahren, als er den an der Macht befindlichen kommunistischen
Parteien das Verdienst zuschrieb, «eine neue Phase bürgerlichen Fort-
schritts in politisch rückständigen Ländern» eingeführt zu haben, und als er
sogar so weit ging, zu erklären, daß es nunmehr nur darum gehe, die Spiel-
regeln und die formellen Garantien «in den sozialistischen Staat» zu ver-
pflanzen, der dazu aufgerufen sei, «einen Tropfen 01 in die schon vollendete
Revolutionsmaschine zu gießen», deren Errungenschaften daher als unver-
zichtbar zu betrachten seien (Losurdo, 1993 a, S.245f). Man könnte sagen,
daß mit der Berliner Mauer die kritische Intelligenz vieler Intellektueller
zusammengebrochen ist, obwohl sie ohne weiteres in der bürgerlichen Pres-
se hätten lesen können, daß im heutigen Osteuropa «ein vielleicht unauf-
haltsamer Degradierungsprozeß» im Gange ist.

Lesen wir dieses dramatische Zeugnis aus Rußland, das inzwischen die
für die Dritte Welt typischen Tragödien kennt: die besprizörniki, die verlas-

senen Kinder sind

«...nach den Experten zu schließen, zumindest zweihunderttausend im gan-
zen Land. Ebensoviele wie es in Rußland 1925, nach dem Bürgerkrieg gab...
Es handelt sich um die ersten Opfer eines Landes, das alles dem Geld-Gott
opfert, das die alte Wertskala aufgegeben hat, ohne sie zu ersetzen, das
schon einen vielleicht unaufhaltsamen Abstiegsprozeß in Gang gesetzt hat.
Vor zehn Jahren gab es in der Breschnewschen und totalitären UdSSR prak-
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tisch keine bespruömiki. Die Waisenhäuser waren fürchterlich, die Verpfle-
gung unter allem Strich, und noch häufiger fehlte die menschliche Wärme.
Aber sie gewährleisteten ein Dach über dem Kopf, eine Mensa, eine Schule
und später eine Arbeit. In zehn Jahren hat sich alles geändert. Es gibt im-
mer weniger Geld, um Internate und Jugendstrafanstalten zu finanzieren
und diese Institutionen, die sich praktisch auf den Staatshaushalt stützten,
schließen jetzt eine nach der anderen.»

Wenn die auf sich selbst angewiesenen Jungen zu Delinquenten werden,
«dann gibt es für die Mädchen hingegen nur einen Job: Die Prostitution»
(F. Cucurnia in la Repubblica vom 5. Mai 1993).

Mehr noch, als die Aufmerksamkeit auf das tragische Bild zu richten, das
uns gerade die Korrespondentenberichte der Zeitungen bieten, die das Jahr
1989 als das Jahr des Herrn gefeiert hatten, sollten wir uns auf die gegen-
wärtige, auch theoretische Konterrevolution konzentrieren: wir wohnen ei-
nem furchteinflößenden Rückschritt bei, und nicht nur im Vergleich zur
Oktoberrevolution. Im Verlauf der Französischen Revolution hatte Robes-
pierre vom Recht auf das Leben als von dem ersten der «unverjährbaren
Menschenrechte» gesprochen. Unter dem Einfluß des gigantischen Emanzi-
pationsprozesses, der von der bolschewistischen Revolution seinen Ausgang
genommen, und der sich mit der Niederlage des Nazi-Faschismus weiter
entwickelt hatte, hat die UNO mit der am 10. Dezember 1948 verabschiede-
ten Erklärung zu den «Menschenrechten» ausdrücklich auch die «ökonomi-
schen, sozialen und kulturellen» Rechte hinzugefügt (Art.22). Aber gerade
diese Rechte werden nicht nur in der Praxis, sondern auch — und das sollte
man sich vor Augen halten — auf theoretischer Ebene seitens der neuen
Führungsschichtcn und ihrer Ideologen in Rußland und in anderen ehemals
sozialistischen Ländern abgeschafft; von Ideologen, die sich oft auf Hayek
berufen, d.h. auf den Patriarchen des Neo-Liberalismus, der nicht umsonst
die Theoretisierung wirtschaftlicher und sozialer Rechte dem von ihm als
ruinös betrachteten Einfluß der «russischen marxistischen Revolution» an-
lastete (zil. in Losurdo, 1993 b, Kap. 1,1).

Angesichts der Tatsache, daß sich das Abendland gern zum privilegierten

Fürsprecher der Menschenrechte aufspielt, sollte man kurz einen Blick auf
diejenigen richten, die sein triumphaler Sieg in Osteuropa abschafft. «Jedes
Individuum hat das Recht auf Leben» (Art. 3 der UNO-Erklärung), «hat das
Recht auf soziale Sicherheit» (Art. 22). Heutzutage könnte die Verneinung
dieser Rechte nicht totaler sein. «Jedes Individuum hat Recht auf Bildung»

(Art. 26). Alle anerkennen, daß dieses Recht in den sozialistischen Ländern

65



Domenico Losurdo

weitgehend realisiert worden war (Thurow, 1992, S.67). Aber all das ist
nunmehr vorbei, wie das Phänomen der verlassenen Kinder in Rußland
zeigt, und vorbei ist es auch mit dem «Recht auf Arbeit» (Art. 23): «die
Ostdeutschen, die vor der Wiedervereinigung nie mit Problemen dieser Art
zu tun hatten, müssen sich jetzt mit einer Arbeitslosenquote von 15,3 % der
aktiven Bevölkerung konfrontieren» (la Repubblica vom 7. August 1993). In
Polen könnte die Arbeitslosenquote, die jetzt 11% Prozent beträgt, einen
Rekord von 20 % erreichen, wenn man bedenkt, «daß man im Entourage
der Weltbank von einer wirtschaftlichen und sozialen Krise spricht, die an
das Drama der dreißiger Jahre erinnert» (P. Benetazzo, in la Repubblica vom
7. Februar 1992). Gewiß hat «das Recht auf Erholung und Vergnügen»
(Art. 24) nicht besser als das Recht auf Arbeit abgeschnitten: in Rußland
stellen die «Neureichen», Ergebnis der «Privatisierung», einen «aggressi-
ven Reichtum» in den Urlaubsorten zur Schau, aus denen inzwischen die
Werktätigen vertrieben worden sind, die dort früher praktisch Recht auf ei-
nen kostenlosen Urlaub hatten (E. Francheschini in la Repubblica vom 18/
19. August 1991).

Und was sollte man dann vom Recht auf «Wohnung, auf ärztliche Versor-
gung und auf die notwendigen sozialen Dienstleistungen» sagen (Art. 25)?
Nachdem der von mir schon mehrmals zitierte amerikanische Autor darauf
hingewiesen hatte, daß «viele wichtige Gebrauchsgüter, die in den kapita-
listischen Gesellschaften gekauft werden müssen, im Kommunismus gratis
oder praktisch gratis zur Verfügung gestellt wurden», führt er insbesondere
das Beispiel der Wohnung an, für die ein Russe durchschnittlich nur 1,1%
des Familieneinkommens ausgeben mußte (Thurow, 1992, S.96 und S. 87).
Jetzt ist die Wohnung ebenso wie die ärztliche Versorgung zu einem Luxus
geworden: nach einem Bericht des internationalen Roten Kreuzes steht die
Überlebenschance von eineinhalb Millionen Menschen wegen des «Mangels
an Lebensmitteln und Medikamenten in der ganzen UdSSR» auf dem Spiel
(E. Franceschini in la Repubblica vom 17. Oktober 1991). Was die «not-
wendigen sozialen Dienstleistungen» betrifft, so haben wir schon darauf
hingewiesen, welch tragische Resultate ihr Abbau für die russischen Kin-
der mit sich bringt. Sehr negativ sind die Folgen für die Frauen, wie sich

besonders in der ehemaligen DDR zeigt, wo die sozialstaatlichen Dienstlei-
stungen besonders gut entwickelt waren.

«Nicht nur waren es die Frauen, die als erste aus dem Produktionsprozeß
ausgeschlossen wurden, sondern ein weiterer Verlust von überwiegend
weiblichen Arbeitsplätzen brachte die Zerstörung der staatlichen Dienstlei-
stungen mit sich, die gerade den Kindern gratis Schutz, Gesundheit und
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Bildung gewährleisteten: die Kleinkindergärten, die <Polikliniken> oder
Ambulatorien in den Stadtvierteln. Indem man diese Dienstleistungen ab-
schaffte, hoffte man, zumindest den Worten nach, auf das Einspringen der
Mütter: das Resultat scheint gegenteilig zu sein, in dem Sinn, daß die Frau-
en auf die Mutterschaft verzichten» (L. Campagnano in U manifesto vom 8.
Februar 1992).

Eine Entscheidung, die nicht nur auf die ostdeutschen Frauen beschränkt
bleibt, wenn man bedenkt, daß es in Rußland «1992 zum ersten Mal nach

dem letzten Weltkrieg, weniger Geborene als Tote gab» (F. Cucurnia in la
Repubblica vom 5. Mai 1993).

Man sollte fernerhin über die theoretischen Implikationen des Abbaus
der sozialen Dienstleistungen nachdenken: diese wurden von der Anerken-
nung der wirtschaftlichen und sozialen Rechte eines jeden Individuums
ausgehend festgelegt, abgesehen von der Marktlage. Jetzt hingegen nimmt
0. Bogomolow, der bekannte Hauptvertreter der russischen «Reform»-0ko-
nomen, Bezug auf den kapitalistischen Westen, der von ihm zum vorbildli-
chen Gesellschaftsmodell erhoben wird, und der sogar als «die normale Ge-
sellschaft als solche» hingestellt wird, um am Vorabend des Zusammen-
bruchs der UdSSR den Kampf gegen den Begriff der wirtschaftlichen und
sozialen Rechte aufzunehmen. «In einer normalen Gesellschaft schließt die-
se Sphäre, [die des Marktes] alles ein ... Bei uns dagegen sind das Gesund-
heits- und das Unterrichtswesen nicht vom Markt geregelt». Und ein ande-
rer Exponent des neuen Kurses geht noch weiter: «Wir brauchen eine nor-
male Medizin, die sich auf die [individuelle] Versicherung stützt. Eine ko-
stenlose Medizin ist ein Betrug.» Geben wir zum Schluß einem Autor das
Wort, der, immer in Polemik gegen das als unselig betrachtete Erbe des
«realen Sozialismus» und sich auf das westliche Modell berufend, das von
ihm mythisch verklärt und deformiert wird, so weit geht zu behaupten: «In
vielen normalen Ländern hat der Arzt, der einer Entbindung beiwohnt, das
Recht, geistig-körperlich behinderte Kinder bei der Geburt sterben zu las-
sen» (Berelowitch, 1993, S. 37).

Hier wird sogar die Grenze zwischen Neo-Liberalismus und Sozialdar-

winismus durchlässig. Der Mythos des Marktes führt zu einer «Vermark-

tung» die keine Grenzen mehr zu kennen scheint. Die Presse berichtet von
einem «Handel adoptierbarer Kinder zwischen Polen und Italien»; das von
den italienischen Familien ausgegebene Geld dient u.a. dazu, die «natürli-
chen Eltern zu entschädigen, die dazu bereit sind, auf ihre elterliche Gewalt
zu verzichten, nur um Dollar oder Mark zu verdienen und um die Zahl der
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hungrigen Münder zu verringern». Anscheinend handelt sich um einen
Markt, der sich dem der «schönen Polinnen» beigesellt (L. Spezia, in la Re-
pubblica vom 29. Juli 1993).

3. Spielregeln, Ausnahmezustand und «unmündige Massen»

Natürlich ist es unerläßlich, auch die Befreiung von einem erstickenden
und unterdrückenden Regime zu sehen, das systematisch die individuellen
Freiheiten und die Spielregeln verletzte. Und dennoch ist das Problem der
bürgerlichen und politischen Rechte keineswegs ohne Facettierungen. Ich
will mich hier nicht auf die gesetzlichen Maßnahmen berufen, die in einigen
osteuropäischen Ländern gegen die Kommunisten getroffen worden sind,
und ich will auch nicht darauf bestehen, daß sich die neuen Führungs-
schichten das Recht anmaßen, den Ausnahmezustand auszurufen, wenn er
ihnen gelegen kommt, sondern darauf, daß sie manchmal ganz offen die
Notwendigkeit herbeireden, eine Periode der Diktatur einlegen zu müssen,
um problemloser (ohne auf die Proteste seitens der Bevölkerung Rücksicht
zu nehmen) die Wunder des freien Marktes einführen zu können. Einen
weiteren Punkt möchte ich vor allem hervorheben: sollte Marx zu Unrecht
das Problem der Spielregeln und der formellen Freiheiten unterbewertet ha-
ben, so sollte er doch ein für allemal geklärt haben, daß man die Situation
der bürgerlichen und politischen Rechte nicht wirklich verstehen kann,
wenn man seine Aufmerksamkeit nur auf die Sphäre der Zirkulation lenkt.
Wenn wir von den Arbeiterinnen der ehemaligen DDR lesen, die sich haben
sterilisieren lassen, um Arbeit zu finden, dann können wir verstehen, daß in
der kapitalistischen Fabrik etwas vom Fabrikherrn-Despotismus weiterhin
besteht, den schon das Manifest der kommunistischen Partei angeprangert
hatte. Andererseits läßt die Intensivierung der Arbeitsrhythmen in den Fa-
briken, der Druck der neuen Massenarbeitslosigkeit und die Möglichkeit,
die die neuen Besitzer der Produktionsmittel haben, auf eine immense Re-
servearmee zurückzugreifen, die Ausübung der Rechte der Freiheit am Ar-

beitsplatz recht problematisch erscheinen.

Selbst wenn man die Aufmerksamkeit ausschließlich auf die in Osteuropa
stattfindenden Veränderungen richten und ihre neue Führungsschicht als
Vorkämpfer der demokratischen Spielregeln hinstellen wollte, kann man in
eindeutigem Sinn nur dann von demokratischer Revolution sprechen, wenn
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man aus dem Katalog der Rechte die wirtschaftlichen und sozialen Rechte
ausschließt, d.h. nur dann, wenn man auf die Positionen des Neo-Liberalis-
mus und Hayeks zurückgeht. Man könnte dem entgegensetzen, daß in jedem
Fall der Wert der «negativen Freiheit» absolut vorrangig sei. Dies ist jedoch
weiterhin der Gesichtspunkt des Neo-Liberalismus. Man denke nur daran,
daß auch ein liberaler Autor wie Rawls zwar die Unterordnung der Gleich-
heit unter die Freiheit fordert, andererseits jedoch dieses Prinzip streng ein-
schränkt, weil er es nur «oberhalb eines Mindesteinkommens gelten läßt»
(Rawls, 1982, S.441).

Jedenfalls ist hervorzuheben, daß eine korrekte Bilanz der historischen
Ereignisse, die mit der Oktoberrevolution begonnen haben, eine Analyse
voraussetzt, die weit über das Konzept des «realen Sozialismus» hinausge-
hen. Hier kann der methodologische Hinweis des Historikers Edgar Quinet
in bezug auf die französische Revolution von Nutzen sein: «Das Volk, das
sie gemacht hat, hat nieht den größtmöglichen Profit daraus gezogen» (Qui-
net, 1984, S.249). Andererseits kann die Form, die der «reale Sozialismus»
konkret angenommen hat, nicht verstanden werden, wenn man von der Rol-
le, die die großen kapitalistischen Mächte spielten, und von den von ihnen
unternommenen Initiativen absieht, die mit dem Aggressionskrieg und mit
der konterrevolutionären Intervention begonnen hatten, mit dem diese
Mächte auf den Sieg der Bolschewiken reagierten.

Eindeutig klar wird hier die Hypokrisie des Westens, der einerseits, im
Namen der Demokratie, den Kreuzzug gegen die Länder predigt, die einen
nicht-kapitalistischen Entwicklungsweg einschlagen wollen, und der ande-
rerseits alles daransetzt, um in eben diesen Ländern den Übergang vom
Ausnahmezustand zur Normalität zu verhindern. Der Fall Kubas ist auf-
schlußreich. Seit Jahrzehnten befindet es sich im permanenten Ausnahme-
zustand, der in erster Linie von der amerikanischen Regierung abhängt, die
schon in der Vergangenheit versucht hat, die Insel militärisch anzugreifen,
und die sie weiterhin militärisch bedroht und sie jedenfalls wirtschaftlich
mit einem Embargo in die Knie zwingen will, das praktisch einem totalen

Krieg gleichkommt, der in erster Linie die Zivilbevölkerung betrifft, in die-

ser Lage läßt die von der amerikanischen Regierung lancierte Kampagne
gegen den «Despotismus» des Regimes Fidel Castros an das Verhalten des
Henkers denken, der sich nach dem Erhängen über die fahle und leichen-
blasse Gesichtsfarbe seines Opfers empört. Hinzufügen muß man, daß die
Vereinigten Staaten, während Ausnahmezuständen und z.B. anläßlich der
zwei Weltkriege, nicht davor zurückschreckten, viel drastischere Maßnah-
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men zu treffen, als diejenigen, die sie jetzt Kuba und Vietnam vorwerfen,
und das obwohl sie keinerlei Gefahr einer Invasion liefen: nach Pearl Har-
bour ordnete der amerikanische Präsident, der Demokrat F.D. Roosevelt,
per Dekret die Einlieferung in Internierungslager aller amerikanischen
Staatsbürger japanischer Herkunft an (Losurdo, 1993 a, S. 160-165).

Natürlich hängt die Unfähigkeit des «realen Sozialismus» insgesamt, den
Ausnahmezustand abzuschaffen, auch von inneren Ursachen ab (z. B. von
der Tendenz, die unmündige Masse von einer erleuchteten Elite, die sich
zumindest als solche betrachtete, anführen zu lassen); daher läßt sich gut
verstehen, daß der Zusammenbruch jener Regime von einem weitverbreite-
ten Gefühl der Befreiung begleitet war, aus dem jedoch gerade jene Mächte
ihren Nutzen gezogen haben, die alles daran gesetzt haben, um die Rück-
kehr zur Normalität zu verhindern.

4. Restauration im Osten und Rückentwicklung im Westen

Aus dem bisher von mir umrissenen Gesamtbild resultiert, daß die Restau-
ration selbst mit widersprüchlichen Tendenzen den Hauptgesichtspunkt der
politischen Veränderung bildet, die in Osteuropa und der ganzen Welt ein-
getreten ist. Wenn man jedoch auf diese Kategorie zurückgreift, heißt das
nicht, diskreditierte Regime erneut zu rechtfertigen, deren Zusammenbruch
von der öffentlichen Meinung in der ganzen Welt praktisch einmütig be-
grüßt wurde? Eine Art politischer Erpressung hat bei den Linken diejeni-
gen fast paralysiert, die mit Recht zurückweisen, als Anhänger Breschnews
und des Gulags abgestempelt zu werden. Nur ist der historische Prozeß
komplizierter als die grobe Alternative, die in dieser Frage und in diesem
Einwand zum Vorschein kommen. Denken wir an das, was mit der Französi-
schen Revolution seinen Anfang genommen hatte: zum Zeitpunkt zu dem
das eintritt, was alle Geschichtsbücher Restauration nennen, scheint es
schwierig, das Scheitern des Programms oder der Hoffnungen des Jahres

1789 in Abrede zu stellen, auf das der Terror, die hemmungslose Korruption

der Jahre nach dem Thermidor, die Militärdiktatur und dann das Kaiser-
reich folgten, mit einem Kaiser-Kondottiere, der jede Menge Länder erobert,
die er dann Freunden und Verwandten übergibt, einer patrimonialen Staats-
auffassung zufolge, die nicht nur jedes demokratische Prinzip mit Füßen
tritt, sondern das Ancien Regime in seiner schlimmsten Form wieder einfüh-
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ren will. Mehr noch: die französischen Revolutionäre zielten mit dem Sturz
der absolutistischen Monarchie und des Feudalismus darauf ab, die Wur-
zeln des Krieges auszureißen, um den ewigen Frieden zu errichten; und da-
gegen war mit dem «napoleonischen Despotismus» der «verheißene ewige
Friede... umgeschlagen in einen endlosen Eroberungskrieg», um es mit En-
gels zu sagen (MEW, Bd. 20, S. 239). Im Jahr 1814 waren also die Hoffnun-
gen und die Projekte, die das Jahr 1789 genährt hatte, ausgelöscht. Die
Rückkehr der Bourbonen instaurierte ein Regime, das zweifellos liberaler
als der Terror, die Militärdiktatur und das kriegerische und expansionisti-
sche Reich war, die der revolutionären Begeisterung gefolgt waren; es bleibt
jedoch die Tatsache bestehen, daß diese Rückkehr ein Moment der Restau-
ration bildet. Ahnliche Betrachtungen könnte man hinsichtlich der ersten
englischen Revolution anstellen, die zur Militärdiktatur Cromwells geführt
hatte, die an seine außerordentliche Persönlichkeit gebunden war und ihn
nicht überlebte.

Trotz allem ist es legitim und geboten, die Kategorie Restauration auf die
Rückkehr der Bourbonen oder der Stuart anzuwenden, die das Neue unter-
drücken wollten, das sich mühsam, mit Versuchen, Fehlschlägen aller Art,
Sackgassen, Widersprüchen, Regressionen durchzusetzen suchte. Es gibt
keinen Grund, anders vorzugehen, was die Veränderungen in Osteuropa be-
trifft, und das trotz der unerbittlichen Kritik, die wir an der Geschichte der
in den letzten Zeiten zusammengebrochenen Regime üben wollen und müs-
sen. Der Rückgriff auf die Kategorie Restauration ist um so überzeugender,
wenn man bedenkt, daß die Krise und der darauffolgende Zusammenbruch
des «realen Sozialismus» auch im kapitalistischen Westen zu nicht zu ver-
nachlässigenden Rückentwicklungs-Phänomenen geführt hat. Um dies zu
verstehen, muß man sich vergegenwärtigen, daß die Oktoberrevolution und
die von ihr ausgehende Herausforderung die Entwicklung und Gestaltung
der heutigen westlichen Demokratien zutiefst beeinflußt hat. Wir haben
schon darauf hingewiesen, daß es gerade Hayek ist, der die Theoretisierung
der sozialen und wirtschaftlichen Rechte (die ihre Bestätigung in der
UNO-Erklärung findet) auf die «marxistische russische Revolution» zurück-
führt, was bedeutet, daß selbst die demokratischen und sozialen Errungen-

schaften des Westens nicht ohne den entscheidenden Beitrag der Oktober-
revolution zu erklären sind. Gerade deshalb entspricht dem Verschwinden
der Herausforderung, die diese Revolution dargestellt hatte, der Krise und
dem Zusammenbruch des «realen Sozialismus» heutzutage auch im Westen
ein Emanzipationsverlust, der zur Streichung der wirtschaftlichen und sozia-
len Rechte führt.
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Dies ist die Bedeutung des Neo-Liberalismus, der sowohl im Westen als
auch im Osten jetzt vorherrscht. Allerdings ist darauf hinzuweisen, daß der
Terminus «Neo-Liberalismus» ein ideologischer Ausdruck ist. Er möchte an
eine klare Trennung zwischen Wirtschaft und Politik glauben lassen, die es
nie gegeben hat, und die die heutzutage herrschende Klasse gewiß nicht
einführen oder wiedereinführen will, mit dem Verzicht eines jeden ökonomi-
schen Subjekts auf staatliche Unterstützung, damit die reinen Marktgesetze

ungestört herrschen können. Diesem Mythos widerspricht die Wirklichkeit
einer massiven staatlichen Unterstützung zugunsten der großen kapitalisti-
schen Gruppen, eine Unterstützung, die auch in den USA dazu bestimmt
scheint, eher größer als geringer zu werden (Thurow, 1992, S. 19).

5. Spontaner «Kollaps» des Ostens oder energischer Anschub
aus dem Westen?

Aber wie hatte in Osteuropa die Restauration siegen können? Die herr-
schende Ideologie spricht von einem spontanen «Kollaps» des «realen So-
zialismus», zum Beweis für die innere und unüberwindliche Absurdität und
Misere, in die sich von Anfang an jeder Versuch, eine nicht kapitalistische
Gesellschaft aufzubauen, verwickelt. Aber gleich nach dem Zusammenbruch
der UdSSR war es gerade Bush, der dieses Ereignis als einen großartigen
Sieg der USA im Kalten Krieg feierte. Wie so oft sind die Politiker realisti-
scher als die naiven und exaltierten Ideologen, derer sie sich allerdings be-
dienen. Der damalige amerikanische Präsident war sich sehr wohl bewußt,
daß die Umwälzungen im Osten auch das Ergebnis einer aktiven Initiative
der «freien Welt» sind. Vor wenig mehr als einem Jahr hat Carl Bernstein,
einer der berühmtesten amerikanischen Journalisten, in den Kolumnen der

Zeitschrift Time

«enthüllt, daß der Papst und Reagan geheim eine <Heilige Allianz> ge-
schlossen hatten, um Solidarnocz am Leben zu halten, die kommunistischen
Regime Osteuropas zu stürzen und um den Kreml wirtschaftlich auf die
Knie zu zwingen. Und daß unter ihrer Anleitung Priester, die James Bond

spielten, CIA-Agenten, Gewerkschaftler in der Rolle von Spionen einen ver-
kappten Putsch, der seinesgleichen in der Geschichte sucht, durchgeführt
hatten.»

Es ging nicht nur darum, Walesa zu helfen, sondern darum, das Reich des
Bösen mit Hilfe einer Reihe von Maßnahmen hinwegzufegen:
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«Massive Aufrüstung der USA, um die UdSSR dazu zu zwingen, sich mit ei-
ner parallelen Aufrüstung auszubluten. Heimliche Unternehmungen zugun-
sten der verschiedenen revolutionären Bewegungen in Osteuropa, in erster
Linie zugunsten von Solidarnocz... Totale technologische und finanzielle Iso-
lierung Moskaus. Verstärkung der antikommunistischen Propaganda durch
die Stimme Amerikas, Radio Freies Europa u.a.»

Beim Treffen vom Montag, 7. Juni 1982 leiten Reagan und Johannes Paul
II. also «in der Abgeschlossenheit der Vatikansbibliothek» die «Operation

Ende des Kommunismus» ein, an deren gigantischer Finanzierung, wie es
scheint, auch Kapital beteiligt ist, das auf die Banco Ambrosiano zurückgeht
(E. Caretto in la Repubblica vom 18. Februar 1992). Der Beitrag des Vati-
kans ist nicht nur ideologisch, sondern vor allem logistisch und organisato-
risch: man denke in erster Linie an das für die engmaschige Verbreitung
von geheimem Material unentbehrliche «Priester-Netz»:

«Der polnische Widerstand erhielt die modernsten Fernmeldeanlagen: in
der Pause einer Fernsehreportage eines Fußballspiels gelang es ihm, die

Schrift <Solidarität lebt, haltet durch> auf die Bildschirme zu bringen. Die
amerikanischen Gewerkschaften haben ermittelt, daß es im Jahre 1985 in
Polen reichlich 400 geheime antikommunistische Blätter gab, von denen ei-
nige eine Auflage von mehr als 30.000 Exemplaren erreichten; es gab Tau-
sende von Kinderbüchern, die Geschichten vom <bösen> Jaruzelski und vom
<braven> Lech Walesa erzählten; Videokasetten, die die USA und den Vati-
kan herausstrichen; Fax, Telephone, Computer, Recorder, Radio tonnen-
weise. «Die amerikanische Botschaft in Warschau - hatte Bernstein ge-
schrieben — wurde zur wichtigsten und leistungsfähigsten Zentrale der CIA
in der kommunistischen Welt>» (E. Caretto in la Repubblica vom 19. Febru-
ar 1992).

Es gibt keinen Grund zu glauben, daß die Bemühungen der Bundesrepublik
Deutschland der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber hinter de-
nen der USA dem fernen Polen gegenüber zurückstanden. Ein Kapitel, das
es noch zu studieren gilt, betrifft die Rolle, die die Geheimdienste der
UdSSR, deren Führungsspitze inzwischen voll und ganz für die Sache des
Westens gewonnen war, von dem sie zu ihrer Rettung politische und finan-
zielle Unterstützung erflehten, in der letzten Phase der Umwälzungen in

Osteuropa in Ländern wie Rumänien und der Deutschen Demokratischen
Republik gespielt haben. Jedenfalls wird die Rolle des «Komplotts» seitens
des KGB und seitens Gorbatschows beim Zusammenbruch der DDR von
zwei westdeutschen Journalisten hervorgehoben, die schwerlich kommuni-
stischer Sympathien bezichtigt werden können (Reuth/Bönte, 1993, S.

210-214).
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Aufschlußreich sind die von G. Chiesa veröffentlichten Stenogramme der
vertraulichen Gespräche anläßlich des Treffens der «Siebener Runde» vom
Juli 1991, des letzten, an dem Gorbatschow teilgenommen hatte (einen Mo-
nat später wird es in Moskau zu einem eigenartigen «Putsch» kommen. Bei
der Veröffentlichung dieses Dokuments wählt La Stampa (vom 13. Juni
1993) dafür einen vielsagenden Titel, der das nunmehr offensichtliche Ul-
timatum der großen kapitalistischen Mächte wirkungsvoll synthetisiert:
«Kapitalismus in der UdSSR, alles auf einmal und sofort». Bei diesem Ge-
spräch scheint Gorbatschow ein Angeklagter zu sein, der sich bemüht, sei-
nen Richtern so ausführlich und ehrerbietig wie möglich zu antworten. Le-
sen wir: «Bush: <Wir wollen eine demokratische UdSSR mit einer in die
westliche Wirtschaft integrierten Marktwirtschaft)... Gorbatschow: <Der Pro-
zeß geht voran>». Aber diese Zusicherung genügt noch nicht. Noch ein-
dringlicher der Japaner Kaifu: «Sie sagen, das Privateigentum sei die not-
wendige Komponente der Marktwirtschaft und gleichzeitig sprechen Sie von
der Gleichberechtigung aller Eigentumsformen. Was verstehen Sie unter
gemischter Wirtschaft?» Noch drastischer der Kanadier Mulroney: «Sie sa-
gen: 70% der Preise werden nicht vom Staat kontrolliert werden. Warum
nicht 100%? Warum nicht ab morgen?» Sogleich hat der sowjetische Leader
eine Zusicherung bei der Hand («Wir wollen die wirtschaftliche Freiheit
erreichen») und gebraucht dabei eine sanft ideologische Ausdrucksweise,
um den Prozeß der schrankenlosen Privatisierung und des Abbaus des Sozi-
alstaates zu beschreiben, der in der UdSSR schon dazu führte, Millionen
von Menschen zu Hunger und Verzweiflung zu verdammen.

Aber die Großen des Westens begnügen sich nicht mit der Restauration
des Kapitalismus in nur einem, wenn auch riesigen Land. Nun ist Kohl an
der Reihe, der schon die «Wiedervereinigung» Deutschlands eingesteckt
hat, jetzt aber eine neue Front eröffnet:

«Man muß sich im klaren darüber sein, daß niemand von uns auf einer Ki-
ste voller Geld sitzt... Wir sehen Ihre Bemühungen im Bereich der Abrü-
stung, aber um im Westen die Unterstützung für Ihre Bemühungen durchzu-
setzen, ist es wichtig zu wissen, ob die UdSSR weiterhin einigen Ländern,
iiß. t Kuba Unterstützung leistet.»

Und Gorbatschow:

«Der Charakter unserer Beziehungen zu Kuba und zu Vietnam hat sich
grundlegend geändert. Die Hilfe für Vietnam beträgt dreimal, die für Kuba
zweimal weniger als vorher. Aus Kuba beziehen wir ein Drittel des Zuckers
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den wir verbrauchen und das Obst. Es gibt Zeichen dafür, daß sich auch
Kuba in der Weltwirtschaft eingliedern wird.»

Kein Wort legt der sowjetische Leader für die nationale Souveränität der
beiden Länder ein, die nach der Aggression der USA das unmenschliche
Embargo erleiden, das ihnen ihre Aggressoren (die unermüdlichen Besinger
des freien Marktes) auferlegt haben. Interessant ist vor allem eine stilisti-
sche Feinheit: fordert Bush, wie wir gesehen haben, die Eingliederung der

UdSSR in die «westliche Wirtschaft», so versucht Gorbatschow seine Ge-
sprächspartner mit der Aussicht einer schließlichen Eingliederung Kubas in
das, was er schamhaft lieber die «Weltwirtschaft» nennt, zu beschwichtigen!

Die Einmischung des Westens in die Angelegenheiten der UdSSR und
Osteuropas resultiert aus einer ganzen Reihe von Einzelheiten. Schon vor
dem soeben beschriebenen Gipfeltreffen «haben fünf amerikanische Wahl-
konsulenten Boris Jelzin geholfen, die Präsidentschaftswahlen in Rußland
vom 12. Juni zu gewinnen»; sie seien «aus anonymen Quellen in den Verei-
nigten Staaten» bezahlt worden — präzisiert la Repubblica vom 13./14. Ok-
tober 1991. Hat die Supermacht, die bedeutend zum Wahlerfolg Boris Jel-
zins beigetragen hatte, wirklich keine Rolle in den Tagen des Futsches ge-
spielt, die den russischen Präsidenten endgültig zum Helden der Freiheit
werden ließen? In Wahrheit befanden sich in jenen Tagen Korrespondenten
des amerikanischen Radio Liberty «im Gebäude der Sowjets Rußlands (dem
<Weißen Haus> an der Moskwa) zusammen mit Boris Jelzin und den anderen
Organisaloren des Widerslands, dessen Hauptsprecher sie wurden» (G.
Bensi in Awenire vom 6. August 1993). Und weiter noch: nach der Ermor-
dung eines CIA-Agenlen in Tiflis hat man erfahren (P. Passerini in La
Stampa vom 11. August 1993), daß «<amerikanische Beraten mit der Auf-
gabe nach Georgien gcschickl worden waren, die Leibwächter des Präsiden-
ten Schewardnadze auszubilden», des ehemaligen Außenministers der
UdSSR, «der in der Vergangenheit sehr enge Verbindungen zu den USA
unterhalten hatte» (U manifesto vom 11. August 1993). Wie weit reichen
diese Verbindungen zurück?

Vielleicht muß die Geschichte des Zusammenbruchs der UdSSR erst
noch geschrieben werden. In den Tagen vor dem «Putsch» vom August 1991
warnten maßgebliche Exponenten des neuen Kurses vor der von den «Kon-
servativen» dargestellten Gefahr. Mit folgendem Titel und Untertitel präsen-
tierte la Repubblica vom 18./19. August eine Korrespondenz aus Moskau
von F. Cucurnia: «<Ein Komplott gegen Gorbatschow ist im Gange>. Jakow-
lew deckt neue Machenschaften auf. Für den «Schöpfer der Perestrojka> ist
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die Strategie des harten Kerns so klar wie ein aufgeschlagenes Buch: <Sie
wollen auf dem nächsten Parteitag die Oberhand gewinnen)». Hervorzuhe-
ben ist, daß das «Komplott» schon darin aufgezeigt wurde, sich politisch der
Einführung des Marktes und der schrankenlosen Liberalisierung widerset-
zen und diesbezüglich auf dem angekündigten XXIX. Parteitag der KPdSU
den Kampf ansagen zu wollen; die KPdSU wurde daher als ein Hindernis
betrachtet, das zu überwinden oder aus dem Weg zu schaffen es galt, wenn
man mit den «Komplottierern» fertig werden wollte. Das Hindernis ist aus

dem Wege geschafft worden; nicht nur gab es keinen Parteitag der KPdSU
mehr, sondern wenige Tage nach jener Anschuldigung wurde die Partei ver-
boten, die ihn hätte abhalten sollen. Zur Erzielung dieses Ergebnisses hat
der Putsch vom August 1991 einen außerordentlichen Beitrag geleistet, der
sich auf diese Weise als sehr nützlich für die neuen russischen Führer er-
wiesen hat. Handelt es sich um einen einfachen Glücksfall oder sind alte
Parteigrößen und stumpfsinnige Bürokraten insgeheim ermutigt und zu ei-
nem Manöver oder Handstreich gedrängt worden, dem sie nicht gewachsen
waren, und dessen Nutznießer von Anfang an ihre Gegner sein sollten? Je-
der Verdacht ist legitim und das um so mehr, wenn man bedenkt, daß uns
die Medien in den Tagen des Putsches vom August 1991 Bilder Jelzins
übermittelt haben, die ihn keineswegs besorgt, sondern vielmehr jubelnd
zeigten. Im übrigen betitelte L'Espresso vom 1. September 1991 seinen Leit-
artikel: «Den wahren Putsch hat Jelzin gemacht. Oder besser, Bush». Zwei
Jahre später wird es besonders deutlich werden!

Darüber sollte man nachdenken: es ist die bürgerliche Presse selber, die,
unter Bezugnahme schon auf die Ereignisse der Jahre 1982 bis 1991, vom
Westen (und vom inzwischen für die «westliche» Sache gewonnenen Gor-
batschow) als vom Protagonisten eines «verkappten Putsches» in Polen, ei-
nes «Komplotts» in der DDR und eines «Putschs» in der UdSSR spricht.
Genauer gesagt haben zuerst die Führungsspitze der USA und der NATO
und später Gorbatschow selbst den Aphorismus und den Rat des alten
Nietzsche, der besagt, man solle demjenigen, der fällt, noch einen Stoß ver-
setzen, in die Praxis umgesetzt. Den Stoß hat es gegeben und zwar kräftig,

über lange Zeit und mannigfaltig, einen Stoß, der die Fortsetzung mit ande-

ren Mitteln der bewaffneten Intervention ist, mit dem der Westen seit jeher
auf die Herausforderung geantwortet hat, die jedes Land darstellt, das einen
nicht-kapitalistischen Entwicklungsgang nehmen will. Einer ernsten Ana-
lyse hält also der Mythos von einem spontanen «Kollaps des realen Sozia-
lismus» nicht stand. Es sei jedoch klargestellt, daß es nicht darum geht, den
in Osteuropa erfolgten Zusammenbruch nur einer äußeren Initiative zuzu-
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schreiben. Zu einem anderen tragischen Zeitpunkt der Geschichte der Ar-
beiterbewegung, mit der Zustimmung der Parteien der H. Internationale zum
«Völkermord» des Ersten Weltkrieges und zum «Belagerungszustand» und
zu den weiteren mit dem Krieg und der totalen Mobilmachung verbundenen
Maßnahmen, hat Rosa Luxemburg eine Mahnung ausgesprochen, die man
sich auch heute vergegenwärtigen sollte: «Verloren wäre der Sozialismus
nur dann, wenn das internationale Proletariat die Tiefe dieses Falles nicht
ermessen, aus ihm nicht lernen wollte», denn «gigantisch wie seine Aufga-

ben sind auch seine Irrtümer» (Luxemburg, 1968, S. 21, 23 und 31).

6. Wirtschaft und Ideologie während des Niedergangs des
«realen Soziallsmus»

Man muß sich also auf die inneren Ursachen des Zusammenbruchs des
«realen Sozialismus» konzentrieren. Wo liegen sie? Die Anhänger der Theo-
rie des «Kollapses» bestehen vor allem auf der wirtschaftlichen Dimension
dieses angeblichen Kollapses. Um die Gültigkeit dieser These zu überprü-
fen, werfen wir einen raschen Blick auf die Wirtschaftsgeschichte des wich-
tigsten Landes Osteuropas, sie dabei auf der Spur zweier amerikanischer, si-
cher keiner kommunistischen Sympathien verdächtiger Autoren rekonstruie-
rend. Die Jahre zwischen den beiden Kriegen sieht Paul Kennedy «Stalins
Rußland sich rasch in eine wirtschaftliche Supermacht verwandeln» (Ken-
nedy, 1989, S. 24f). Gerade deshalb hal der aus der Oktoberrevolution her-
vorgegangene Staat, trotz der Gebietsverluste durch den Frieden von Brest-
Litowsk und der furchtbaren Zerstörungen, die der Erste Weltkrieg, der
Bürgerkrieg und die Intervention der Entente hervorgerufen hatte, da Er-
folg, wo das Zarenreich gescheitert war: d.h. Deutschland entgegenzutreten
und es zu besiegen, das außerdem zum Zeitpunkt der Operation Barbarossa
praktisch auf das produktive Potential des ganzen, unter der Führung des
Dritten Reichs geeinten Europa rechnen konnte. Gewiß ist nach dem Frie-
den eine enorme Anstrengung für den Wiederaufbau vonnöten, wenn man

bedenkt, daß «noch einmal die russische Wirtschaft wegen eines Krieges
um zirka ein Jahrzehnt zurückversetzt wurde»; so kommt es zu «einem
<kleinen Wirtschaftswunder) was die Schwerindustrie betrifft, beinahe mit
einer Verdoppelung der Produktion zwischen 1945 und 1950» (Kennedy,
1989, S. 499).
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Betrachten wir aber die weiteren Entwicklungen. «In den fünfziger Jah-
ren wuchs die Sowjetunion schneller als die Vereinigten Staaten. Projiziert
man die Wirtschaftstendenzen in die Zukunft, so hätte das russische Brutto-
sozialprodukt (BSP) im Jahre 1984 das der Vereinigten Staaten überflügelt»
(Thurow, 1992, S. 11). Zwar stimmt es, daß die Dinge sich in den folgenden
Jahren und Jahrzehnten entschieden weniger gut für die Sowjetunion ent-
wickelten, aber nichts läßt an die Katastrophe denken. Zum Zeitpunkt, zu
dem Gorbatschow an die Macht kommt, kalkuliert die CIA, daß sich die
Wirtschaft der UdSSR von 1975 bis 1985 mit einer jährlichen Steigerungs-
rate von 2,1% gegenüber 2,9% der USA entwickelt habe.

«Mitte der achtziger Jahre entwickelte sich die UdSSR noch besser. 1983
erzielt sie eine Steigerungsrate von 3,3% und 1986 wird ein noch besseres
Resultat, 4,1% erreicht. Es gab keine Zeichen eines Kollapses. Im Gegen-
teil, dies ist der Zeitraum, in dem die Pläne des Präsidenten Reagan für das
Programm der Star Wars das amerikanische politische Notizbuch füllen».

üamil ist «das plötzliche Verschwinden des Kommunismus nicht weniger
mysteriös als 770 Jahre vorher der Rückzug Dschingis Khans aus Europa»
(Thurow, 1992, S. 12f). Lassen wir den legendären mongolischen Kondot-
tiere einmal beiseite, der in Wirklichkeit auch in Rußland eingefallen war,
weshalb es lächerlich ist, ihn mit den russischen oder sowjetischen Führern
vergleichen zu wollen, fest steht, daß die Theorie des wirtschaftlichen Kol-
lapses nichts erklären kann.

Natürlich kann man den statistischen Angaben über die wirtschaftliche
Entwicklung der UdSSR die Realität des erschreckenden Mißverhältnisses
zwischen (militärischer) Schwerindustrie und Leichtindustrie (Konsumgü-
ter) entgegenhalten. Dieses erklärt sich einerseits aus dem der UdSSR prak-
tisch im Verlauf ihrer ganzen Existenz von der kapitalistischen Welt aufge-
zwungenen Belagerungszustands, andererseits aus den hegemonischen Ten-
denzen, die sich schließlich innerhalb des «kommunistischen Lagers» ent-
wickelt. Dieses Mißverhältnis rückt also ein eher politisches als wirtschaft-
liches Problem in den Vordergrund. Wenn wir dann über die katastrophalen
Folgen der von Osteuropa durchgemachten Veränderungen reflektieren, die

einige jener Länder in Richtung Dritte Welt bringt, dann werden wir uns
endgültig klar darüber, daß die Wirtschaft nicht die Erklärung für den Zu-
sammenbruch des «realen Sozialismus» abgeben kann.

Anderswo muß man nachforschen. Zunächst muß eine einleitende metho-
dologische Überlegung angestellt werden. Will man die Geschichte eines
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Scheiterns rekonstruieren, so muß man sich davor hüten, den Werdegang
dem Endergebnis anzugleichen. Noch in den fünfziger Jahren stößt die Sow-
jetunion auf einen breiten Konsens im Inneren und übt eine beträchtliche
Anziehungskraft auch außerhalb ihrer Grenzen aus. Es sind das die Jahre,
in denen Sacharow noch nicht zum erbitterten «Dissidenten» geworden ist
und in denen das englische Ehepaar Webb von der Labour-Party vom «sow-
jetischen Kommunismus» als von einer «neuen Kultur» spricht; es sind die

Jahre, in denen Harold J. Lasky, auch er maßgeblicher Exponent der La-
bour-Party, seine Bewunderung für den gigantischen Prozeß der Einschu-
lung und der Bildung und die außerordentliche soziale Mobilität in der Sow-
jetunion zum Ausdruck bringt. Jahre, in denen selbst Bobbio über die neue
Gesellschaft das schmeichelhafte Urteil formuliert, das wir oben zitiert ha-
ben. Die von der UdSSR und den «Bruderländern» an den Tag gelegte Un-
fähigkeit vom Ausnahmezustand zur Normalität überzugehen, dabei auf dem
Weg der Demokratisierung und der Formalisierung und der Beachtung der
Spielregeln voranschreitend, all das hat stark dazu beigetragen, das innere
und internationale Prestige des aus der Oktoberrevolution enstandenen
Landes auszuhöhlen. Den Gnadenstoß hat vielleicht das progressive Hervor-
treten der Großmacht-Arroganz und der hegemonischen Bestrebungen des
Großen Bruders gegeben. Es ist kein Zufall, daß die von Reagan und Jo-
hannes Paul II. vereinbarte Operation in erster Linie Polen zum Ziel hat,
das Land, das vielleicht schmerzlicher als alle anderen das- Gewicht der von
der UdSSR auferlegten Unterdrückung und nationalen Demütigung verspür-
te. Ebenso wie die Revolution siegt auch die Konterrevolution, indem sie
das schwächste Glied der Kette zerbricht, das Glied, in dem sich, neben vie-
len anderen, auch der nationale Widerspruch konzentriert (Losurdo, 1993
b, Kap. VII).

Den hier und anderwärts von mir dargelegten politischen Gründen ist ein
anderer, ideologischer im eigentlichen Sinne hinzuzufügen, der, wie mir
scheint, bisher noch nie in Betracht gezogen worden ist. In den fünfziger
Jahren (die sich, wie gesagt, durch für die UdSSR vielversprechende wirt-
schaftliche Entwicklungsrhythmen auszeichneten), proklamiert Chru-

schtschow das Ziel, gleichzeitig den Kommunismus und die Überholung der

USA zu erreichen. Zu diesem Zeitpunkt ist der «reale Sozialismus» ideolo-
gisch in der Offensive, so daß das Schicksal des Kapitalismus auf dem Ge-
biet der Geschichte und der Philosophie der Geschichte schon vorgezeich-
net scheint. Die darauffolgenden Jahre und Jahrzehnte beweisen den unrea-
listischen Charakter dieser Anschauung. Dazu gezwungen, ihre ehrgeizigen
Ziele drastisch herabzuschrauben, erweist sich die Sowjetunion nicht in der
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Lage, eine Bilanz ihrer Geschichte aufzustellen und ein tiefes Überdenken
ihrer Ideologie vorzunehmen. Ihre Führungsspitze versichert weiterhin,
rasch auf die Verwirklichung eines Kommunismus zuzuschreiten, dessen
phantastische Definition uns Marx und Engels in der Deutschen Ideologie
geben:

«In der kommunistischen Gesellschaft, wo jeder nicht einen ausschließli-
chen Kreis der Tätigkeit hat, sondern sich in jedem beliebigem Zweige aus-
bilden kann, die Gesellschaft die allgemeine Produktion regelt und mir
eben dadurch möglich macht, heute dies, morgen jenes zu tun, morgens zu
jagen, nachmittags zu fischen, abends Viehzucht zu treiben, nach dem Es-
sen zu kritisieren, wie ich gerade Lust habe, ohne je Jäger, Fischer, Hirt
oder Kritiker zu werden» (MEW, Bd.3, S. 33).

Wenn wir diese Definition übernehmen, dann setzt also der Kommunismus
eine Entwicklung der Produktivkräfte voraus, die so außerordentlich ist, daß
sie die Probleme und Konflikte, die die Verteilung des sozialen Reichtums
und damit die Arbeit betreffen, die außerdem die Messung und die für die

Produktion notwendige Kontrolle der Arbeit betreffen, beseitigt. So vorge-
stellt, scheint der Kommunismus das Verschwinden nicht nur des Staates,
sondern auch der Arbeitsteilung und in Wahrheit der Arbeit selbst, letzten
Endes das Dahinschwinden jeder Form von Macht und Verpflichtung vor-
auszusetzen. Außerdem wird der Übergang zum Kommunismus von Marx
und Engels als eine kurze oder sogar sehr kurze und relativ schmerzlose Pe-
riode angesetzt. Jahrzehnte reicher historischer Erfahrung hätten ein globa-
les Überdenken dieser Themen und Probleme anregen sollen. In Wirklich-
keit ist man nicht weit über die Bemühungen Lenins hinausgegangen, um
die Theorie der sozialistischen Revolution neu zu formulieren und um sich
gewissermaßen von dem langwierigen und komplexen Weg des Übergangs
zu überzeugen; was fehlte, war das (absolut notwendige) radikale Überden-
ken der Theorie des Sozialismus und des Kommunismus, der post-kapitali-
stischen Gesellschaft insgesamt.

Je mehr die Erreichung des Kommunismus in eine ferne und unwahr-
scheinliche Zukunft entrückte, desto klarer wurde es, daß dem «realen So-
zialismus» jede mögliche Legitimation fehlte. Als die der Philosophie der

Geschichte wegfiel, die auf das Entstehen einer völlig im Einklang lebe/ldfi/l
Gesellschaft Bezug nahm, konnte eine Nomenklatura, die nach und nach im-
mer autokratischer und immer korrupter wurde, gewiß nicht die nunmehr
universale Legitimation unserer Zeit erhalten, eine Legitimation, die auf De-
mokratie und Volkssouveränität beruht. Außerdem untergrub der «reale So-
zialismus» mit seinen eigenen Realisierungen die Grundlagen seiner Exi-
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stenz: die Welt der Konzentrationslager wurde immer unerträglicher für eine
Gesellschaft, die dank der Massenschulbildung und der Verbreitung der
Kultur und auch dank der Erlangung eines Minimums an sozialer Sicherheit
immer selbstbewußter wurde. Wenn es in Osteuropa einen «Kollaps» gege-
ben hat, dann ist er viel eher ideologischer als wirtschaftlicher Art.

Als die Schwierigkeiten innerhalb des «sozialistischen Lagers» immer

deutlicher wurden, erfuhr die wirtschaftliche Entwicklung eine Verlangsa-
mung und die These der Philosophie der Geschichte hinsichtlich der un-
vermeidlichen (und kurz bevorstehenden) Krise des Kapitalismus geriet
selbst immer mehr in die Krise. Als der Konsens immer geringer und der
gewaltige Repressionsapparat mit steigender Unduldsamkeit ertragen wurde,
wiederholte die sowjetische Führungsschicht trotz allem noch zu diesem
Zeitpunkt immer lustloser ihr Stoßgebet über das Aufkommen des in der
phantastischen Weise konzipierten Kommunismus, von der wir schon ge-
sprochen haben. Und diese Stoßgebete übten ihrerseits einen sehr negativen
Einfluß auf die Wirtschaft aus: die inzwischen offensichtlichen Versäumnis-
se und Mißverhältnisse erforderten energische Eingriffe, um die Arbeitspro-
duktivität anzukurbeln. Sicher wurde die Lösung dieses Problems nicht
durch die Auffassung erleichtert, man bewege sich in Richtung auf einen
von allgemeiner Müßigkeit gekennzeichneten Kommunismus, und auch
nicht von dem verbreiteten ideologischen Klima, das als «Restauration des
Kapitalismus» alle Versuche abstempeln wollte, den Produktionsprozeß zu
rationalisieren.

In gewissem Sinn hat sich der «reale Sozialismus» als unfähig erwiesen,
von der ideologischen Offensive zur Defensive überzugehen; er war auch
nicht imstande, der immer bedrohlicheren Offensive des Westens irgendeine
Ideologie oder Widerstandslinie entgegenzusetzen. Keinerlei Glaubwürdig-
keit mehr hatten die Erklärungen über das Aufkommen einer Gesellschaft
ohne Staat, ohne Arbeitsteilung und Arbeitskontrolle, einer Gesellschaft, die
die Erfüllung aller Bedürfnisse gewährleisten würde. Die anfängliche Utopie
hatte sich in eine Staatstheologie verwandelt, an die nicht einmal mehr die

Priester glaubten, die den Auftrag hatten, sie zu proklamieren. So erklärt
sich die kompakte Konversion leitender «kommunistischer» Funktionäre
und Gruppen zum Westen und sogar zum Neo-Liberalismus, die zur Kon-
version im übrigen auch vom Wunsch geleitet wurden, ihre Privilegien zu
konsolidieren und am Reichtum und Glück des Kapitalismus nach dem my-

thisch verklärten Bild dieses Systems teilzuhaben, das die mächtigen westli-
chen Massenmedien unermüdlich verbreiteten.
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Wir sprachen schon von dem tiefen Einfluß, den der russische Oktober
auf den Westen ausgeübt hatte. Was ist dann aber geschehen? Dem kapita-
listischen System, das sich durch die Übernahme von Elementen verstärkt
hatte, die es dem idealen und politischen Gepäck der kommunistischen und
Arbeiterbewegung und auch dem sich nach der bolschewistischen Revolu-
tion entwickelnden 'sozialen System entnommen hatte, war es seinerseits
gelungen, eine starke Anziehung auf die Bevölkerung Osteuropas auszu-
üben, eine Anziehung, die sich nicht nur wegen des Fehlens einer wirksa-
men ideologischen Widerstandslinie seitens des «realen Sozialismus», son-
dern auch aus einem anderen Grunde als unwiderstehlich erwiesen hat. Ge-
rade die Revolution hatte in jenen Ländern auch die rückständigsten Mas-
sen ihrer traditionellen Schläfrigkeit und Passivität entrissen, bei ihnen
Hoffnungen und Erwartungen hervorgerufen, die sie bisher nie zu hegen
gewagt hatten, Hoffnungen und Erwartungen, die zu erfüllen die neuen Ge-
sellschaften nicht imstande waren; dies geschah nicht nur wegen der großen
Fehler, sondern auch wegen der Rückständigkeit, die auf ihnen lastete und
deren Überwindung zunächst von der offenen militärischen Aggression und
in der Folgezeit von der technologischen Quarantäne und von anderen, von
den kapitalistischen Ländern unternommenen politischen und militärischen
Initiativen noch erschwert wurde. Das Ergebnis war die akritische Massen-
zustimung zu einem kitschigen und mythisch verklärten Bild des Kapitalis-
mus. Ein amerikanischer Wissenschaftler hat belustigt beobachten können,
daß «die meisten Leute hier [in Osteuropa] glauben, freier Markt bedeute,
daß die Geschäfte voll und die Arbeit leichter sei. Sie haben keine Ahnung
davon, was er wirklich bedeutet», sie sind sich nicht klar darüber, oder bes-
ser sie waren sich nicht klar darüber, daß die leichten Arbeitsrhythmen des
«realen Sozialismus» durch weitaus schärfere ersetzt werden mußten, sie
verstanden nicht, daß viele, vom vorangegangenen Regime garantierte
«wichtige Bedarfsgüter» ziemlich problematisch werden sollten (Thurow,
1992, S. 96f u. 87). Sie hatten keine Vorstellung vom Abbau der wirtschaft-
lichen und sozialen Rechte. Sie ließen sich vom Mythos des Westens gerade
zu dem Zeitpunkt mitreißen, zu dem auch dieser die von der Arbeiterbewe-
gung und von der Herausforderung des russischen Oktober abgerungenen

Errungenschaften in Frage stellte.

Der Zusammenprall mit der Wirklichkeit hat rasch zu einer bitteren Ent-
täuschung geführt. In Polen «greift die Sehnsucht nach der Vergangenheit
um sich»; «die Mehrheit meint, daß Walesa gehen müsse, daß Jaruzelski an
der Spitze des Landes viel besser wäre und blickt auf die Streitkräfte - die
Organisatoren des Putsches von 1981 — als auf den solidesten und beruhi-
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gendsten Bezugspunkt» (P. Benetazzo in la Repubblica vom 7. Februar
1992). Wie uns auch die Ergebnisse der letzten Wahlen zeigen, gibt es eine
Meinungsänderung selbst in dem Land, das mit seiner Rebellion und seinem
nationalen Protest den Anfang vom Ende des «realen Sozialismus» anzeigte.
Wenn sich diese Meinungsänderung politisch noch nicht adäquat artiku-
liert, so liegt das auch daran, daß es den Kommunisten bisher noch nicht
gelingt, ihre Identität neu zu definieren, und das begünstigt die Vorherr-
schaft einer Philosophie der Geschichte, die, unter Umkehrung der in den
ersten Jahren der Nachkriegszeit weit verbreiteten These, die Unübertreff-
lichkeit des Kapitalismus und damit die Unvermeidlichkeil seines Sieges in
der ganzen Welt proklamiert.

7. Sozialismus und Staatskapitalismus

Nicht nur die herrschende Ideologie weist die hier dargelegte These der Re-
stauration in Osteuropa zurück, sondern auch eine Linke, die darum bemüht
ist, aufzuzeigen, daß die in Rußland mit der Eroberung der politischen
Macht durch die Bolschewiken begonnene Epoche nichts anderes als ein
Kapitel der Geschichte des Kapitalismus mit ganz besonderen Charakteri-
stiken gewesen sei, da in diesem Land niemals ein wirklich alternatives so-
ziales System aufgetreten wäre, und weil der ausgerufene Sozialismus nichts
anderes repräsentiert hätte, als einen monopolistischen Staatskapitalismus.
Trotz der scheinbar radikal angehauchten Töne, haben wir es hier mit einer
im Grunde genommen neo-menschewistischen Lesart der Geschichte zu tun,
die aus der Rückständigkeit und Unreife der objektiven Lage Rußlands den
unvermeidlich kapitalistischen Ausgang einer Revolution ableitet, die von
ganz anderen Idealen und Zielen geleitet war. Allerdings umgeht diese Les-
art einige grundlegende politische und theoretische Kernpunkte. Welche
Aufgabe hatte nach dem Februar 1917 die russische Arbeiterbewegung und
eine starke, sich auf den Marxismus und den Sozialismus berufende Partei?
Sicher konnte die Aufgabe nicht darin bestehen, weiterhin den imperialisti-
schen Krieg und ein Massaker zu erdulden, das sowohl nach der Anklage
Lenins als auch der Rosa Luxemburgs einen «Völkermord» darstellte. Es
war gerade der Kampf für den Frieden, der die Machteroberung erforderte,
und zu den Verdiensten des russischen Oktober gehört es, ein Jahr nach
seinem Ausbruch die Novemberrevolution in Deutschland angespornt und
damit das Ende eines endlos langen Konflikts beschleunigt zu haben.
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Was war jedoch mit der eroberten politischen Macht anzufangen? Schon
im März 1918 lenkt Lenin die Aufmerksamkeit darauf, daß sich die soziali-
stische Revolution radikal von der bürgerlichen unterscheidete. Letztere
wachse «aus dem Feudalismus hervor» und zwar in dem Sinne, daß schon
vor der Machtergreifung durch die Bourgeoisie «im Schöße der alten Ord-
nung die neuen Wirtschaftsorganisationen allmählich entstehen, die nach
und nach alle Seiten der feudalen Gesellschaft ändern». Die siegreiche
Bourgeoisie «stand nur vor einer Aufgabe: alle Fesseln der früheren Gesell-
schaft hinwegzufegen, beiseite zu werfen, zu zerstören», um weiterhin «das
Wachstum des Kapitalismus» zu fördern. In einer «ganz anderen Lage» be-
findet sich dagegen die sozialistische Revolution, die «fertige [gesellschaft-
liche] Verhältnisse nicht vorfindet» und die sich daher nach dem politi-
schen Sieg das Problem des «Übergangs von den alten, den kapitalistischen
Verhältnissen, zu sozialistischen» stellen muß (LW, Bd.27, S. 75f). Unter
diesem Gesichtspunkt kann die sozialistische Revolution nie auf das Reif-
werden der objektiven Bedingungen rechnen oder jedenfalls nie in dem
Maße, in dem es die bürgerliche Revolution tun kann.

Man sollte sich den Zeitpunkt vor Augen halten, zu dem Lenin diese
wichtige Überlegung anstellt. Wenige Wochen sind seit dem Oktober ver-
strichen und die Hoffnungen auf eine Ausbreitung des revolutionären Bran-
des in Richtung Westen und in den fortgeschrittensten kapitalistischen
Ländern sind groß. Dennoch besteht Lenin darauf, die Besonderheit und die
besonderen Schwierigkeiten der sozialistischen Revolution hervorzuheben,
die mühsam und progressiv die neuen sozialen Verhältnissse in einem voll-
kommen fremden Bereich einführen muß. Dies bedeutet, daß in einer gan-
zen historischen Phase, deren Dauer man jetzt noch nicht festsetzen kann,
vollkommen heterogene Besitz- und Wirtschaftsformen koexistieren. Wenn
dem so ist, dann versteht man, wie dogmatisch die Position derjenigen ist,
die glauben, die mit dem russischen Oktober begonnenen Geschehnisse als
ein besonderes Kapitel der Geschichte des Kapitalismus lesen zu können,
indem sie sich abmühen, all das aufzuzählen, was in der Sowjetunion nicht
sozialistisch war. In Wirklichkeit tritt schon in der Marxschen Konfigura-
tion der Sozialismus als etwas Gemischtes auf, in dem Sinne, daß in seinem

Bereich, trotz der Übernahme der politischen Macht durch eine zur Reali-
sierung des Kommunismus entschlossenen Arbeiterklasse, weiterhin das
«bürgerliche Recht» gilt, das die Arbeitsteilung und die Entlohnung der
Arbeit regelt. (MEW, Bd. 19, S. 20i). Selbst unter den besonders günstigen
und sogar irrealistischen Bedingungen, die die Kritik des Gothaer Pro-
gramms voraussetzte (sofortige, vor jedem äußeren Druck und vor jedem in-

84



Demokratische Revolution oder Restauration?

ternationalen Konflikt geschützte Kollektivierung der Produktionsmittel in
den wichtigsten kapitalistischen Ländern), gibt es keinen Platz für die
«Reinheit» des Sozialismus. Es muß kaum darauf hingewiesen werden, daß
der Übergang zur neuen Gesellschaft sich um so gewundener und komplexer
erweist, «je rückständiger das Land ist, das infolge der Zickzackwege der
Geschichte die sozialistische Revolution beginnen mußte» (LW, Bd. 27, S.
5) und je ungünstiger und dramatischer der internationale Zusammenhang
ist, in dem die Revolution agieren muß.

Der Zwitternatur der für die sozialistische Übergangsphase typischen so-
zialen Verhältnisse Rechnung tragend, zählt Lenin im Mai 1918 die «ver-
schiedenen Typen ökonomischer Gesellschaftsstruktur» auf, die es im sow-
jetischen Rußland gebe: «1.) Die patriarchalische Bauernwirtschaft, die in
hohem Grade Naturalwirtschaft ist; 2.) die kleine Warenproduktion (hierher
gehört die Mehrzahl der Bauern, die Getreide verkaufen) [die das herr-
schende Element bilden]; 3.) der privatwirtsehaftliche Kapitalismus; 4.) der
Staatskapitalismus; 5.) der Sozialismus».

Aber all das beunruhigt den großen Bolschewisten nicht, der hervorhebt,
daß die Kategorie «Übergang» das gleichzeitige Vorhandensein von «Ele-
menten, Teilchen, Stückchen sowohl des Kapitalismus als auch des Sozia-
lismus» und in Wirklichkeit auch vorkapitalistischer Verhältnisse bedeute
(LW, Bd. 27, S. 328).

Das ist ein theoretisches Ergebnis, das diejenigen, die den russischen
Oktober als ein besonderes Kapitel der Geschichte des Kapitalismus inter-
pretieren, problemlos übergehen. Der Rückgriff auf die Kategorie Staatska-
pitalismus scheint nicht so sehr auf die Erklärung, als vielmehr auf die Aus-
löschung des konkreten geschichtlichen Prozesses abzuzielen, in dem Sinne,
daß die unterschiedlichsten politischen Realitäten und die schärfsten Kon-
flikte in einer Nacht verschwinden, in der alle Katzen grau sind. Einen
Wendepunkt in der modernen Geschichte bildet die Überwindung der pa-
trimonialen Staatsauffassung (Staat, der je nach Belieben des Besitzers, wie

jeder Privatbesitz, erblich übertragbar und aufteilbar ist). Aber was sollten
wir von einem Gelehrten sagen, der vom Verbleiben und sogar vom Erstar-
ken des Staates in der Neuzeit und davon ausgeht, daß das Individuum wei-
terhin einem Machtapparat ausgeliefert und untergeordnet bleibt, und der
dann die These formuliert, daß mit dem Untergang der feudalen Gesellschaft

und der patrimonialen Staatsauffassung nichts Neues unter der Sonne ge-
schehe? In Wirklichkeit impliziert dieser Untergang enorme Veränderun-
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gen. Einerseits beschwört er das Gespenst des Leviathan (er läßt die neue
Gefahr einer politischen Macht auftauchen, die eine bisher unbekannte
Kraft und Kontrollfähigkeit hat), andererseits bildet er die Voraussetzung
für die Bestätigung der modernen Figur des Individuums und des Men-
schen, der Rechte hat, die er in der politischen Wirklichkeit geltend ma-
chen möchte. Wer nicht auf dem mystischen Gesichtspunkt des nihil sub
sole novi stehenbleiben will, sollte sich dafür einsetzen, die neuen Verände-
rungen, die neuen Gefahren (die weitere Ausdehnung des Leviathan) und
die neuen Emanzipationsmöglichkeiten zu untersuchen, die die Durchset-
zung eines angeblich monopolistischen Staatskapitalismus mit sich bringt:
selbst wenn er die Machtverhältnisse innerhalb der Fabrik unverändert
ließe, würde die Überwindung des Privatbesitzes der Produktionsmittel das
Überleben der Bourgeoisie als soziale Klasse erschweren; und das vor allem,
wenn man bedenkt, daß auf ihr ständig die Gefahr einer politischen Macht
lasten wird, der inzwischen das Recht und die Aufgabe zuerkannt worden
ist, die Produktionsmittel zu kontrollieren.

Bisher haben wir vom monopolitischen Staatskapitalismus im allgemeinen
gesprochen. Aber das zur Frage stehende Problem muß weiterhin präzisiert
werden. Welche neuen Widersprüche und welche neuen Emanzipations-
möglichkeiten ergeben sich mit einem Staatskapitalismus, der keiner bür-
gerlichen Macht, sondern einer, die von kommunistischen Idealen inspirier-
ten Partei unterworfen ist? Hier liegt der von den «Reinheits»-Fanatikern
peinlich umgangene Punkt, auf den Lenin jedoch schon vor der Oktoberre-
volution hinweist. Sogar in einem Staat, der nicht von einer kommunisti-
schen Partei kontrolliert wird, der aber «revolutionär-demokratisch» in dem
Sinne ist, daß er «in revolutionärer Weise alle Privilegien abschafft», und
der «sich nicht davor fürchtet, auf revolutionäre Weise den Demokratismus
voll und ganz zu verwirklichen», sogar in einem solchen Staat bedeutet «der
staatsmonopolistische Kapitalismus ... unweigerlich, unvermeidlich einen
Schritt, ja mehrere Schritte zum Sozialismus hin» (LW, Bd. 25, S. 368). Das
gelle um so mehr für einen von einer kommunistischen Partei kontrollierten
Staat, hebt der große Bolschewik nach der Machtergreifung gegen diejeni-
gen (mehr noch gegen die Menschewiken als gegen die «linken Kommu-

nisten») hervor, die «das Schreckgespenst des (Staatskapitalismus»» an die
Wand malen, um letzten Endes die Vergeblichkeit der Oktoberrevolutioin zu
behaupten (LW, Bd. 27, S. 335 und S. 327).

Nicht nur Lenin, sondern auch Mao (zumindest der Mao vor der Kultur-
revolution) haben im Staatskapitalismus (oder in einem, je nach den Um-
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ständen, mehr oder weniger breiten Sektor der öffentlichen Wirtschaft), der
von einer kommunistischen oder Arbeiterpartei kontrolliert wurde, eine
Voraussetzung oder ein konstitutives Element des Prozesses des Aufbaus
des Sozialismus erblickt. 1953 hatte Mao erklärt: «Die Umwandlung des
Kapitalismus in Sozialismus erfolgt durch den Staatskapitalismus»; und ein
paar Jahre später: «Wenn wir ein bißchen Geld ausgeben, kaufen wir uns
diese Klasse», die nationale Bourgeoisie, deren Produktionsmittel öffentli-
ches Eigentum wurden, die aber feste Zinsen für Kapital und Eigentum er-
hielt, und die daher im Produktionsprozeß weiterhin eine Rolle spielte
(MW, Bd. 5, S. 119 und S. 387).

Diese Ungleichmäßigkeit und dieser Widerspruch zwischen Wirtschaft
und Politik wird von links und rechts zum Vorwand genommen, um zu un-
terstreichen, daß die Bourgeoisie und der Kapitalismus trotz der Revolution
weiter existieren. Aber diejenigen, die das behaupten, sind nicht in der La-
ge, die Charakteristiken der Übergangsphase zu verstehen, deren sich hin-
gegen Gramsci bewußt war, der im Jahre 1926 einen «nie in der Geschichte
gesehenen» Tatbestand anmerkte: eine politisch «herrschende Klasse» be-
fand sich «insgesamt» in «Lebensbedingungen, die unter denen standen, die
bestimmte Elemente und Schichten der beherrschten und untergeordneten
Klasse kennzeichneten.» Dies war aber notwendig, weil das Proletariat die
Macht weder ergreifen noch beibehalten kann, wenn es nicht in der Lage
ist, besondere und unmittelbare Interessen den «allgemeinen und andau- ,
ernden Interessen der Klasse» zu opfern (CPC, S. 129f).

In gewissem Sinn hat die heutige chinesische Führungsschicht nur die
von Mao in den fünfziger Jahren aufgezeigte politische Linie auf breiterer
Skala angewandt (mit den Problemen und Widersprüchen, die das mit sich
bringt). Natürlich kann der Übergang zum Sozialismus vermittels eines brei-
ten Sektors der von einer kommunistischen Partei kontrollierten Wirtschaft
in öffentlicher Hand einer Unterbrechung oder einer mehr oder weniger
drastischen Regression unterworfen sein (und in diesem Zusamenhang spie-
len, abgesehen von der Wirtschaft, relevante, eindeutig politische Faktoren,
wie der Grad der demokratischen Beteiligung, die Zusammensetzung und

die ideologische Formierung der Führungsgruppe und ihrer Beziehung zu
den Massen usw. eine Rolle). Man sollte auch nicht vergessen, daß der
Übergangsprozeß, wie der Zusammenbruch in Osteuropa gezeigt und Mao
Zedong es gut verstanden hat, immer reversibel ist. Keinen Sinn hat es, wie
es hingegen die «Puristen» tun, das unbeständige Gleichgewicht der Über-
gangsphase, in eine stabile wirtschaftlich-soziale Formation, in den monopo-
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listischen Staatskapitalismus zu verwandeln, der als Unterart des Kapitalis-
mus ohne Beziehung zum Sozialismus aufgefaßt wird.

Die Theorie, die die mit dem russischen Oktober begonnenen Gescheh-
nisse mit einem Kapitel der Geschichte des Kapitalismus gleichsetzt, ist
nicht in der Lage, die Geschichte und die wirklichen Widersprüche des 20.
Jahrhunderts zu erklären. Marx stellt sich das Problem, warum es den Jako-
binern, trotz der leidenschaftlichen revolutionären Hingabe und trotz des
Terrors auf den sie zurückgreifen, nicht gelingt, die ersehnte Wiederherstel-
lung der antiken polis zu verwirklichen, und er erklärt diesen Mißerfolg mit
dem irrealen und utopistischen Charakter des politischen Programms Ro-
bespierres. Die linken Liquidatoren der Geschichte des «realen Sozialis-
mus» fragen sich nicht einmal nach den Gründen, die die Kommunisten in
den verschiedenen Ländern, gegen ihren Willen, schließlich dazu geführt
haben sollten, einen monopolistischen Staatskapitalismus hervorzubringen.
Sie stellen sich nicht einmal die Frage nach dem eventuell irrealistischen
und utopistischen Charakter der Idee von Sozialismus und Kommunismus,
die sich bei den Klassikern vorfindet und die dann von den Bolschewisten
und von den anderen Protagonisten der Revolutionen übernommen worden
ist, die sich unter der Fahne des Marxismus und des Kommunismus entwik-
kelt haben. Sich diese Frage nicht stellend, enden die Anhänger der Theorie
des monopolistischen Staatskapitalismus praktisch damit, die These voraus-
zusetzen, wonach ganze kommunistische Führungsschichten im gesamten
Bereich des «realen Sozialismus» und praktisch in der ganzen Zeitspanne
seiner Entwicklung die Marxsche Lehre mißverstanden oder verraten hät-
ten. Es ist kaum möglich, sich eine dem Historischen Materialismus wider-
sprechendere These vorzustellen, die gleichzeitig um so schmeichelhafter
für diejenigen ist, die sich selbst zu einmaligen und zu den einzigen unbe-
stechlichen Interpreten einer Art heiligen Lehre erklären. Aber die Theorie
des Staatskapitalismus kann nicht einmal den Zusammenbruch des bis vor
kurzer Zeit in Osteuropa bestehenden Systems erklären: wie kommt es, daß
sich die neue Führungsschicht zu einem Privatisierungsprozcß der Wirt-
schaft und zu einem sogar schrankenlosen Wirlschaftsliberalismus genötigt
sieht, obwohl dieser gefährliche Proteste der Volksmassen auszulösen droht?

Tatsache ist, daß der öffentliche Besitz der Produktionsmittel verbunden mit
der Proklamation des Rechts auf Arbeit und der anderen wirtschaftlichen
und sozialen Rechte die Herausbildung einer Reserve-Lohnarmee, die
«freie» Disponibilität der Arbeitskraft und die «freie» Intensivierung der
Arbeitsrhythmen, die die neue Bourgeoisie unbedingt braucht, unmöglich
machte oder stark behinderte.
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8. Für eine Neudefinition des «Kommunismus»

Wir sprachen vom extrem komplexen Charakter des Übergangsprozesses.
Aber Übergang wozu? Von ihren marxistischen Überzeugungen ausgehend,
haben sich die Protagonisten der sozialistischen Revolutionen dieses Jahr-
hunderts in Wahrheit mit dem Problem eines doppelten Übergangs konfron-
tiert gesehen: vom Kapitalismus (vielmehr oft von vorkapitalistischen sozia-
len Verhältnissen) zum Sozialismus und vom Sozialismus zum Kommunis-

mus. War es ihnen auf der Grundlage der historischen Erfahrung gelungen,
mehr oder weniger tief den ersten Übergang neu zu überdenken (der von
Marx und Engels als ein kurzer, schmerzloser und irreversibler Zeitraum
vorgestellt wird), so war es ihnen dagegen nicht gelungen, das Gleiche
durchzuführen, was den zweiten Übergang betrifft. Es war ihnen nicht ge-
lungen, die beiden Übergänge in einem einzigen Prozeß zu vereinen, dessen
Ziel, der Kommunismus, weiterhin so utopistisch konzipiert wurde, daß es
den Prozeß des Aufbaus der postkapitalistischen Gesellschaft und ihre kor-
rekte Widerspiegelung im Bewußtsein der Menschen stark beeinträchtigte.
Mit ihrem dogmatischen Festhalten an einer akritischen Utopie präsentieren
die Anhänger der Theorie des monopolistischen Staatskapitalismus als Ab-
hilfe für den im Osten stattgefundenen Zusamenbruch, gerade die Utopie,
die eine seiner entscheidenden Ursachen war.

Gewiß, wenn wir das mit dem Oktober begonnene historische Geschehen
mit der schon zitierten Definition von Kommunismus vergleichen, die sich
in der Deutschen Ideologie findet («morgens zu jagen und abends zu fi-
schen...»), dann erscheint alles Lichtjahre weit entfernt nicht nur vom
Kommunismus, sondern auch von der kurzen sozialistischen Übergangspha-
se, die zum Kommunismus hinführen sollte, und die daher jene völlig neuen
sozialen Verhältnisse gewissermaßen schon in sich tragen sollte, die zu ver-
wirklichen sie berufen ist. In diesem Fall macht man einen akritischen Ge-
brauch von der Utopie, in dem Sinne, daß diese, durch Konlrasteffekt, das
Gegenwärtige und wirklich Mögliche auf eine unförmige und völlig wertlose
Masse reduziert. Ebenso wie im Bereich des Christentums alle Menschen

Sünder sind, weil sie alle unendlich weit entfernt VOR der absoluten morali-

schen Vollkommenheit Gottes sind, so erscheint angesichts einer so empha-
tisch utopistischen Definition von Kommunismus alles in einem Lichte un-
abänderlicher Misere (der «reale Sozialismus» ebenso wie bürgerliche De-
mokratie und Faschismus). Es hat daher keinen Sinn, zwischen den unter-
schiedlichen Phasen und den verschiedenen Aspekten des mit dem Oktober
begonnenen Geschehens zu unterscheiden und die Frage nach der Aufstel-
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lung einer Bilanz der Vorstöße und der Rückzüge, der Fehler, der Schrek-
ken und der Erfolge, die es begleitet haben, aufzuwerfen.

Aber nur wenige Seiten nach der oben zitierten gibt die Deutsche Ideo-

logie eine ganz andere und mit der vorhergehenden schwer in Einklang zu
bringende Definition von Kommunismus:

«Der Kommunismus ist für uns nicht ein Zustand, der hergestellt werden
soll, ein Ideal, wonach die Wirklichkeit sich zu richten haben [wird]. Wir
nennen Kommunismus die wirkliche Bewegung, welche den jetzigen Zustand
aufhebt» (MEW, Bd. 3, S. 35).

Man muß sich daher fragen, ob das mit dem Oktober begonnene historische
Geschehen, die Erfahrung des «realen Sozialismus» mit allen ihren Fehlern
und Schrecken, unter die reale Bewegung der Emanzipation subsumierbar
ist, die den Kommunismus kennzeichnet. Und man muß sich auch fragen, ob
unter diese Definition heute die Versuche, die Experimente, die Kämpfe
subsumiert werden können, die China, Korea, Kuba, Vietnam (um nicht von
Laos, Kambodscha und der Mongolei zu sprechen) zu Protagonisten haben.
Man kann der Ansicht sein, diese Länder seien dazu bestimmt, das Ende der
osteuropäischen zu nehmen, und dies vielleicht sogar kurzfristig, und den-
noch - möge das nun gefallen oder nicht — bis jetzt ist die Geschichte des
«realen Sozialismus» (mit allen zerreißenden Widersprüchen und den dra-
matischen Problemen, die diesem politisch-sozialen Regime eigen sind)
noch nicht zu Ende, selbst wenn das mit dem Oktober begonnene histori-
sche Geschehen in eine vollkommen neue Phase eingetreten ist. Will man
dieses Geschehen weiterhin im Lichte der Theorie des monopolistischen
Staatskapitalismus oder anderer ähnlicher interpretieren, so bedeutet dies,
den Sieg eines chinesischen Jelzin oder die Machtübernahme durch einen
Anhänger oder Lakaien des «demokratischen» Bill Clinton anstelle des «to-
talitären» Fidel Castro für irrelevant oder sogar wünschenswert halten. Es
bedeutet, China, Korea, Kuba, Vietnam zur Kapitulation aufzufordern. In
der dramatischen Situation, in der sich Kuba nach dem in Osteuropa erfolg-
ten Zusammenbruch befindet, ist dieses Land einerseits gezwungen, dem
internationalen Kapitalismus gegenüber Zugeständnisse zu machen, ande-

rerseits muß es an den Opfergeist, an erneute Produktionsanstrengungen

und an eine strengere Arbeitsdisziplin seiner Bürger appellieren. Dies aber
ist vom Gesichtspunkt der «Puristen» aus der endgültige Beweis dafür, daß
auch das Regime, das auf der Insel nach dem Sturz Batistas und der Über-
macht der nordamerikanischen Gesellschaften errichtet wurde, nichts Neues

unter der Sonne darstellt!
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Diesem gleichzeitig dogmatischen und kapitulierenden (und unheilbar
ökonomistischen) «Marxismus» sollte man die Definition des Kommunismus
als «wirkliche Bewegung» entgegensetzen. Es geht keineswegs darum, die
Eduard Bernstein teure Formel (die Bewegung ist alles, das Ziel nichts)
wiederaufzunehmen, eines Bernstein, der sich weigerte, das Wesentliche,
d.h. die politische Macht der Bourgeoisie und die imperialistische Arroganz
der Großmächte in Frage zu stellen (bekannt ist das Wohlwollen, mit dem
der deutsche sozialdemokratische Leader auf die «zivilisierende» Mission
des Kolonialismus blickte). Das Ziel, das Bernstein hatte auslöschen wollen
(damit die auf nationaler und internationaler Ebene bestehenden, politisch-
sozialen Verhältnisse verewigend), existiert in Wirklichkeit weiter. Es geht
darum, eine postkapitalistische und postimperialistische Gesellschaft aufzu-
bauen, eine Gesellschaft, die man sich aber nicht mehr in den Farben einer
abgeschmackten und akritischen Utopie vorstellen kann und darf. Gerade
die Distanzierung von dieser Utopie bildet die Grundbedeutung der Defini-
tion des Kommunismus als «wirkliche Bewegung».

Aus dem Italienischen übersetzt von Erdmutlie Brielmayer.
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Das Jahrhundert des Sozialismus

Georg Fülberth: The Century ofsocialism: Did Socialism come too early, or
did it come belatedly — after a treacherous beginning? There is yet another
possibility: Socialism was the product of capitalism in a certain historical
period when the latter capitalism itself had a tendency to change into «so-
cialism» in a reformist manner. This period seems to be over.

I. Selbst-Beschäftigung

Zu den ideologischen Verwüstungen, welche der Zusammenbruch des Rea-
len Sozialismus anrichtete, gehört, daß die Blicke der Marxisten vom Zu-
stand des Kapitalismus abgezogen und auf die Analyse ihrer eigenen Bewe-
gung fixiert wurden. Dies ist allerdings unvermeidlich:

Ein Denken, dem nicht eine von der Gesellschaft ausgehende Erkundi-
gung— eine «Anforderung», für Marktorientierte: eine «Nachfrage» — voran-
ging, ist kaum vorstellbar. Daß die Theorien der Marxisten einige Jahrzehn-
te lang auch in der bürgerlichen Welt zur Kenntnis genommen wurden, hat-
te zwei Ursachen:

Erstens: seit dem ersten Weltkrieg, erneut dann mit der Weltwirtschafts-
krise 1929-1933 und dem deutschen Faschismus 1933-1945 war der Kapi-
talismus für viele Menschen diskreditiert. Dies stellte die ihn legitimieren-
den Theorien in Frage, Alternativen wurden gesucht, und hierbei geriet
auch der Historische Materialismus ins Blickfeld. Das Versagen der ökono-
mischen Neoklassik wertete Versuche, Planung zu einer Bedingung rationa-
len Wirtschaftens zu machen, auf und brachte einen Revolutionär innerhalb

der bürgerlichen Theorie (der im übrigen strikter Nichtmaraist war) hervor;
Keynes. In den mit Ökonomie befaßten staatlichen Stäben der japanischen
Wirtschaft ab 1945 arbeiteten für einige Jahre Marxisten (darunter Uno
Kozo) mit. Für mehr als eine Generation war (und ist) historisch-materiali-
stische Politische Ökonomie dort auch an den Universitäten fest verankert
und trat in eine lebhafte Auseinandersetzung mit modernen Weiterentwick-
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lungen bürgerlichen Denkens, was einer Selbst-Immunisierung entgegen-
wirkte. Seit dem New Deal und bis zur Tätigkeit des «Committee on Uname-
rican Acitivities» arbeiteten marxistische Intellektuelle (unter ihnen Emi-
granten) auch in den USA - wenngleich immer randständig - einer Regie-
rungspolitik zu, die zu Ansätzen einer sozialstaatlichen Erneuerung genötigt
war und seit 1941 in offener Konfrontation zum Faschismus stand. Der Auf-
stieg der italienischen und der französischen Kommunistischen Parteien zu
Massenorganisationen, die kurze Zeit in der Regierung vertreten waren,
aber auch danach noch aus der Opposition heraus starken Einfluß ausüben
konnten, war eine Herausforderung für ihre Mitglieder, die Realität ihrer
Länder mit den spezifischen Instrumenten marxistischer Theorie und Politik
zu bearbeiten. Zugleich waren sie, trotz einer im Kalten Krieg sich verstär-
kenden Isolierung, immer auch der wenngleich konfrontativen Aufmerk-
samkeit bürgerlicher Öffentlichkeit ausgesetzt. Marxisten lehrten weitge-
hend unangefochten an den Universitäten Italiens und Frankreichs.

Zweitens: Neben der inneren ökonomischen, politischen und moralischen
Krise des Kapitalismus 1914-1945, welche dem Marxismus als Theorie und
der kommunistischen Arbeiterbewegung als Massenfaktor auch unmittel-
bar-politische Bedeutung zuwies, haben die zeitweiligen großen Erfolge der
Sowjetunion und danach des sozialistischen Weltsystems den Historischen
Materialismus als eine Erklärungsweise auch für die kapitalistische Welt,
deren Zukunft er theoretisch vorwegzunehmen schien, plausibel erscheinen
lassen. Marxisten waren so in die Auseinandersetzungen der bürgerlichen
Welt — wenngleich immer kontrovers, als die Stimmen der «anderen Seite»
— einbezogen.

Dies alles fehlt seit 1989. Bereits ab Mitte der siebziger Jahre ist der Ka-
pitalismus in eine Periode der (wenngleich krisenhaften) Konsolidierung
eingetreten, die sich mit der Situation zwischen dem Ende der industriellen
Revolution in Großbritannien und dem Ausbruch des ersten Weltkriegs ver-
gleichen läßt. Die Vorschläge und Analysen der Marxisten erscheinen voll-
ständig verzichtbar, und sie sind deshalb längst schon aus den öffentlichen
Diskursen ausgeschieden worden. Da zugleich die Organisationswelt der

sich mit dem Kapitalismus praktisch auseinandersetzenden Arbeiterbewe-
gung teils entscheidend geschwächt, teils ganz verschwunden ist, fehlt auch
für marxistische Theorie eine Herausforderung, die sie braucht, um virulent
zu bleiben: der politische Tageskampf. Marxisten mögen gegenwärtig da und
dort recht betriebsam sein, aber sie haben nichts zu tun.
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Hinzukommt, daß die Niederlage des Realen Sozialismus nun allerdings
für die Vertreter des Historischen Materialismus eine solche Provokation
ihres Denkens darstellen muß — wie dürfte es anders sein? —, daß sie, bevor
sie Anstrengungen unternehmen können, den aktuellen Zustand des Kapita-
lismus und seine Perspektiven zu analysieren, erst einmal den Zusammen-
bruch des von ihnen befürworteten Systems intellektuell zu verarbeiten ha-
ben.

Es wird lange dauern, bis hier eine Klärung erreicht ist. Zum Teil wird
diese im übrigen auch wieder von der kapitalistischen Entwicklung beein-
flußt werden: erweist sich dieses System tatsächlich als alternativlos, wer-
den einerseits selbst erfolgreiche Elemente des realen Sozialismus in Ver-
gessenheit geraten, andererseits wird er je länger desto mehr als Schreck-
bild aus einer finsteren Vergangenheit ausstaffiert werden. Unter solchen
Bedingungen würde ihm die Behandlung durch die Geschichtswissenschaft
keineswegs besser bekommen als durch die heutige schnellfertige Stasi-
Jagd. Von den Marxisten könnte dann allenfalls in einer historisch-
utopischen Weise der Gesamtzusammenhang einer besseren Möglichkeit
aus einer parteilichen Rekonstruktion des Realen Sozialismus in Opposition
zum herrschenden Urteil konstruiert werden.

II. Frühsozialismus

Zur Zeit überwiegt noch die Tendenz zur geschichtlichen Analogie. Thomas
Kuczynski hat als vielleicht erster den Versuch unternommen, den Realen
Sozialismus mit dem frühen Kapitalismus zu vergleichen: auch dieser habe
Jahrhunderte gebraucht, bis er sich gegen den lange Zeit ihm noch überle-
genen Feudalismus habe durchsetzen können.

In denselben Zusammenhang gehört die von mir längere Zeit favorisierte
«Florentinische Analogie».2 Sie geht davon aus, daß während des 14. und

15. Jahrhunderts in den oberilaliemschen Slaalen ein auf Handwerk und
Verlagswesen beruhender früher Kapitalismus bereits die Oberhand gewon-
nen hatte, durch eine neue Machtfülle des sogar modernisierten Feudalis-
mus aber an weiterer Entfaltung gehindert und schließlich zum Erliegen ge-
bracht wurde. Schon einmal sei also eine neue Ordnung nicht einlinig zum
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Durchbruch gekommen, sondern erst nach einem Scheitern und darauf fol-
gender jahrhundertlanger Fortdauer des Alten.

Jürgen Kuczynski hat Feudalismus, Kapitalismus und Realen Sozialismus
als jeweils zunächst notwendig verfrühte Gesellschaften in ihren vorläufigen
— dann gestoppten — Anfängen zu behandeln versucht.

Historische Analogien stehen immer in der Gefahr, eine ausschließlich
illustrierende Funktion zu haben. Sie setzen nämlich voraus, daß über die
Gegenwart und Zukunft, zu deren Erklärung sie beitragen sollen, bereits so
viel bekannt ist, daß das historische Beispiel greift. Im Fall der «florentini-
schen Analogie» sind darüber hinaus wahrscheinlich nicht alle Faktoren
genügend berücksichtigt. Es waren nicht die Festlandstädte Florenz, Siena
etc., in denen ein künftiger Kapitalismus zuallererst sich ankündigte, dies
gilt eher für die See-Mächte Genua und — vor allem — Venedig. Die zur Au-
ßenexpansion führende Tätigkeit von ökonomisch, politisch und militärisch
dominierenden Zentren auf einem «Weltmarkt», welcher auf der Basis der
Sklavenwirtschaft bereits in der Antike ansatzweise (selbstverständlich auf
den griechisch-römischen «Kulturkreis» beschränkt) bestanden hatte, war
noch vor Beginn des Feudalismus durch das Vordringen der Araber im
Osten und der Germanen im Westen zusammengebrochen. Die neue Pro-
duktionsweise war durch die Aneignung landwirtschaftlichen Mehrprodukts
nicht über den Tausch, sondern über Zwangsabgaben der persönlich abhän-
gigen Bauern an den Grundherrn charakterisiert. Landbesitz, nicht Handel,
bildete somit die Voraussetzung ökonomischer und politischer Herrschaft.
In dem Maße, in dem nach langer Zeit auf dieser Grundlage dann allerdings
Warenproduktion wieder entstand, wurden ältere Handelswege zurückge-
wonnen und neue geschaffen. Die Eroberung Konstantinopels durch Kreuz-
fahrer unter venezianischer Dominanz 1204 war hier ein wichtiges Datum.
Lange Zeit war die Stellung der Seestadt nur eine Art Restgröße am Rande
der grundherrlichen Landnahme gewesen: die Verdrängten wichen auf eine
Inselsiedlung aus und blieben zugleich noch in Kontakt mit dem verbliebe-
nen östlichen Teil des einstigen, stärker handelsgeneigten Römischen
Reichs. Nunmehr aber wurde Venedig insbesondere nach Überwindung der

genuesischen Konkurrenz — zum Zentrum eines ansatzweise sich herausbil-
denden neuen Weltmarkts. Die Blüte der Nicht-Seestädte, zum Beispiel von
Florenz, war eine abhängige Variable der Stellung der Lagunen-Republik.
Als deren Einflußbereich nach der Eroberung Konstantinopels durch die
Türken 1453 und die dadurch veranlaßte atlantische Neuorientierung der
Handelswege schrumpfte, wirkte sich dies bald auf sämtliche anderen ober-
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italienischen Städte aus. Sie alle aber erlagen nicht dem Absolutismus, son-
dern Habsburg, das durch den Besitz Spaniens Haupt-Nutznießer der Ent-
deckung Amerikas wurde. Die Herausbildung merkantilistischer Staatsma-
schinen mit stehendem Heer und Methoden scharfer Steuerabpressung, aber
auch einer diszplinierten öffentlichen Verwaltung auf dem europäischen
Festland war nicht nur eine Reaktion auf die zwischenzeitlich verbesserte
Stellung der Bauern und Städte, sondern überdies Resultat einer Defensive
im Verhältnis zu den neuen Seemächten, zu denen bald auch die Niederlan-
de und Großbritannien gehörten. Die «Modernität» des Absolutismus
täuscht auch deshalb in der Regel über diesen Tatbestand hinweg, weil er
mit der Herausbildung einer starken Exekutive ja tatsächlich neben dem
Welthandel, der ihm vorenthalten blieb, den zweiten Beitrag zu künftigen
kapitalistischen Macht- und Herrschaftsverhältnissen geliefert hat.

Nur dann, wenn der historische Teil der Analogie in dieser Weise ausge-
weitet ist, kann geprüft werden, ob sie für die geschichtliche Ortsbestim-
mung des Sozialismus des 20. Jahrhunderts etwas taugt. Dies soll hier nicht
weiter ausgeführt werden.

Spätsozialismus?

Angesichts der Labilität des Analogie-Verfahrens erscheint der Versuch von
Hans Heinz Holz, diese neue Produktionsweise, wie sie sich im 20. Jahr-
hundert herausbildete, im direkten Zugriff zu bestimmen, sinnvoller.4 Von
einer Frühform wird man dann sprechen, wenn man von der Möglichkeit ei-
ner künftigen Wiederholung und dann gelingenden Weiterentwicklung aus-
geht. Eine immanente Analyse aber muß auch Phänomene des Alterns die-
ser Gesellschaften feststellen: nach der Selbstbehauptung des Kapitalismus
im Westen war ab 1923/24 die zentrale Voraussetzung für das Gelingen der
russischen Revolution: schnelle Umwälzung im Weltmaßstab, entfallen —
aus einem hoffnungsvollen Anlauf wurde jetzt schon «Spätsozialismus».5

Dies gilt trotz der Erfolge in der nachholenden Industrialisierung insbeson-
dere während der dreißiger Jahre. Mit dem Sieg über den deutschen Fa-

schismus schob sich der reale Sozialismus allerdings bis in zwei früh indu-
strialisierte Regionen, die innerhalb der kapitalistischen Welt eine etablier-
te Stellung gehabt hatten, vor: Deutschland östlich der Elbe und die Tsche-
choslowakei. Ein Defekt der früheren Entwicklung (seit 1917) schien beho-
ben: nunmehr wurde eine auf dem gesellschaftlichen Eigentum an den
wichtigsten Produktionsmitteln beruhende Ordnung eben nicht nur an der
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Peripherie, sondern in Zentren errichtet. Damit ergab sich die Chance, daß
der Zustand des «Spätsozialismus» vorwärtsschreitend überwunden werde.
Allerdings wäre hierfür notwendig gewesen, daß Planungs- und Leitungsme-
thoden angewandt wurden, welche zunächst den komplexeren Strukturen
altindustrieller Länder, dann aber auch derjenigen RGW-Staaten, die auf
diesem Wege schnell weit vorangekommen waren, gerecht wurden. Dies
scheiterte spätestens Ende der sechziger Jahre, womit wieder ein Rückfall
in den «Spätsozialismus», der nunmehr zum Übergang in den Kapitalismus
wurde, erfolgte.

Sozialismus als abhängige Variable der kapitalistischen Ent-
wicklung

Ob eine kommunistische Gesellschaft künftig möglich sein wird, ist gegen-
wärtig nicht absehbar. Dies wird sich aus der Entwicklung der kapitalisti-
schen Ordnung selbst ergeben müssen. Das Ende des Realen Sozialismus
aber fällt mit dem Abschluß einer Periode zusammen, in welcher die bürger-
liche Gesellschaft durch vielfältige Formen der Gemeinwirtschaft, der
Staatsintervention und der nicht ausschließlich marktgeleiteten Regulation
gekennzeichnet gewesen ist. Dies gilt für die Zeit von ca. 1870 bis ca. 1970,
die insofern als das «Jahrhundert des Sozialismus» bezeichnet werden kann.

In der Industriellen Revolution schien der Kapitalismus nur eine kurze
Perspektive zu haben, da er die lebendige Arbeitskraft, deren Ausbeutung
die Voraussetzung seiner Entwicklung war, zu ruinieren drohte. Doch be-
reits am Ende der vierziger Jahre des 19. Jahrhunderts setzte in Großbritan-
nien die «Große Transformation»6 ein, welche in der Folgezeit die Ent-
wicklung dieser Produktionsweise in Europa kennzeichnete: gesetzliche
(später auch tarifvertragliche) Begrenzung der Arbeitszeit, Sozialversiche-
rung, Kommunalisierung der Versorgung mit Wasser, Gas und Elektrizität
(in England nannte man das: «Gas- und Wassersozialismus»), zunehmende
staatliche Intervention in die Wirtschaft, Zentralisation des immer enger mit
der Produktion verbundenden Bankenwesens. Diese neuen Formen der ka-

pitalistischen Vergesellschaftung veranlaßten Rudolf Hilferding 1910 in
seiner Schrift Das Finanzkapital, die bevorstehende Übernahme der bereits
intern in hohem Maße «sozialisierten» Wirtschaft durch das Proletariat für
unmittelbar bevorstehend zu halten. Der ökonomische Teil von Lenins Im-
perialismus-Schrift aus dem Jahr 1916 beruhte auf derselben Vorausset-

zung. Das Scheitern der Revolutionen im Westen 1918ff. war noch keine
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Widerlegung: die Einführung des Achtstunden-Tages in Deutschland 1918
und dann, 1927, der staatlichen Arbeitslosenversicherung schienen eine
Forlsetzung dieser Tendenzen zu sein. Selbst die Faschisten nannten sich in
diesem Land «Sozialisten» und kamen, 1933 zur Herrschaft gelangt, um ei-
ne planmäßige Organisation zumindest ihrer Kriegswirtschaft - unter Bei-
behaltung des Privateigentums — nicht herum. (Auf anderen Feldern, zum
Beispiel in der Energie-Versorgung, hatte allerdings schon seit Mitte der
zwanziger Jahre eine kapitalistische Gegenoffensive eingesetzt: Konzerne,
zum Beispiel die Ruhrgas AG, übernahmen die lokalen Betriebe oder ersetz-
ten sie. Die Unternehmer starteten eine Kampagne gegen die «Kalte Soziali-
sierung»). Anfang der dreißiger Jahre ging — für kurze Zeit — Japan zu ei-
nem Kurs stärkerer staatlicher ökonomischer Intervention über, ab 1933
folgten die USA mit Roosevelts New Deal, der einige Maßnahmen nachholte,
die in Europa schon länger eingeführt waren. Gleichzeitig begann das schwe-
dische Experiment, das über einige Jahrzehnte hin zu einem Modell des
sozialdemokratisch verwalteten Reformkapitalismus geriet. Ab Dezember
1945 verstaatlichte die britische Labour-Regierung große Teile der Wirt-
schaft. Das 1936 erschienene Buch Allgemeine Theorie der Beschäfiigung,
des Zinses und des Geldes von John Maynard Keynes faßte die Erfahrungen
der Großen Depression der Jahre 1929-1933 und die Konsequenzen, die
aus ihnen zu ziehen waren, zusammen: das Zurückbleiben der privaten
Nachfrage mußte durch staatliche Investitionen und eine Niedrigzins-Politik
kompensiert werden.

Die marktwirtschaftliche Rhetorik in der Bundesrepublik und die Politik
des Kalten Krieges in den USA schienen eine Revision der vorangegange-
nenen innerkapitalistischen Vergesellschaftungstendenzen darzustellen,
doch das täuscht: spätestens in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre wur-
den sie in der BRD mit weiteren Sozialgesetzen (Große Rentenreform 1957,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 1957, Schlechtwettergeld für Bauarbeiter
u.a.) fortgeführt, und die Große Koalition 1966-1969 wie auch die 1969 be-
ginnende Sozialliberale Koalition intensivierten diesen Kurs. Die Jahre
1969 bis 1974 waren in ganz Westeuropa eine Zeit der Offensive der Arbei-

terbewegung, in den USA ist die New Deal-Politik durch die Präsidenten

der Democratic Party — Truman, Kennedy, Johnson — wiederaufgenommen
worden, und unter dem Konservativen Nixon erreichte die wirtschaftliche
Staatsaktivität ihren höchsten Grad.

Wenn 1976 und 1980 die CDU/CSU die Alternative von «Freiheit» und
«Sozialismus» als innenpolitisches Thema proklamierte, dann war das nicht
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nur Demagogie, sondern gab ihre spezifische Wahrnehmung wieder, wonach
die Summe der Staatsinterventionen inzwischen eine quantitative Systemän-
derung nach sich zu ziehen imstande sei. Dies entsprach nicht der Realität,
sollte aber eine marktradikale Offensive legitimieren, die beim Regierungs-
wechsel 1982/83 insbesondere von der FDP gefordert, in den Jahren danach
aber nicht sehr konsequent umgesetzt worden ist. Die Sonderkonjunktur
1989-1992 war - durch die Transfers in die (bald ehemalige) DDR - sogar
noch einmal keynesianisch stimuliert. In Großbritannien dagegen wurden
seit 1979 umfangreiche Deregulierungen verwirklicht. Ahnliches gilt für die
USA unter den Präsidenten Reagan und Bush, wobei in der letzten Phase
des Wettrüstens noch einmal eine Forcierung staatlicher Ausgaben erfolgte.

Noch ist die vollständige Deregulierung nicht Wirklichkeit. Ob sie ein-
treten kann, ohne daß Selbstzerstörungskräfte in der Gesellschaft endgültig
die Oberhand gewinnen, ist nicht sicher. Eine ihrer Voraussetzungen: die
Verselbständigung der internationalen Finanzmärkte, auf denen Spekula-

tionsgeld eine höhere Rendite erzielt als Investitionen in der Produktion,
besteht weiter. Ob dies noch einmal revidiert werden kann, ist unbekannt,
wenngleich nicht ausgeschlossen.7 Solange dieser Zustand anhält, wird
der keynesianische Zugriff auf Kapital nicht mehr in dem früheren Maß
möglich sein. Eine Tendenz der Vergesellschaftung, die bereits im 19. Jahr-
hundert einsetzte, wird sich dann nicht fortsetzen, das «Jahrhundert des So-
zialismus» nicht nur im revolutionären, sondern auch im reformistischen
Sinne wäre abgeschlossen.
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Mehrerlei Langweile
Zu Jan Philipp Reemtsma «Das Buch vom Ich - Chri-
stoph Martin Wielands <Aristipp und einige seiner Zeit-
genossen»), Haffmans 1993

Seinerzeit lebte in Griechenland ein langweiliger Philosoph, Aristipp. Die-
sen Aristipp machte der Dichter Wieland zum Helden eines langweiligen
Romans; über den Roman hat jetzt der Philologe Jan Philipp Reemtsma eine
langweilige Monographie geschrieben. Das ist die Lage, mit der ich befaßt

bin. Ich kann mir unterhaltsamere Lagen vorstellen.

Besagter Aristipp war ein Hedoniker, ein «Genüßler» oder «Genußden-
ker». Er ging davon aus, daß, wenn schon sonst nichts, jedenfalls die kör-
perliche Lust ein Gut ist, unstrittig und mit höchster Gewißheit. Das Dum-
me an dem Ansatz ist, daß das nicht stimmt. Körperliche Lust hat viel An-
genehmes — aber keinesfalls immer, nur unter Bedingungen. Wer hat nicht
schon den Besitz eines schönhäutigen Geschlechtspartners mit Verdruß
durchlitten, oder wem ist nicht schon die bestzubereitete Speise vorm Ma-
gen stehen geblieben, wenn ein allgemeineres, durchaus unkörperliches
Mißvergnügen dem Vergnügen entgegenwirkte? Ich sage es ganz einfach.
Eine Henkersmahlzeit kann das höchste Gut nicht sein.

Zugunsten des Aristipp läßt sich sagen, daß er die Lust für eine seiende
Sache nimmt, für mehr als das bloße Schwinden oder Fehlen von Unlust.
Aber offenkundig gehört er als Genußdenker neben die Bedürfnislosigkeits-
prediger und die spätere Schule der Zweifelköpfe: zu den Relte-sich-wer-
kann-Ratgebern, die in Verfallszeiten, in denen groß nicht mehr zu denken
geht, noch ihre Rezepte, wie allenfalls sich durch die Well helfen, anboten.
Was ihr Wissen anlangt, ermüden sie ein wenig, aber am Ende hat auch

keiner etwas gegen sie. Wenn sie nichtig sind, SO sind sie doch auf eine er-

frischende Weise nichtig. Natürlich sind uns die Überlebensphilosophen
lieber als die Pfaffen, welche sonst aus dem Verfall ihren Zulauf haben.

Ich bin nicht breit, weil Wielands Aristipp mit dem echten oder für echt
überlieferten Aristipp kaum mehr gemein hat als die Anekdote mit dem
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Rebhuhn zu fünfzig Drachmen. Er ist ein bißchen neugierig, ein bißchen
gleichgültig, ein bißchen witzig, ein bißchen verliebt. Er verhält sich der
Welt gegenüber vorsichtig und leidet ungern. Für die Lust interessiert er
sich überhaupt nicht. Mehr als dem Aristipp ähnelt er dem Epikur und am
genauesten dem Wieland.

Von dem Wielandschen Aristipp, dieser kurzweiligen und kurzatmigen
Kunstfigur, erwartet Jan Philipp Reemtsma gewaltige Dinge und will sie an
ihm finden und billigt sie ihm zu.

Wieland ist der erste Dramatiker, von dem ich in meinem Leben ein
Stück bearbeitet habe. Es war die «Pandora» und trug bei mir den Untertitel
«Von Arkadien nach Utopia», ich war damals zwanzig. Das hätte ich mir
nicht träumen lassen, daß ich meinen Wieland einmal gegen übermäßiges
Lob würde in Schutz nehmen müssen. Der Aristipp-Roman ist rundum er-
freulich. Aber so gut, wie Reemtsma sagt, ist er nicht.

Ich möchte Ihnen die Fabel erzählen und überlege mir zu dem Zweck,
was von dem Buch, falls einer vorhätte, es auf die Bühne zu bringen, auf die
Bühne zu bringen ginge. Ich beginne damit, daß ich mir von dem Maler
Hacken drei Prospekte malen lasse, einen von Weimar, einen von Osmann-
stedt, einen von Paris. — Weiter komme ich nicht. Handelnde Personen tre-
ten in dem Buch nicht auf.

Das ist wenig für immerhin elfhundert Seiten. (Ich zähle nach meiner
Ausgabe, Reemtsma ist reicher als ich; er hat die Werkausgabe von 1794,
ich bloß die von 1839).

Reemtsma ist entfernt davon, mir zu widersprechen. «Der Roman hat kei-
ne <Story>», bekennt er, und der Held, bekennt er, hat «einen langweiligen
Charakter». Dann sagt er noch, daß der Held, aus Gattungsgründen, keinen
«Charakter» brauche.

Was tut Arislipp das lange Buch über? Er verbringt seine Jugend auf ei-

ner Spazier- und Bildungsreise; hiernach läßt er sich in seinem Vaterland

nieder und gründet einen Hausstand und ein Kulturhaus. Im Alter wird er
sich in den Dienst eines Tyrannen begeben, was Wieland aber ungeschrie-
ben läßt. Wir werden drauf zurückzukommen haben.
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Drei Bestandteile im «Aristipp» ergötzen und verursachen Lesefreude.
Auf sie alle habe ich einzugehen vor. Es sind: Eine Nacherzählung, Parodie
und Beschimpfung von Platons «Staat», etliches Hörensagen aus der Welt-
hauptstadt Syrakus, welche Paris meint, und die Marotten der Hetäre Lais,
von der sich Aristipp an der Nase herumführen läßt, dergestalt, daß er sich
zu einer noch längeren Verlobungszeit mit ihr versteht als das alte Braut-
paar im «Leberecht Hühnchen», bis er sich endlich besinnt und dann was

Unbescholtenes heiratet.

Anders als der Held nämlich ist die Heldin ein Charakter, oder wenn sie
kein Charakter ist, so hat sie doch eine Neurose. Reemtsma irrt, wenn er
Lais «als Figur dem Aristipp ebenbürtig» und in dem Roman die «Gleich-
berechtigung der Geschlechter» verwirklicht findet; er ist eben auch nur ein
Mann. Lais allein ist es, die die Hosen anhat. Ich zögere nur deshalb, den
Roman einen Lais-Roman zu nennen, weil sie sich mitten im Buch, keiner
weiß wie, aus der Handlung schleicht. Eben war sie noch da, plötzlich ist
sie weg.

Lais ist eine Kokotte aus Kälte. Auch sie durchreist die griechische Welt,
wobei sie ihren Bordellhaushalt immer mit sich führt. Als Männerhasserin
lebt sie von Männern. Sie stirbt daran, daß sie vierzig wird; denn mit diesem
Alter hört Frigidität auf, eine Frau automatisch unwiderstehlich zu machen.

Die Frage, ob Lais außer in der Mitteilung des Diogenes Laertius, Ari-
stipp «pflegte auch Umgang mit der Buhlen n Lais», auch in Wielands Le-
ben einen Vorausgang habe, wird von Reemtsma als «literarischer Positi-
vismus» abgetan. Anschließend wird sie mit einem Exkurs über Wielands
sämtliche Weiberbekanntschaften behandelt und — nicht beantwortet; ich
spreche davon, weil es Reemtsmas Weise bezeichnet, gleichzeitig viel und
nichts zu sagen. Dabei ist es eine vernünftige und keine schwere Frage.

Wieland hatte zwei hauptsächliche Beziehungen: eine lebenslange Ob-
session zu der geistreichen, souveränen und nicht unfrivolen Gesellschafts-
dame Sophie La Röche, der berühmten Schriftstellerin, und einen bürgerli-

chen Entschluß bei reiferen Jahren zu der hausbackenen Anna Dorothea
Hillenbrand, die er ehelichte, der er Kinder machte und mit der er zufrieden
war. Sein alter ego Aristipp hat dieselben zwei Beziehungen unter den Na-
men Lais und Kleone. Keiner bestreitet, daß die Kleone die Hillenbrand
meint; so wird schon die Lais von der La Röche sich herleiten. Wie iden-
tisch muß denn ein künstlerisches Abbild mit seinem Urbild noch sein, da-
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mit ein Literaturwissenschaftler sich bequemt zuzugeben, daß es von ihm
stamme?

Die Frau La Röche arbeitete, Lais arbeitet nicht. Sie rupft Männer und
erzieht junge Huren. Sie beweist die Unvermeidlichkeit einer solchen Le-
bensführung mit einem soziologischen Kalkül. Der Zwang der Männerwelt,
sagt sie, erlaubt einer Frau keine Wahl, außer der zwischen Ehesklaverei

und Prostitution. Reemtsma findet diese Art, das Frauenrecht zu vertreten,

«emanzipiert». Mich meines Orts erinnert sie ganz merkwürdig an Meinun-
gen von Wielands Hauptfeind Friedrich Schlegel.

Reemtsma nennt Lais die «Repräsentantin der Unabhängigkeit». Goethe
nennt Lais einen «problematischen Charakter». Arno Schmidt nennt sie «ne
Edelnutte». - Drei Anmerkungen noch.

Erstens. Indem Lais ein Individualtyp Wielands ist, ist sie — die fast ge-
sellschaftsfähige Kurtisane — gleichermaßen ein Zeittyp des Direktoriums
und des Konsulats, in welchen Systemen Frauen auf unangefochtenere Wei-
se lasterhaft waren als in der Regentschaft und im Rokoko. Emma Hamilton
verglich sich gerne mit Lais, und wir liegen nicht falsch, wenn wir Lais mit
Emma Hamilton vergleichen. Man mußte jetzt keine Herzogin mehr sein, um
sich ungestraft wie eine Hure benehmen zu dürfen. Man durfte jetzt eine
Hure sein und sich ungestraft wie eine Herzogin benehmen.

Zweitens. Wahrscheinlich ist die Arbeitsscheu der Lais gar nicht haupt-
sächlich als Beitrag zur Frauenfrage gemeint. Wielands Aristipp ist Wie-
land, aber der Unterschied ist auch hier, Wieland war ein Schwerarbeiter,
Aristipp lebt immer nur vom Erben. «Aristipps Hedonik», läßt Wieland eine
seiner Sprachröhren, den Diogenes, sagen, «sollte die Lebensweisheit aller
Begüterten sein»; wer mittellos sei, möge bei den Hundsphilosophen unter-
kommen. Ans Arbeiten jedenfalls ist für keinen gedacht, nicht für den Rei-
chen und für den Armen nicht, und was Hegel an «Arislipps Schmarotzer-
philosophie» stört, scheint Wieland nicht zu stören. Im Grunde redet er von
der Klemme des bürgerlichen Autors, der von entfremdeter Arbeit nicht le-

ben mag und von unentfremdeter nicht leben kann. So idyllisiefl 6f für die
gehobenen Stände das Liebhaberwesen, für die unvermögenden Schichten
die Gammelei und für die Weiber eben den Strich. Aber die gemeinschaft-
liche arkadische Faulenzerei des sauberen Pärchens kommt mir — bei allem
Verständnis — doch auch wieder ein bißchen kavaliersmäßig vor.
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Drittens. Lais ist impotent und eine Maulhetäre. Aber nicht nur sie, auch
Aristipps Gattin und der glückliche Aristipp selbst treiben die geschlecht-
liche Zurückhaltung bis zu einem Grade, der noch Gellerts «Schwedische
Gräfin» mit Neid erfüllen kann. Es ist aber nicht, wie bei Geliert, tugend-
haft gemeint, sondern tändelnd. Diese Liebesregel eines asexualen Erotis-
mus ist nicht eben die Emanzipation des Fleisches; ich schlage aber nicht
vor, sie ihrer Bescheidenheit wegen zu belächeln. In einer Zeit, wo wir

Deutschen so verklemmt waren, daß kaum einer unserer Dichter mit einer
anderen Frau sinnliche Einverständnisse unterhielt als mii seiner Schwe-
ster, gab es keine vorgeschrittenere. Wenn sie nicht sexual war, so war sie
doch immer erotisch.

Ich habe mich in Einzelpunkten verloren. Ich kehre zum Roman zurück
und zu dem Umstand, daß in ihm wenig geschieht.

Das Inhaltsverzeichnis der Reemtsmaschen Schrift verzeichnet eitel In-
haltlosigkeit. Ihre sechs Kapitel sind überschrieben: 1. «Politeia», 2. Poli-
tik, 3. Philosophie, 4. Lais, 5. Ästhetik, 6. «Symposion». Handelt man so
über ein Kunstwerk? Reemtsma berichtet nicht, was in dem Buch sich er-
eignet, er berichtet, worüber in dem Buch geredet wird. Es liegt nicht an
ihm, es liegt am Buch. Außer dem, was die Leute reden, geschieht in ihm
nichts.

Reemtsma unterrichtet uns, daß Wieland gerüstet war, eine Geschichte
der Sokratischen Schule zu verfassen. Arno Schmidt nimmt die Behauptung
auf seine Kappe, der «Aristipp» sei der «einzige historische Roman» der
deutschen Literatur. Zutrifft, daß Wieland in den griechischen Altertümern
gut Bescheid weiß. Nicht zutrifft, daß ihm hierdurch Gattungserhebliches
gelungen wäre.

Seine historischen Personen und Gegebenheiten sind weder genaue
Nachahmungen derjenigen, die einstmals lebten oder sich begaben, noch
sind sie genaue Anspielungen auf die Dinge der Jetzt-, will sagen der Ent-
Stehungszeit. «Aristipp» handelt in einem wunderlich verschwommenen

Zwischenreich aus gewesener und seiender Wirklichkeit. Er ist weder ein
Geschichts-, noch ein Schlüsselroman.

Was historische Literatur ist, lernt man bei Shakespeare. Er folgt seinen
Gewährsleuten, dem Plutarch oder dem Holinshed, scheinbar Wort für
Wort, so als ob er sie kaum bearbeitet habe; hierbei erreicht er, daß das
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entstandene Drama die elisabethanischen Laufte vollständig und mit äußer-
ster Ähnlichkeit wiedergibt. Die Geschichte, wenn Kunst sie als Metapher
einsetzt, ist das wie das: richtig als sie selbst und wahr, was die Gegenwart
betrifft. Shakespeare ist Fleisch und ist Fisch. Dahn und Feuchtwanger, um
Amo Schmidt zu entgegnen, sind beides. Wieland ist das eine nicht und
nicht das andere.

Reemtsma verteidigt Wielands Stil. «Wieland schreibt lange Sätze», teilt
er mit, «aber keine langatmigen». Kein Einspruch; der Stil ist an nichts
schuld. Sobald es Wirklichkeit zu halten bekommt, ist Wielands Deutsch
sehr gut. Ton und Stimmung des «Aristipp» sind von einer erlesenen Rein-
heit und Leichtigkeit des Geschmacks. Goethe lobt an ihm «das Zarte, Zier-
liche, Faßliche, das Natürlichelegante». (Manchmal formuliert Goethe wie
Thomas Mann, wenn er Goethe nachmacht.)

Auf diese langweilige Weise ist das Buch kein schlechter Zeitvertreib.

Wieland wird gelegentlich die eine oder andere Behauptung vortragen,
der Sie nicht beifallen, aber nie eine, die Ihnen unangenehm ist. Man fühlt
sich in seinem Dunstkreis immer wohl. Er ist vielleicht der sympathischste
Autor aller Zeilen. Es ist unmöglich, ihn nicht gern zu haben. Leider ist es
möglich, von ihm nicht gefesselt zu sein.

Ein Kunstwerk von der großen Gattung muß totalitär sein. Von ihm wird
verlangt, daß es Totalität habe; es soll das Gesamt fassen, im Ernst groß
sein. Der «Aristipp» läßt alle Philosophen der Welt philosophieren und alle
Staatsvorkommnisse der Welt vorkommen — und wir greifen, wenn wir Gutes
von ihm reden, zu Wörtern wie «überaus angenehm» und «klug» und
«wohlgeraten». Das sind nicht die Wörter, welche die Sprache für Höchstes
bereitstellt. Da ist ein Unterschied zwischen einem Endlos-Feuilleton und
einem Roman. Die Erscheinungshöhe, auf die der Stoff Anspruch erhebt,
wird nicht durch Handlung beglaubigt.

Wielands «Aristipp», will ich sagen, ist lang, nicht groß. Kommen wir auf

Reemtsma.

Jan Philipp Reemtsma ist ein Philologe und verfügt folglich nicht über
die Gabe, schlecht und gut in der Kunst auseinanderzuhalten, Es spricht für

ihn, daß er sich dieses Unvermögens bewußt ist. Er hat auf Abhilfe geson-
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nen und beschlossen, sich allen Ceschmacksurtetlen von Arno Schmidt an-
zuschließen.

Damit hat er nun so viel Glück, wie er hat.

Arno Schmidts Urteile sind zur Hälfte begnadet, zur ändern Hälfte toll
und albern. Das Genie dieses großen Künstlers und unerschrockenen Auto-

didakten ist zu unerzogen, um zuverlässig beholfen zu sein. Zum Albernen
an Arno Schmidts Wertungen gehört alles, was er über Goethe, und nicht
wenig von dem, was er über Wieland sagt.

Ich erinnere an seinen Ausspruch über den «Aristipp» als unseren «ein-
zigen historischen Roman«, im selben Atem versichert er noch, der «Ari-
stipp» sei «der einzige <Briefroman>, den wir Deutschen besitzen, und mit
Ehren vorzeigen können». Auch das ist falsch. Er ist weder der einzige,
noch der beste.

Und schließlich kann Schmidt sich gar nicht lassen über des «Aristipps»
kunstvollen Aufbau. Er schwärmt vom «Fachwerk des großen Buches», vom
«Stahlskelett der Trägerkonstruktion»; er feiert Wieland als ungewürdigten
«Berechner der äußeren Form». Er gibt ihm hohe Titel, leider fehlt ihm
dann der Platz, diese Titel zu begründen.

Reemtsma sagt das von der geschliffenen und kalkulierten Form auch. Er
hätte den Platz, begründet es aber auch nicht.

Die Behauptung vom «einzigen Briefroman» begründet Schmidt. Reemts-
ma, wie ich sagte, schließt sich an. Schmidt kennt das «primitivste Kennzei-
chen eines Brief<wechsels»>: «es müssen mindestens zwei gleichberechtigte
Landschaften und zeitlich parallele Erlebnisreihen vorliegen!» Mir war
nicht gegenwärtig, daß ein Roman aus Landschaften und Erlebnissen («Ge-
hirnvorgängen») konstituiert ist; ich hätte vorgezogen, von Zweifabligkeit zu
reden, und hätte zu der die Mitwirkung der Post nicht gebraucht. Aber
Schmidt beharrt auf seiner Bestimmung. Es gehe beim Briefroman, wieder-

holt er, um «zwei mächtige Landschafts- und Erlebnisgruppen». Ich sage
jetzt, worum es beim Briefroman geht.

Der Briefroman, das macht seine Gattungsschönheit, gibt den Romanper-

sonen Gelegenheit, ihre subjektive und meist irrige Sicht auf die Handlung
vorzutragen. Höhepunkt ist gewöhnlich ein Auftritt, an welchem drei Leute
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— Spieler, Gegenspieler und Beobachter — das Vorgefallene auf unvereinba-
re Weise wahrgenommen haben und so zu Papier bringen. Es funktioniert
wie im «Rashomon» - mit dem Unterschied, daß im Briefroman, nicht an-
ders als im Drama, der Romanleser immer Bescheid weiß und immer klüger
ist als der Briefleser.

So beschaffen sind Laclos' «Gefährliche Liebschaften». So beschaffen,
wenn man es einheimisch will, ist das von Reemtsma so schnäppisch abge-
fertigte «Fräulein von Sternheim» unserer Bekannten La Röche. So nicht
beschaffen ist der «Aristipp».

Obgleich in Briefform verfaßt, bleibt der «Aristipp» unmißkennbar die
Arbeit eines einzigen Gesamterzählers. Die Schreiber unterrichten einander
wahrheitsgemäß und vertrauenswürdig über die Ereignisse, sind auch stets
ziemlich einer Meinung. Ihr Äußerstes ist, daß sie gelegentlich eine Frage
von beiden Seiten betrachten, so wie jeder leidlich aufgeweckte Mensch das
täte, im Grunde sind sie austauschbar. Einmal ist in meiner Ausgabe eine
Briefüberschrift verwechselt; ein Brief an Aristipp ist als Brief von Aristipp
bezeichnet. Es schadet überhaupt nichts. Alle diese Briefe sind von Wieland
an Wieland geschrieben. Es ist eine Korrespondenz Wielands mit sich
selbst. Unter 142 Briefen ist nicht einer, der einen anderen bestreitet, so
sehr geht alles aus einem Ton.

Es bedarf vielleicht einer gewissen schwer zugänglichen Leseerfahrung,
bemerkt Reemtsma, «um die Polyphonie eines Romans wie des <Aristipp>
würdigen zu können».

Anders als die ästhetischen sind Rcemtsmas politische und philosophi-
sche Urteile ganz sein Eigentum. Um Wielands Schönheiten loben zu kön-
nen, genügte, daß er ihn mißverstand. Um Wielands Politik und Philosophie
loben zu können, muß Reemtsma Wieland ändern.

Arislipp nimmt an den öffentlichen Geschäften nicht teil. Zwar verfolgt er
scharf hinblickend ihren Verlauf, aber er erweist ihnen nicht die Ehre, sein

Herz an sie zu hängen; er begegnet dem Treiben der Parteien mit zerglie-
dernder Wurstigkeit. Reemtsma nennt ihn richtig einen «politischen Unpo-
litischen», ihm gefällt diese Haltung sehr, so auffallend sehr, daß man glau-
ben könnte, Wieland sei unser Zeitgenosse und seine Haltungen gingen uns
an.
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Welche Gesellschaftszustände hatte Wieland im letzten Jahrdutzend von
Frankreich vorgeführt bekommen? Den Absolutismus Ludwigs XVI. Den
Sieg einer konterabsolutistischen Fronde, der zur Revolution führte. Die
konstitutionelle Monarchie. Die demokratische Diktatur. Die liberale Oli-
garchie des Directoire. Die Tyrannis Bonapartes.

Zwei dieser Zustände hatten sich als nicht haltbar erwiesen: die Klein-
bürgerherrschaft der Jakobiner und die Bourgeoisherrschaft der Direktoren-
republik. Alle anderen waren Mischzustände, bürgerlich-feudale Klassen-
kompromisse, nicht durchaus unähnlich dem, der in Deutschland auch be-
stand.

Der deutsche Absolutismus war vergleichsweise aufgeklärt. Es war min-
destens so wichtig, das Erreichte nicht zu verschlechtern, wie es zu verbes-
sern. Die französische Revolution ist dem deutschen Absolutismus gegen-
über nicht das Ganz-Andere. Keine unabweisbare Wer-wen-Frage erforderte
ein Wer-wen-Denken.

Ich versuche zu sagen, Politische Indolenz im Jahr 1800 ist eine andere
Sache als politische Indolenz im Jahr 2OOO.

Wieland macht sich den Spaß, für Aristipps Vaterstadt Kyrene eine Ver-
fassung auszudenken. Sie ist schlicht. Es gibt ein Oberhaus für den Adel
und eine Volkskammer für die Bürger. Die Doppelherrschaft ist institutio-
nalisiert; jemand muß sorgen, daß die Klassen das Gleichgewicht halten,
hierfür ist ein Verfassungsausschuß vorgesehen. Die ersten zwei Vorsteher
oder Konsuln tragen putzig-sinnige Namen. Es sind die Herren Demokies
und Aristagoras.

Es ist auf Grundlage dieses Kuhhandels, daß Wieland tolerant war. Die
richtige Klassenlage vorausgesetzt, sind ihm die Staalsformen gleichgültig,
so wie sie Goethe, Hegel und meinem Freund Ascher gleichgültig sind. Ei-
nen rein bürgerlichen Staat würde er mit Mißtrauen betrachtet haben; (dem
Bürgertum die Alleinmacht zu wünschen, war ja von den deutschen Dich-

tern allein Lessing instinktlos genug). Mit Groll betrachtet haben würde Cf
eine Feudalmonarchie oder eine Adelsrepublik. Glücklicherweise waren
diese Spielarten des Standestaats in Mitteleuropa obsolet.

Zwischen Bürgertum und Adel, das ist seit der Gotik, ist der Kompromiß
die natürliche Weise des Zusammenlebens. Wieland zeigte in der Politik
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keinen Eifer, weil es nichts zu ereifern gab. Alles ging, wenn es nur ging.
Für Varianten läßt man sich nicht hängen.

Aus der Tatsache, daß Wieland alles duldet, was geht, macht Reemtsma:
Wieland duldet alles.

Nicht zum ersten Mal trage ich vor, daß Wieland hinsichtlich dessen, was

ging, eine bestimmte Vorliebe hatte. Die Diktatur, meinte er, ist von allen
Weisen des öffentlichen Pfuschs die am wenigsten pfuscherische. Seit 1798
war Wieland für Napoleon. Im «Aristipp» ist Wieland für Napoleon.

Da gibt es also die riesige Großstadt, die wir Griechen im Westen liegen
haben, Syrakus; das Land, das sie beherrscht, ist Sizilien, Dort macht seit
langem der Tyrann Dionysios seine Sache, und er macht seine Sache gut. Er
rüstet endlich eine Flotte gegen den Dauerfeind Karthago, welches Sizilien
seit hundert Jahren mit Überfällen von See behelligt.

Napoleons Landungsvorbereitungen gegen England in Boulogne fielen
auf die Jahre 1801 bis 1803. Der «Aristipp» ist kein Schlüsselroman, aber
selbst Reemtsma räumt ein, daß vom Ersten Konsul die Rede ist.

Die Frage, warum Wieland sich unter den antiken Philosophen ausge-
rechnet den Aristipp als Zweit-Ich aussuchte, der ihm so wenig ähnelt, und
nicht beispielsweise den Demokrit, Leukipp, Epikur oder Lukrez, läßt eine
überraschende Antwort zu: Weil Aristipp sein letztes Lebensdrittel am Hof
des Dionys verbrachte. Aristipp war der Fürstenknecht, der, wie Diogenes
ihn genannt haben soll, «königliche Hund».

Ich kann und muß nicht nacherzählen, mit wie gespanntem Anteil der
Roman ausgerechnet die «Syrakusischen und Sicilischen Staatsverhältnis-
se» schildert, mit welchem Wohlwollen er ausgerechnet die Taten des «in
Krieg und Frieden großen Fürsten», des «sogenannten Tyrannen» Dionysios
hersagt und mit welcher Ausführlichkeit der mögliche Nutzen ausgerechnet

von Usurpatoren erwogen wird.

Platon gibt im «Staat» eine Rangordnung der Regierungsformen. Die al-
lerbeste ist ihm ein ständisches Königtum. Am schlechten Ende der Liste
steht als zweitschlechteste Regierungsform die Demokratie, als allerschlech-
teste die aus dieser notwendig hervorgehende Tyrannis. Wieland schmatzt
vor Genuß, wenn er das berichtet. Ich schiebe ihm nichts unter, wenn ich
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meine, daß ihm genau diese Rangordnung sehr recht ist, wenn man sie auf
die Füße stellt.

Ein paar Seiten lang kriegt Reemtsma ordentlich Angst, Wieland könne
in eine «Diktatur des Generals Bonaparte» eine «- wie immer irrende —
Hoffnung» gesetzt haben. Aber es kommt dann so schlimm nicht. Die Gefahr

geht vorüber, und zwar dadurch, daß neben den zweihundert Stellen für den

Korsen auch zwei zu seinem Nachteil sich finden lassen.

Wieland ist kein Schleimer; er sagt über die Leute, denen er anhangt,
nicht nur Gutes. Die vernünftigste Tyrannei bleibt eine Tyrannei. Es könne,
sagt er beispielsweise, dem Tyrannen wohl zustoßen, daß er den Tyrannen
etwas derber mit uns spielte, «als es unserer persönlichen Freyheit zu-
träglich seyn möchte«. Die Diktatur, sagt er, möge von ihm aus die ganze
Welt überziehen, er selbst aber wolle dann lieber woanders wohnen.

Es ist Reemtsma ein bißchen peinlich, daß diese enorme Tyrannenschelte
in einem Brief steht, der nicht vom Helden Aristipp unterzeichnet ist, son-
dern von dem Sophisten Hippias. Es muß ihm nicht peinlich sein. Alle Brie-
fe sind von Wieland.

«Ich stehe nicht dafür», faßt Wieland Hippias zusammen, «daß nicht
auch einem Dionysius so etwas — tyrannisches — begegnen könnte».

Und Reemtsma...

«Mit dieser Korrektur an Aristipps <Es kommt auf die Verfassungen zum
wenigsten an> kommt Wieland zum Endpunkt seiner politischen Schriftstel-
lerci», jubelt Reemtsma ganz erleichtert.

Wahrhaftig. Reemtsma ist fähig und legt aus und macht aus der einfachen
Tatsache, daß Wieland weiß, was eine Tyrannei ist, folgende Unterstellung:
Wieland in seiner nachahmenswerten Indolens läßt alle Staatseinrichtungen
gellen - ausgenommen die tyrannischen. Er hat sich, als herrsche in Chri-

stoph Martin Wielands Kopf keine minder grauenvolle Ode als in dem jener
völkerbelehrenden Heideggerschülerin aus Princeton.

«Jede Regierung», das schreibt nun Aristipp wirklich persönlich, ist «nur
eine schwache Stellvertreterin der Vernunft, die in jedem Menschen regie-
ren sollte». Man könne, schreibt er, «nicht ernstlich genug daran arbeiten,

115



Peter Hacks

die Menschen vernünftig und billig zu machen. Aber, wie die Machthaber
hiervon überzeugen? Dies», schreibt er, «ist noch immer das große unauf-
gelöste Problem. Wie kann man ihnen zumuten, daß sie mit Ernst und Eifer
daran arbeiten sollen, sich selbst überflüssig zu machen?»

Diese Sätze aus dem ersten Viertel eines Romans, den Wieland mehr als
zehn Jahre vor seinem Tod verfaßte, sind, stellt Reemtsma fest, «der
Schlußpunkt, den Wieland am Ende einer fast ein halbes Jahrhundert wäh-
renden Tätigkeit als politischer Schriftsteller setzt.»

Ich fühle mich noch nicht richtig totgeschlagen, weder von dem End-
punkt, noch von dem Schlußpunkt.

Welchem Staatsmann, der seinen Verstand beisammen hat, wäre nicht an
politischer Reife und sittlicher Bildung seiner Untertanen gelegen? Kein
Mensch herrscht gern mehr, als er muß; ein unpoliziertes Staatsvolk ist ein
großer Schrecken, und die Schuld an den sich nicht selber regierenden
Völkern gibt, das weiß man doch, Wieland nie den Regierungen und allemal
den Völkern. Aber Reemtsma redet mahnend und salbungsvoll, wie wenn
die paar hingeworfenen Dialogrepliken Wielands politisches Testament wä-
ren und eine Antinomie von mindestens Kantischer Unerschütterlichkeit.

«Man bedenke», so legt er es uns auf die Seele, «ob in diesem klassi-
schen Einwand anarchistischer Provenienz gegen staatssozialistische Model-
le nicht das Schicksal der Revolutionen des 20. Jahrhunderts in a nutshell»
liege, nämlich, «der kurzfristige Erfolg ebendieser staatssozialistischen Mo-

delle».

Ich glaube nicht, daß Reemtsma den Lenin an dessen paar Haaren in den
Kontext hereinzerrt, weil er bezweifelt, daß dem die nahe Zukunft gehört.
Ich glaube, es verhält sich umgekehrt. Er tut es, denke ich, weil er es nicht

bezweifelt.

Daß jedenfalls, weil «Machthaber» immer wieder einmal nicht selbstlos

sind, der Sozialismus mit Notwendigkeit zu Grund gehen muß, war, wenn
wir Reemtsma folgen, für Wieland abzusehen. (Streng genommen redet ja
Wieland an dem fraglichen Ort noch nicht einmal über Napoleon. Er redet
über die von ihm selbst entworfene kyrenische Mittelwegsverfassung und,
erweiternd, über «alle bürgerlichen Gesellschaften».)
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Wielands Hellsichtigkeit ging bekanntlich so weit, daß er den Antritt Na-
poleons vorhersagte. Den Abtritt Napoleons hat er, soweit ich sehe, nicht
vorhergesagt. Ist nicht ein Trost, daß er wenigstens über das Scheitern
Ceausescus Bescheid wußte?

«Das», erklärt Reemtsma, «ist keine unzulässige Aktualisierung».

Das von der Politik. Was von der Philosophie?

Philosophen, sagte ich oben, kommen im Umfeld des Sokrates recht ei-
gentlich nicht vor. Das ist es, wofür Reemtsma sich dem Sokrates verwandt
weiß. Er hat selbst einen kleinen Popper im Knauf seines Spazierstocks.

Die Sokratiker sind lauter Dr. Hilfreichs, Streetworker, die sich um Natur
und Gesellschaft, Logik und Erkenntnis erklärtermaßen nicht scheren und
zufrieden sind, wenn sie sich und ihre Anhänger durch harte Zeiten SO leid-
lich durchsleuern. Wieland läßt sie sein, was sie sind, gute Männer. Für den
Alllagsgebrauch reicht der gesunde Verstand ja wirklich. Reemtsma, der sie
alle ganz ernst nimmt, folgert aus Wielands Nachsicht, daß die Duldung und
Neigung des Dichters einer Philosophie ebensowohl wie der anderen gehöre.
Wie wenn überhaupt von Philosophie die Rede ginge.

Einem Philosophen indes gehört des Dichters Duldung und Neigung
nicht, dem Platon. Platon ist Wieland/Aristipp ein Greuel. Die Abschwei-
fung über Platons «Staat» zählt in ihrer vergifteten Sanftmut unter die gro-
ßen Streitschriften unserer Literatur. Sie anerkennt, daß Platon, ungeachtet
seines uneinladenden Denkstils und spitzfindigen Wesens, keineswegs
dumm fragt, und daß er, wiewohl er immer tief tut, auf eine Weise doch im-
mer auch tief ist. Nur gelegentlich läßt Wieland/Aristipp sich gehen und
gibt zu verstehen, daß Platons Antworten natürlich insgesamt Quatsch sind.

Ich benutze für den Roman-Aristipp das gleichsetzende Wieland/ Ari-
stipp, auch Reemtsma verfährt so. Wir dürfen das. Es ist wirklich kein Spalt
zwischen den Ansichten des Autors und denen seines Helden.

Ich wollte aber, Reemtsma hätte sich aufgerafft, den Aristipp aus dem
«Buch vom Ich» den Reemtsma/Aristipp zu heißen. Vieles wäre klarer,
wenn diese Unterscheidung gemacht wäre. Reemtsma läßt unseren liebens-

würdigen Afrikaner Dinge denken, auf die er von Wielands wegen nie ge-
kommen wäre.
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Reemtsma/Aristipp nämlich wirft dem Platon nicht vor, daß seine Philo-
sophie Quatsch ist, sondern daß sie Philosophie ist.

Reemtsma/Aristipp nämlich Hebt an den Jungs des Sokrates, den Über-
lebensphilosophen von der idyllischen, elegischen und satirischen Sorte,
eben das, was ihren Mangel ausmacht, daß sie nicht philosophieren können.
Es gibt, verkündet er, gar keine Wissenschaft Philosophie. Es gibt nur Ein-
zelwissenschaften. Eigentümlich philosophische Fragen, verkündet er, wer-
den von keinem Gegenstand aufgeworfen, nur von den Philosophieprofesso-
ren, die sich damit ihre Kolleggelder verdienen.

Ich wiederhole: nicht Wieland/Artstipp verkündet das alles. Ausschließ-
lich Wielands Interpret schiebt es ihm in die Sandalen.

«Der Roman <Aristipp> ist der Versuch zu zeigen, daß es keine Probleme
gibt, die die besondere Eigenschaft haben, <philosophisch> zu sein»,
(Reemtsma).

Aus Platons Phantasie vom «Philosophenkönig» wird — unter Reemtsmas,
nicht Wielands Hand — der «herrscherliche Anspruch» der Philosophie.
Reemtsma ist nicht nur ein Leugner alles Wissenkönnens. Er ist sogar ein
Tadler alles Wissenwollens. Philosophie, sagt er, ist «im Grunde» Religion:
ein «unnatürliches Trachten nach Gewißheit».

Ich kann leben, ohne hierauf zu entgegnen. Es ist möglich, daß von den
Denkschwierigkeiten der Philosophie nicht eine einzige besser als annähe-
rungsweise gelöst ist, und es ist wahrscheinlich, daß die Behauptung, man
habe die Lösung, oft schadet. Aber der größte Schaden auf dem Weg zur
Menschwerdung ist Wissensverzichl.

Irgendwer sollte einmal einen Blick auf die Ergebnisse der Einzelwissen-
schaften werfen, etwa die vom Kosmos, vom Bewußtsein und von der Gesell-
schaft. Sind die weniger religiös? Oder weniger idiotisch? Ich versichere Ih-
nen: nur eine schier bedingungslose Hingabe an die Philosophie kann uns

vor dem Schwachsinn der Einzelwissenschaften retten.

Nun hat aber Reemtsma dem Text eine weitere verborgene Wahrheit ent-
rissen. Mit dem Plalon, offenbart er uns, meint Reemtsma/Aristipp den

Kant. Am Kantschen System zeigt sich jener unerträgliche «Herrschaftsge-
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stus der Philosophie», den Aristipp von Kyrene, Christoph Martin Wieland
und Jan Philipp Reemtsma so Arm in Arm in Arm bekämpfen.

Wir sehen ein, daß der Name Kant im allen Griechenland und also im
«Aristipp» nicht auftauchen kann. Wir müssen Reemtsmas Wer-ist-wer-
Behauptung, wenn sie zwar ein Fall von «literarischem Positivismus» ist,
nach dem Prüfmaß prüfen, das wir haben, nach ihrer Beifallswürdigkeit,
Annehmbarkeit und Gabe einzuleuchten.

Ich habe mich wohl schon verplappert. Sie leuchtet mir nicht ein.

Der Absolutismus ist die zeitweilige Synthese von Lehnswesen und Bür-
gertum. Kant ist die zeitweilige Synthese von Idealismus und Materialismus.
So vollendete Kant den Überbau des aufgeklärten Absolutismus.

Darum und dann noch darum, weil er ein sehr gewissenhafter und genau-
denkender Philosoph war, also eine große Leistung in dem Fach erbracht
hat, von dem Reemtsma sagt, es gebe es nicht, ist die deutsche Philosophie
durch Kant hindurchgegangen, so wie sie durch Adam Smith und die franzö-
sische Revolution hindurchgegangen ist.

Wieland stand politisch eher links von Kant und philosophisch — als, sa-
gen wir es ruhig mit Goethe, Mann Shaftesburys — eher hinter Kant. Es ist
richtig, daß ihm Kants Denkart nicht besonders lag und daß er sich irgend-
wann sogar mit Herder gegen ihn zusammenrottete. Es ist ferner richtig, daß
er den Platon verabscheute. Hieraus folgt nicht, daß sein Platon den Kant
darstellt, jedenfalls nicht nach der Logik. Wenn Kant denn schon ein Idea-
list sein soll, aber sein Ding an sich hat mit einer Platonischen Idee so gut
wie nichts zu tun.

Ein anderer Philosoph, den Wieland verabscheute, war Fichte. Die Über-
einstimmungen zwischen Platons «Staat» und Fichtes «Reden an die deut-
sche Nation» liegen am Tag. Freilich sind Fichtes «Reden» erst von 1808,
und Wieland hält sich, wie Reemtsma bemerkt, bei Platons politischen

Dummheiten nicht sehr lang auf, weil sie die Jahre UIH 1800 noch kaum be-

trafen. Dieselben Dummheiten bei Meyern sind von 1787 bis 1791. Wie-
land, kann sich Reemtsma das nicht vorstellen, wußte, was zu seiner Zeit
gedacht wurde.
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Aber Reemtsma hat sich in den Kant verbissen. Er besteht darauf, daß
der ganze «Aristipp» gegen Kant gehn muß. Warum? Weil sich Kant des
Erzverbrechens schuldig gemacht hat anzunehmen, daß er im Recht sei.

Im Roman steht: Wieland/Aristipp hält eine Philosophie für nicht wahr,
alle übrigen läßt er so hingehn.

Im «Buch vom Ich» steht: Reemtsma/Aristipp bekämpft den Wahrheits-
anspruch der Philosophie als solcher und billigt das Nichtphilosophieren
und will das Philosophieren aus der Welt.

«Philosophie als I^ebensleistung, nicht als Denkleistung!» Diese
Reemtsmasche Antithese ist schon schlagender ausgedrückt worden. «Das
Ziel ist nichts, der Weg ist alles.»

So wie Wieland, wenn wir Reemtsma zu glauben vorhätten, schon ah-
nungsvoll den Sozialismus widerlegt hat, genau so hat er vorlaufend den
Eduard Bernstein bestätigt. Ich bin gar nicht versessen darauf, dauernd mit
dummen Scherzen zu dienen. Aber Reemtsma behandelt den Immanuel Kant
wie einen Professor aus Kaliningrad.

Ich habe zu zeigen, daß Wielands Platon der Kant im Geringsten nicht
ist.

Hören wir, was Wieland gegen Platon sagt. — Im Betreff der Kunst miß-
fällt ihm, daß dieser alle Gattungsrichtigkeit verfehlt. Ein Dialog habe seine
Kunstregeln auch; der «Staat» hingegen sei ein unordentlicher Mischmasch
von Unzusammengehörigem und «von einem auffallenden Mißverhältnis der
Theile zum Ganzen» und «Überladung mit Nebensachen» nicht frei zu spre-
chen. Platon wolle Philosoph, Dichter und Redner zugleich sein; dieser
«dreifache Charakter» verführe ihn, mit Analogien, Allegorien, Milesischen
Märchen und all den «ammenhaften» Beimengungen zu arbeiten, die nun
einmal ein - Gesamtkunstwerk so sprenkeln. Das Wort Gesamtkunstwerk
fällt nicht. Es fällt uns nur ein. Das Unendliche mag Wieland als Ziel der

Schönheit nicht nehmen. Wie kann, fragt er, ScIlÖ/lgeStalt sein, was unend-
lich ist?

Im Betreff der Erkenntnis wirft er Platon vor, er habe seiner Bauchred-

nerpuppe, dem Sokrates, eine «subtile, schwärmerische, die Grenzen des
Menschenverstandes überfliegende Philosophie» untergeschoben. «Unser
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Myslagoge», so Wieland, erblicke die «neuentdeckte übersinnliche Sonne»,
diejenige, die die rein geistigen Dinge erleuchtet. Sein heiliger Mann, der
Universalmonarch, müsse sich «zum mystischen Anschauen des Unwesens
aller Wesen erheben».

Im Betreff der Politik endlich erzähll er, wie, dem Platon nach, die Klas-
sen verschiedenwertig geboren seien, von «ungleichartigem Metall» näm-
lich, oder wie vielmehr die Behauptung aufgestellt und vermöge von Propa-
ganda durchgesetzt werden müsse, sie seien es. Diese Theorie der Klassen
als Geburtsstunde referiert Wieland mit Sorgfalt: Die Ungleichheit der Le-
gierung ist nicht wahr, und demzutrotz denknotwendig. Die Zucht der jun-
gen Brut erfolgt nach Art der Tierzucht; die Weiber wachsen männisch auf;
Hauptsubordinierungshilfen sind Musik und Turnen. Der Dialog vom
«Staat» läuft auf eine Begriffsbestimmung der Gerechtigkeit hinaus. Ge-
rechtigkeit ist die ewige Dauer der ständischen Privilegien; das Miltel, das
sie befestigt, ist die spartanisch-archaische Zwangserziehung.

Alle letzten Fragen aber werden nicht von der Philosophie entschieden,
sondern von «den Prieslern des Tempels zu Delphi». Dieser Tempel unler-
steht Sparta, und kein Schelm, wer hier an Rom denkt.

Wer also soll mit dieser Wielandschen Beschreibung beschrieben sein?
Kant? Das ist, erstens, in jeder Faser das Gegenteil von Kant. Das ist zwei-
tens das genaue Programm des «Athenäum». — (Es geschah in demselben
Jahr 1800, in dem Wieland den Platon auf so erledigende Weise drosch, daß
Friedrich Schlegel Friedrich Schleiermacher beschwatzte, den Deutschen
eine Überselzung dieses Denkers vorzulegen).

Das «Alhenäum», die Zeilung der Schlegels, war seil 1798 erschienen
und halle sich bis 1800 geschleppl. Eine erklärte Absicht des «Athenäums»
war die Auslöschung Wielands. Auch Wieland wolllc der Romantik nicht
nur wohl.

Sein Roman, gedruckt 1800 bis 1802, ist vom allcraktuellsten Bedürfnis.

Noch aktueller kann ein Roman auf seine Gegenwart nicht erwidern. Der
«Aristipp» isl — auf seine salonmäßige, ja geckenhafte Weise unerbiltlich —
ein Roman fürs Konsulat und gegen das «Athenäum». Ich kann sehr wohl
kurz sein, wenn Reemtsma mich ließe.
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Daß diesem aufregenden Buch der Schlußteil fehlt, ist bedauerlich. Wa-
rum er fehlt, wollen die Gelehrten nicht begründen. Manche sagen, Wieland
sei das verlorene Osmannstedt abgegangen, so als habe er in Weimar und in
Tiefurt nicht ganz Ansehnliches zustande gebracht; auch habe ihn sonstiger
Kummer betroffen. Ferner habe ihn der matte Widerhall der erschienenen
Bände entmutigt. Warum übrigens war der Widerhall eines der besten Bü-
cher eines Bestsellerautors matt?

Ich teile Reemtsmas Vermutung, daß ausgerechnet der Band, der man-
gelt, die Hauptsache enthalten hätte. Nicht einig sind wir darüber, was die
Hauptsache sei. Ich weise einfach auf Gegenstände hin, die mit Sicherheit
in ihm hätten müssen gestanden haben.

Aristipp wäre auf sein letztes Lebensdrittel in syrakusische, also französi-
sche Dienste getreten. Auch Platon wäre zum Dionys hingeeilt und aber ab-
geblitzl (hierin merkwürdig ähnlich dem Friedrich Schlegel und wie es dem
mit dem Ersten Konsul erging).

Arislipps Tochter Arete wäre herangereift und ihm als Kopf der kyreni-
schen Philosophen gefolgt. In der vorliegenden Romanfassung fällt Aretes
Name — zum einzigen Mal, glaub ich — im vorletzten Satz. Aber diese Phi-
losophin war so sehr keine Lais und so sehr eine arbeitende Person, daß das
ihr nachfolgende Schulhaupt, ihr Sohn Aristipp, der Melrodidakt hieß, der
Mutterlehrling.

Neben Dionysios II hätte eine andere Figuration Bonapartes sich abge-
zeichnet, Alexander von Makedonien. Von diesem Ausländer wird schon im
unvollendeten Roman vorhergesagt, daß er die griechische Einheit ins Werk
setzen und der Stadt Athen die Hoffnung eröffnen werde, einem Großreich
einverleibt zu werden und durch diese Verumständung die Kulturhauptstadt
zu bleiben. Die Vorhersage macht Wieland gut ein Jahr vor Hegel, sieben
Jahre vor Ascher. Zusammen mit Alexander wäre der erste richtige Philo-
soph im Buch aufgetaucht, Aristoteles, der Erfinder des Anspruchs auf ein

umfassendes philosophisches System.

Wahrscheinlich war sich Wieland nicht darüber klar, daß Hegel eben im
Jahr 1801 in Jena anreiste, um eben diese Stelle einzunehmen, und daß sein
Roman-Aristoteles nicht umhin würde gekonnt haben, den Hegel zu bedeu-
ten. Aber diese drei Zutaten, Leben mit Bonaparte, eine mündige Frau und
ein umfassender realistischer Denker hätten die Probe aufs antiromantische
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Exempel aushallen müssen, beim Dichter ebensowohl wie bei seinen Le-
sern. — Nichts, schließlich, verschreckt eine Zeit an einem Kunstwerk so
wie Zeitnähe.

Wieland hatte sich schon mit den herausgekommenen, eher idyllischen
und verspielten Bänden nichts als Ärger eingehandelt. Es gibt ein Alter, in
dem auch stolze Menschen die Lust verlieren, sich hassen zu lassen.

Reemtsma läßt mich nicht kurz sein. Sie haben sich sicher schon gefragt,
weshalb seine «Aristipp»-Auslegung den Titel «Das Buch vom Ich» trägt.
Ich sage es Ihnen; denn Sie würden nicht drauf kommen.

Wieland, sagt Reemtsma, ist ein «radikaler Nominalist», welcher weiß,
daß es an der Welt nichts zu erkennen gibt als die Oberfläche. Er gehört
(ebenso wie übrigens Shakespeare) in die seit jeher Recht habende Elite de-
rer, die nichts für wahr und nichts für wirklich halten: in die «moderne Tra-
ditionslinie» der Anpassier ohne festen Standpunkt.

Wer aber kein Objekt hat, der hat, das soll aus dem folgen, ein Subjekt.
Der «Arislipp» ist das «Buch vom Ich», weil er das Buch von der Weltlosig-
keit ist.

Stimmen Sie mir bei, wenn ich die Art Überlegungen uninteressant finde?

Boten, die Unheil bringen, werden geköpft, und Berichterstatter, die
Langweiliges melden, gelten für langweilig. Ich habe für beides volles Ver-
ständnis. Ich hätte über Jan Philipp Reemtsma und sein «Buch vom Ich»
lieber nicht geschrieben.

Reemtsma hätte ohne weiteres seine Ruhe vor mir haben können. Aber
aus einem bestimmten Grund, den wir an dieser Stelle noch nicht angeben
können, mag er sich mit dem verdeckten Kampf gegen Wieland und das
Menschengeschlecht nicht begnügen. Er steigert sich zu einer gleichsam
paradoxen Langweile, einer Langweile, welche wütend und offensiv und

nunmehr in der Tat unleidlich ist. Er erfrecht sich gegen Goethe.

Beispielsweise spricht er von «dem traurig niedrigen Verhalten Goethes
bei der Inszenierung des <Zerbrochenen Kruges>«. Kein Wort hiervon
stimmt, und nichts hieran gehört zum «Artstipp» oder in dessen Zusammen-
hang. Warum schreibt Reemtsma es hin? Ist es ihm nur zugestoßen, und er
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bereut es schon? Ist es Sensationsmacherei? Verlangt ihn nach Strafe? —
Wir werden sehen. Von vorn.

Goethe hat Wieland bei den Weimarischen Freimaurern die Totenrede
gehalten. Sie gibt dem Verstorbenen seine Würdigung und seinen Ruhm. Es
ist nicht möglich, sich über einen kleineren Zeitgenossen, den man hinter
sich gelassen hat, gerechter und freundschaftlicher zu äußern, als Goethe
über Wieland hat.

Die Weimarischen Freimaurer hatten die Wahl. Sie hätten auch einen
anderen Redner nehmen können, irgendeinen Angestellten des Herzogs von
Otranto oder des Herzogs von Rovigo, der ihnen gern würde bestätigt haben,
der größte Dichter der Deutschen sei von ihnen gegangen. Von Goethe war
nichts zu erhalten als die in aller Behutsamkeit endgültige und nie mehr
umstößliche Einschätzung des zur Rede Stehenden. Besonnene Männer, die
sie waren, hatten sie Goethe gewählt, — Goethe, sagt Reemtsma unerwarteter
Weise, hat Wieland ermordet. Schauplatz des Verbrechens ist Wielands
Sarg. Goethes Rede, sagt Reemtsma, ist «der Versuch eines Mordes übers
Grab hinaus».

Man kann das ja sagen. Man kann das nicht sagen, ohne Goethes Rede zu
fälschen.

Goethe über Wieland, hoch ehrend: Er «hat sein Zeitalter sich zugebil-
det». Reemtsma liest den Satz um in: Wieland war «ein Kind seiner Zeit».
Aus einem Urheber seiner Epoche macht Reemtsma (nicht Goethe) einen an
seine Epoche Gefesselten. Kann man eine Aussage gegenteiliger lesen?

Goethe über Wieland, hoch ehrend: «Der geistreiche Mann spielte gern
mit seinen Meinungen, aber niemals mit seinen Gesinnungen». Reemtsma
übersetzt: «Er mag geschrieben haben, was er will, doch war er im Grunde
doch ein anständiger Kerl». Wieland war, soll Goethe gesagt haben, viel-
meinend, aber stets wohlmeinend.

Es verhält sich nur so, daß das Wort Gesinnung das Wort Meinung JH
ganz anderer Weise überschreitet, als Reemtsma ahnt. «Meinung», aber das
weiß er nicht, ist unter Gesitteten ein sehr abschätziges Wort; es ist das, wo-
zu man in der von Reemtsma bewohnten Gesellschaft die Freiheit hat. «Ge-
sinnung» bedeutet hiergegen so etwas wie geprüfte Grundsätze und Ansprü-
che an die Welt, an denen man festhält. «Gesinnung», aber Reemtsma weiß
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es nicht, ist unter Gesitteten ein sehr hochkarätiges Wort. Ich zitiere.

Hegel (Geschichtsphilosophie): «Von Robespierre wurde das Prinzip der
Tugend als das höchste aufgestellt, und man kann sagen, es sei diesem Men-
schen mit der Tugend ernst gewesen. Die Tugend ist hier ein einfaches
Prinzip und unterscheidet nur solche, die in der Gesinnung sind, und sol-
che, die es nicht sind. Die Gesinnung aber kann nur von der Gesinnung er-
kannt und beurteilt werden. Es herrscht somit der Verdacht«. Und: «Diese
subjektive Tugend, die bloß von der Gesinnung aus regiert, bringt die fürch-
terlichste Tyrannei mit sich».

Aber Goethe sagt, sagt Reemtsma, daß Wieland ein gutmütiger Opa war.
In Wahrheit redet Goethe von seiner und Wielands Parteilichkeit. Wieland
war «für» die Revolution, Goethe «gegen» sie, und es gab in der Sache zwi-
schen ihnen nie einen Streitpunkt. Die Gesinnung stimmte.

Es gab (ungefähr zu der Zeit, als Wieland am «Aristipp» schrieb) zwi-
schen Goethe und Wieland Konflikte, solche, wie sie sich zwischen Künst-
lern von unterschiedlichem Rang ergeben. Der weniger Gute, auch wenn er
so hochherzig fühlt wie Wieland, wird gelegentlich zänkisch. Wielands jun-
ge Männer konnten nicht immer den Schnabel halten. Der Goethe-Neider
Herder und die Goethe-Schmeißfliege Kotzebue wurden von Wieland nicht
immer streng genug zurückgewiesen, übrigens auch umgekehrt die Wie-
land-Beißer Schlegel von Goethe nicht. Es gab zu keiner Zeit einen Konflikt
über das Weltwesen. Es gab ihn schon überhaupt nicht im Jahr 1813, als
der eine Ritter der Ehrenlegion dem anderen Ritter der Ehrenlegion die
Logenrede hielt.

Goethe sprach über Wieland so angemesssn, wie die Klassik über die
Aufklärung, deren größergewachsenes Kind sie ist, äußersten und freund-
willigsten Falls sprechen kann. Heines Nachruf auf Nicolai klingt viel
schnöder, ist aber genau so liebevoll. Unsere Klassiker sind keine Vater-
mörder. Sie stehen im Widerspruch zur Aufklärung insofern, als der Höhe-
punkt einer Sache im Widerspruch zu deren gewöhnlicher Seinsweise ein-

mal stehen muß. Sie machen den Sprung, der sie von der Aufklärung trennt,
deutlich und nehmen sie im übrigen gegen die gemeinsame Krätze, die Ro-
mantik, in Schutz.

Aber Reemtsma schmollt und läßt sich nicht mildstimmen.
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Er nennt Goethes Achtungsbezeugung «eine erfolgreiche Strategie», Wie-
land «aus dem literarischen Kanon auszuschließen» — jenem Kanon, der zu
Reemtsmas aufrichtiger Verwunderung «um die Zentralfigur Goethes kom-
poniert war».

Wie alle Gleichmacher stellt Reemtsma sich duldsam, wie wenn es die
anderen wären, die händelsüchtig sind. Er behauptet, Goethe habe angefan-
gen. Er wälzt nun den von Goethe «vor Wielands Gruft gewälzten» Stein
weg. Und aus der Gruft kommt: ein Schönerer als Goethe.

Der von Goethe uns aufgezwungene Kanon der deutschen Literatur näm-
lich, wenn wir Reemtsma folgen, hat unlängst endlich seine «Akzeptanz ver-
loren». Er hat zu gelten aufgehört, und zwar vermöge eines «Paradigmen-
wechsels».

Goethe ist uns «ferne gerückt», und «um das Maß seines Fernerwerdens»
sind uns «interessanterweise Lessing, Wieland, Moritz, Hippel, Heinse nä-
hergekommen». Zum Verständnis erfreut uns Reemtsma mit einer Anekdote.

Einer namens Otto Conradi, erzählt er, habe die Meinung vertreten, man
könne Germanist sein, ohne den «Faust» zu kennen; Marcel Reich-Ranicki
habe sich hierüber sehr erregt. Auch er selbst, Reemtsma, beteuert er, ziehe
solche vor, die den «Faust» gelesen haben. Andererseits wieder, gibt er zu
bedenken, habe jener Conradi das Nichtlesen des «Faust» ja nicht gebilligt;
er habe nur unverkrampft geschildert, was ist: den stattgehabten Paradig-
menwechsel eben. Das Reden von einer goethelosen Germanistik nennt
Reemtsma «unverkrampft».

(«Unverkrampft»! — nicht «unverfroren»).

Das Wort Paradigmen heißt was wie Leitwerte oder Rangmuster. Es gab
eine Zeit, wo wir für dieselbe Sache ganz verständlich «Maßstäbe» oder
«Maßgaben» sagten. Das Wort ist durch und durch Katheder, durch und
durch Szene: eins jener pseudoakademischen Insiderwörter, die nicht zufäl-

lig an solchen Stellen gehäuft auftreten, deren Inhalt klar auszusprechen
peinlich wäre. Nicht Goethe soll Vorbild sein, sondern Hippel? Wie klänge
denn das?

Natürlich ändern sich die Musterhaftigkeiten in den Künsten, sind sie
erst einmal festgestellt, nicht mehr. Ein Kunstwerk, das gut ist, bleibt gut.
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Was mit den wechselnden Gesellschaftsformationen wechselt, ist höchstens
noch, wie gut es begriffen wird.

Ich frage mich, was unsere Autoren des 18. Jahrhunderts dem Reemtsma
bloß zuleid getan haben. Ich habe doch wirklich nichts gegen Hippel. Er
steht bei mir in einer Reihe mit Lawrence Sterne und Jean Paul unter den
Dichtern, die ich nicht lesen kann. Was soll er nun sein? Ein gewechseltes

Paradigma? Ein neues Muster? Mehr als Goethe?

Ich bitte alle Leser ausdrücklich: Lassen Sie sich durch derlei Narrheiten
nicht verstören. Fahren Sie fort, Wieland hochzuhalten, behalten Sie Ehr-
furcht, Wieland ist ein Klassiker zweiter Ordnung, aber ja doch ein Klassi-
ker. Die Lusche, als die Reemtsma ihn hinstellt, ist er nicht. Er hat nicht
verdient, nach Reemtsmas Bilde gelobt zu sein.

Wenn Sie einmal ein Bedürfnis nach spastischen Witzen haben, lesen Sie

ruhig auch Hippel.

Reemtsma bedient sich auf diesen entsetzlichen Seiten 173 und 174 ei-
ner absichtsvollen Undeutlichkeit, die etwas Advokatisches hat. Er will, das
meint man zu verstehen, Wieland nicht unter Goethe gestellt, aber doch
auch nicht ausdrücklich über Goethe. Wohin will er ihn? Er will ihn, so
verrückt ist er, statt Goethe. Ich stelle meine oben angekündigte Frage jetzt.
Was hat der Mann?

Ist es nur die unbewußte Hinneigung des Philisters zum Nichtgroßen? Ist
es nur die Wissenschaft der Dilettantik und Mediokrologie, in Richtung de-
rer die Philologie die Ästhetik instinktiv immer hinrückt? Ich meine, es ist
viel weniger unbewußt und keine Sache von Instinkten. Es ist nicht Psycho-
logie, sondern Politik, und ist angeordnet.

Balzac sagt von der Restaurationszeit: «Es gab damals nur zwei Parteien,
die Royalisten und die Liberalen, die Romantiker und die Klassiker, der

gleiche Haß in zwei Formen.»

Es gibt auch heute «nur zwei Parteien», die des Imperialismus und die
des Sozialismus (,und der Satz würde auch an dem Tag nicht aufhören, wahr
zu sein, an welchem China, Kuba, Vietnam und Nordkorea ins Meer ge-

sprengt oder der Weltbank unterstellt wären). Es gibt den «gleichen Haß»
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in einer zweiten Form, als der Haß zwischen der Partei gegen und der für
Goethe.

Noch immer ist es die Klassik, die für den Fortschritt steht. Man kann
das als eine reine Verabredung begreifen; man muß das aus keiner tieferen
Ursache herleiten als das heraldische Bild, das auf einer Standarte gemalt
ist. Man kann es geistesgeschichtlich begreifen. Wer Goethe sagt, muß He-
gel sagen, und wer Hegel sagt, sagt Marx. Wahrscheinlich ist die Wahl des
Feldzeichens beides, zugleich beliebig und eine Frage des Inhalts; wir re-
den ja vom Schlachtfeld Poesie.

Wie anders als feindlich soll sich der Imperialismus, bankrott und übel-
launig, wie er dasteht, gegen den Goetheschen Willen verhalten, die Welt in
ihrer Ganzheit zu erkennen und im Kunstwerk zu packen? Der Begriff des
Gelingens ist ein antiimperialistischer Begriff. «Bin einer der letzten, viel-
leicht der letzte, der überhaupt weiß, -was ein Werk ist», schrieb Thomas
Mann in sein Tagebuch, während er sich zu seiner zweiten Emigration ent-
schloß, der aus Amerika, wo diese Reemtsmaschen Gedanken alle ausge-
dacht werden.

Des Politischen Philologen Reemtsma kleine Besonderheit ist darin zu
finden, daß es bei ihm nicht, wie sonst, die Romantik ist, die gegen Goethe
ins Feld muß, sondern, für Vernunftfreunde, die Aufklärung. Die Aufklä-
rung, dies des Politischen Philologen kopernikanische Entdeckung, war gar
nicht so vernünftig, wie Verleumder ihr nachreden. Wieland wird so aus-
nahmsweise nicht totgetadelt, sondern totgerühmt, das halte ich für keine
Verbesserung. Ich denke nicht, daß Reemtsma besser als Beuys ist.

Das «Buch vom Ich» ist flüssig geschrieben. Der Autor besitzt Kenntnis-
se. Er hat Wieland mit Sorgfalt gelesen und hat über das, was er uns an-
mutet, nachgedacht. Er ist, wo Redlichkeit seine Zwecke nicht stört, redlich.
Ich will mich nicht mit Lob aufhalten. Ich rede von Dingen, die mir mißfal-
len, ich rede von Langweile.

Die Langweiligkeit des Aristipp von Kyrene ist nahezu kindfiaft; in jfiflfin
Tagen war noch die Verdorbenheit unschuldig.

Die Langweiligkeit Wielands ist ein noble ennui. Die Langweiligkeit
Reemtsmas ist ein hanebüchener Ennui.
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Hanebüchen ist der pyrrhonisch-menschewistische Denkplunder. Hane-
büchen ist das Ausspielen ausgerechnet Wielands gegen alles Zusammen-
hängende, Behauptende, Realistische, die Schöpfung eines Paradigmas oder
anleitenden Gespensts mit Namen Christoph Martin Wittgenstein.

Die Aufmerksamkeit, die ich ihm widme, beweist, daß das «Buch vom
Ich» mich geärgert hat. Aber es allein hätte noch nicht vermocht, mich von

meiner Arbeit abzuziehen.

Ein Mensch kann einen Menschen nur langweilen, wenn er die Macht
hat, ihn zu langweilen. Die Macht hat Reemtsma bei Haffmans nicht. Es ist
gleichgültig, wie langweilig die Bücher sind, die Reemtsma schreibt, weil
keiner sie liest, der nicht dafür bezahlt wird. Ich vermute, die zwei einzigen
Personen, die den Anti-«Aristipp» aus freiem Willen kennen, sind Reemts-
ma und ich. Sehr viel bedrohlicher breit macht er sich in der Zeitschrift
«konkret», jener Zeitschrift, die einmal für die Deutschen wichtig war.

Bis zu einem Grade ist sie es noch. Aber seit einigen Jahren finde ich
ihre Seiten überzogen mit diesem fußkranken und wegmüden Denken, die-
sem Esprit von Nullhaftigkeit und Nihilism, diesem Charisma von Langweile
— ganz ähnlich wie das Haus Usher mit seinem «zarten Mauerschwamm»,
der ihm «als feines verworrenes Gespinst» über die Dachrinne hängt. «Ir-
gendwie», vermerkt Poe, schien hier «ein krasser Widerspruch zwischen der
immer noch lückenlosen Oberfläche und der bröckligen Beschaffenheit des
Einzelsteines» vorzuliegen; «außer dieser einen Andeutung auf weitgehen-
den Verfall jedoch wies der Bau kaum Male beginnender Zerstörung auf».

Ich will ausdrücken: Jan Philipp Reemtsmas Zotten hängen Hermann L.
Gremliza über die Dachrinne.

Ich ersuche die Verantwortlichen von «konkret», sich zu erinnern, wie
bald für das Haus Usher der Augenblick, «als die mächtigen Mauern zer-
barsten», auf den Pilzbefall folgte. «Da scholl ein langer verworrener Don-
nerruf, wie die Stimme von tausend Wassern, und der unergründliche dunk-

le Teich zu meinen Füßen schloß sich schweigend und finster über den
Trümmern der Zeitschrift <konkret>», ich rufe mich zur Ordnung: «den
Trümmern des Hauses Usher».
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«Incipit nova vita!»
Dante

Andreas Hüllinghorst

Die Anstrengungen des Begriffs, praktisch zu werden.
Darstellung einer Diskussion des Epoche-Begriffs

Andreas Hüllinghorst: The Concept's Effort at Becoming Practical: If we as-
sumc that the category of epoch, like any other category, has its place within
the system of materialist dialectic, the category of epoch reflects the tran-
sition from theory to practice. This transition simultaneously is the result of
this System. The entire debate about epoch has neglected to take this into
account. Hence, it is not seen that the concept of epoch encompasses all the
other categories äs moments of itself. Epoch can be thought completely only
if the system äs a whole has been thought over. Some participants in the de-
bate, u na wäre of this transitional character of the concept, have not recog-
nized the dual character of the present. Man, who in Plessner's word assumes
an eccentric posüion towards the world, lives in present time and, ideally, in
the future äs well, if he wants to change this present world. Therefore, the
concept of epoch is a term bolh of present and of future.

«Wir leben in der Epoche, in der, im Interesse der Erhaltung und des Fort-
schritts der menschlichen Gesellschaft, die Ablösung des Kapitalismus
durch den Sozialismus erforderlich geworden ist.»1 Diese Feststellung, die
die Deutsche Kommunistische Partei anfangs ihrer aktuellen programmati-
schen Thesen macht, ist keinesfalls selbstverständlich. Weite Teile der
bundesdeutschen Linken interessiert die Einstufung unseres gesellschaftli-
chen Lebens gar nicht und innerhalb dieser kleinen Partei gibt es um sie
ein Hin und Her der Sichtweisen, das hoffentlich nicht enden wird, bis die
theoretischen Probleme hinreichend geklärt sind. Denn ein wissenschaftli-
cher Epoche-Begriff ist notwendig für eine durchsetzungsfähige Politik.
Man muß sich also fragen, was mit diesem Begriff der Epoche, in der die
Ablösung des Kapitalismus durch den Sozialismus erforderlich geworden

und darum die Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus ist
— was also mit diesem normativ-deskriptiven Doppelcharakter des Begriffs
gemeint ist. Damit begibt man sich unvermeidlich in das Reich der Theorie,
wie es auch die Autoren der Programmatischen Thesen bestimmen: «Der
wissenschaftliche Sozialismus ermöglicht die Analyse unserer Epoche.«2

Bloß an welchem Ort dieses Reiches befindet man sich, wenn man den Be-
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griff Epoche des Übergangs des Kapitalismus zum Sozialismus denken will?
Um diese Frage allgemein zu beantworten, blicken wir auf das Gebiet der
marxistischen Philosophie.3 Unsere Frage lautet daher: Welchen Topos
hat diese Kategorie inne? Gehen wir noch einmal den eingangs zitierten
Satz aus den Programmatischen Thesen durch, fällt uns das Wort «erforder-
lich» auf. «Erforderlich, d.h. eine Aufgabe wird bestimmt»,4 legt Jürgen
Röster aus. Die Übergang des Kapitalismus in den Sozialismus ist nicht er-
reicht, steht aber nach reiflicher Überlegung an. Der Satz aus den Program-

matischen Thesen ist darum eine Aufforderung zum Handeln. Für unsere sy-
stematischen philosophischen Überlegungen heißt das: Der Topos der Kate-
gorie Epoche des Übergangs des Kapitalismus zum Sozialismus soll der re-
flektierte Übergang von der Theorie in die Praxis sein. Diese Kategorie
soll die jedem Unterdrückten begreifbar zu machende Aufforderung sein,
das Richtige zu tun, nämlich das, was der Menschheit eine progressive und
sie erhaltende Richtung gibt. Diese Kategorie ist das Resultat der marxisti-
schen Philosophie. Nehmen wir das Wort Resultat etymologisch, entsteht
uns eine bildliche Vorstellung von der Bewegung, die mit dem Epoche-Be-
griff geschieht. Lateinisch heißt sultare springen, re- zurück. Für die Theo-
rie ist diese Bewegung ein Zurückspringen in das, woraus sie kommt; für
die Praxis aber ist es ein Ursprung, denn sie entspringt aus der Theorie, löst
sich von ihr ab, übergreift sie kritisch, sodaß wiederum aus ihr eine neue
Theorie entspringt, die ein neues Resultat schafft, das in die Praxis zurück-
springen wird. Die Kategorie Epoche des Übergangs des Kapitalismus zum
Sozialismus ist daher kein starrer Gedanke, sondern die Bewegung des Zu-
rückspringens. Diese bildliche Vorstellung drückt das allgemeine Verhält-
nis von Theorie und Praxis aus, das wir vollendet mit dem Begriff Epoche
denken. Man sieht, wie wichtig es ist, einen Begriff zunächst topographisch
zu bestimmen. Das Aufzeigen des Topos im System der materialistischen Dia-
lektik ist seine Standortbestimmung. So allein schaffen wir uns eine Grund-
lage für alles weitere Begreifen dieses Begriffs. Diskutierende, die nicht
denselben Topos gefunden haben, treffen sich nicht.

Der Epoche-Begriff ist aber das einseitig reflektierte Verhältnis von Theo-
rie und Praxis. Er ist einseitig, weil er dieses Verhältnis nur als Übergang

von der Theorie in die Praxis reflektiert. Der ebenso wirkliche Übergang
von der Praxis in die Theorie kann wesentlich nicht am Ende der materiali-
stischen Dialektik reflektiert werden, sondern am Anfang derselben. Das
Ende in einer dialektischen Philosophie hat zwar den Anfang vollständig in

sich aufgehoben, und daher ist das Ende der Anfang, aber in dessen gegen-
teiliger, spiegelverkehrter Form. Am Ende der marxistischen Philosophie
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kommt daher das subjektive, das idealistische Moment der materialistischen
Dialektik zur endgültigen Ausfaltung. Diese Eigenart darf man, um kon-

sequent materialistisch zu denken, nicht vergessen. Robert Steigerwalds
Vorwurf der Subjektivität an die Autoren und Autorinnen der Programmati-
schen Thesen und an Wolf-Dieter Gudopp und Rainer Eckert, wenn er re-
thorisch fragt: «Ist es richtig, eine Epochendefinition von Forderungen, also
von der subjektiven Seite her aufzubauen?»,7 geht an der Struktur der
marxistischen Philosophie vorbei. «Der Hauptmangel alles bisherigen
Materialismus (den Feuerbachschen mit eingerechnet) ist, daß der Gegen-
stand, die Wirklichkeit, Sinnlichkeit nur unter der Form des Objekts oder
der Anschauung gefaßt wird; nicht aber als sinnliche menschliche Tätigkeit,
Praxis, nicht subjektiv.» Karl Marx' 1. Feuerbachthese ist eine unhintergeh-
bare Voraussetzung für marxistische Wissenschaft. Lenin greift sie ebenso
auf: «Das Bewußtsein des Menschen widerspiegelt nicht nur die objektive
Welt, sondern schafft sie auch.»9 Die Menschen machen die Geschichte
selbst, sie treten mit Forderungen an die Welt, um sie nach ihren Zwecken
umzubilden. Ob sie ihre Zwecke realisieren können, ist zunächst bei der
Analyse des Epoche-Begriffs keine Frage. Es ist also richtig, wenn Wolf-
Dieter Gudopp über die Epoche schreibt, daß «ihr Begriff als Maß der Ori-
entierung der Praxis fungieren (kann)».

Mit diesem Inhalt und Topos dieser Kategorie sehen wir auch Karl Marx'
11. Feuerbachthese, die, gleich einem Resultat, das Ende der Thesen reali-
siert. Es kommt nicht darauf an, die Welt zu interpretieren, sie muß verän-
dert werden. Das heißt eben nicht, wie es immer wieder falsch ausgelegt
worden ist, daß man das Denken sein lassen sollte, um zur Tat zu schreiten,
sondern diese Aussage betrifft das Denken selbst. Das Denken soll nicht
mehr neben dem Geschehen stehen und interpretieren, was geschieht, und
als solches aufgefaßt werden, wohl aber soll es gedacht werden, wie es wirk-
lich ist, nämlich verändernd. Das materialistisch-dialektische Denken ist ein
die es Denkenden veränderndes, sie zur Handlung drängendes; es ist prole-
tarisches Klassenbewußtsein. Diese Folgerung machen auch die Program-
matischen Thesen: «Um als Gegenmacht zu wirken und zum Träger gesell-
schaftlicher Veränderungen werden zu können, muß die Masse der Arbei-

tenden sich ihrer Klassenlage bewußt werden und zur organisierten Aktion
bereit sein. Klassenbewußtsein ist unverzichtbar für die Formierung der Ar-
beiterklasse zum politischen Subjekt.»11 Die Veränderung der Welt äußert
sich im materialistisch-dialektischen System schließlich in der Kategorie

der Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum Sozialismus, die systema-
tisch der Übergang in die praktischen Wissenschaften ist. Die marxistische
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Philosophie realisiert damit ihren Zweck, er tritt in dieser Kategorie unmit-
telbar und voll entfaltet hervor.

Die Kategorie der Epoche des Übergangs des Kapitalismus zum Sozialis-
mus ist zugleich objektiv und subjektiv verändernd. Wir assoziieren, daß
beide Charaktere dieser Kategorie in einem Zusammenhang stehen. Die
Welt soll nach subjektivem Maß verändert werden; zur bewußten Verände-
rung bedarf es eines Subjekts, hier das der selbstbewußten Arbeiterklasse.
Diese Assoziation muß bewiesen werden. Um den Beweis fängt in der ak-
tuellen Epochen-Diskussion geradezu ein Methodenstreit an. Robert Stei-
gerwald kritisiert nämlich: «Es genügt nicht unser Wissen, daß die
Menschheit keine Zukunft hat, wenn sie nicht aus dem Strudel des Kapita-
lismus herausgerissen wird. Solches Wissen muß mit einer den Realitäten
angemessenen Politik verbunden werden, welche die Chance bietet, den
Weg in eine andere Epoche zu eröffnen...» Damit bekommt der Epoche-
Begriff einen rein politischen Charakter und wird von der Philosophie abge-
trennt. Sein Topos verschiebt sich. Er ist «in der Arbeiterbewegung bisher
nicht als philosophischer, sondern als politischer Begriff benutzt worden...»13

Als politischer Begriff ist Epoche dann, wie soeben zitiert, mit «Realitäten»
zu verbinden, was durch «notwendige Analyse der Realität»14 geschehen
soll. Wolf-Dieter Gudopp hält dagegen: «Ein so langer und komplexer, ein
epochaler Zeitbogen kann nicht mit einem Kurzzeitgedächtnis, schon gar
nicht mit Spontaneität, überspannt werden, weder hinsichtlich des Aufneh-
mens, Erkennens und Erinnerns noch hinsichtlich der geschichtsbewußten
praktischen Orientierung.»15 Und zugleich weist er den Zusammenhang
von Philosophie und Politik im Epoche-Begriff auf: «Das optimale politi-
sche Programm läßt sich an der Bestimmung der Epoche und ihrer Bewe-
gungskomplexität ... sicher nicht ablesen oder abschreiben. Aber immerhin
sollte es gelingen können, aus dem Erkenntnisprozeß Normen, Richtung
und Perspektivorientierung bewußt politischen Handelns zu gewinnen...
Daß das möglich sein soll, gehört zum Begriff der Epoche selbst, ihr Maß
vermittelt sich als das Haupt- und Generalmaß des politischen Handelns.»
Und in diese Richtung argumentiert auch Lenin: «Eine unbedingte Forde-
rung der marxistischen Theorie bei der Untersuchung jeder wie auch immer

gearteten sozialen Frage ist, sie in einen bestimmten historischen Rahmen zu
stellen.» Dieser bestimmte Rahmen ist die bestimmte Epoche. Lenin gibt
in einem Brief an Sinowjev ein Beispiel: «Man kann den gegenwärtigen
Krieg nicht verstehen, ohne die Epoche zu verstehen.»18 Wir sehen hier

zwei gegensätzliche Methoden; die einen können die Wirklichkeit nur mit-
tels eines Begriffs vom historischen Rahmen begreifen, der andere kann
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denselben nur konstruieren, indem er die Wirklichkeit wahrnimmt. Wäh-
rend Wolf-Dieter Gudopp und Lenin kommunistische Politik philosophisch
bestimmt sehen, löst Robert Steigerwald die Bande zwischen beiden Wis-
senschaften. Der Epoche-Begriff soll durch «Analyse der Realität» gefüllt
werden. Solches ohne philosophische Kategorien durchzuführen, ist ernst-
haft unmöglich. Eine konsequent nicht-philosophische Analyse der Reali-
tät müßte auf jeden Begriff verzichten und könnte nur momentane Wahr-
nehmungen festmachen: Das ist blau, hier ist es kalt; ich bibbere usw. Was
vorhin, gestern, vor einem Monat, vor einem Jahr oder Jahrhundert gewesen
ist, bliebe im Kontext der Realitäten verborgen. Eine wirkliche Analyse der
Realität kann vielmehr nur mit dem Epochen-Begriff durchgeführt werden.
Diese Eigenart, daß man nur etwas in dem Maße erkennt, wie man Maße,
also Kategorien im Bewußtsein hat (ob sie einem bewußt sind oder nicht),
ist lediglich philosophisch erklärbar. Darum nenne ich diese Auseinander-
setzung auch Methodenstreit.

Er ist heute nur noch eine Episode, die ideengeschichtlich für Marxisten
und Marxistinnen schon längst entschieden ist. Einen Höhepunkt darin bil-
dete die Auseinandersetzung zwischen John Locke und Gottfried Wilhelm
Leibniz. Während jener feststellt: «Nihil est in intellectu, quod non fuerit in
sensu», ergänzt dieser: — «nisi intellectus ipse.»19 Leibniz, so sehen wir,
stimmt wohl Locke zu, macht aber eine Ergänzung, die die Erkenntnisme-
thode verkehrt. Wenn alles durch die Sinne in den Verstand gelangt, außer
er selbst, denn er ist ja schon in ihm, ist der Inhalt des Verstandes, quantita-
tiv gesehen, mehr, als durch die Sinne in ihn hineinkommt. So gibt es auch
qualitative Veränderungen, zu denen Leibniz eine für eine materialistische
Dialektik befriedigende Feststellung macht: «Die Sinne sind zwar für alle
unsere wirklichen Erkenntnisse notwendig, aber doch nicht hinreichend,
um uns diese Erkenntnisse ganz zu geben, weil sie stets nur Beispiele, d.h.
besondere oder individuelle Wahrheiten geben... Daraus erhellt, daß die
notwendigen Wahrheiten ... Prinzipien besitzen müssen, deren Beweis ...
nicht vom Zeugnis der Sinne abhängt, obgleich man ohne die Sinne niemals
darauf gekommen wäre, an diese Wahrheiten zu denken.»20 Notwendige

Wahrheiten werden durch Prinzipien konstruiert, die der Verstand selbst
sind. Diese Prinzipien sind empirisch nicht zu beweisen, obwohl sie, histo-
risch gesehen, zunächst nur in sinnlichen Vorstellungen vorstellbar werden
konnten. Das Bewußtsein nimmt eben nicht nur einfach Wahrnehmungen in
sich auf, sammelt und verbindet sie zu Begriffen. Wie es bindet, diese
Struktur hat es immer schon in sich. Damit verfallen wir nicht Immanuel
Kant, der unterstellt, das Bewußtsein verfüge über ideelle apriorische Struk-
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turen. Hans Heinz Holz umreißt im Erbe der Leibnizschen Gedanken die
marxistische Auffassung der Erkenntnisstruktur: «Die Voraussetzungen (des
Erkennens; A.H.) sind in der <schlichten Erfahrung) (Husserl) nicht expli-
zit. Wir holen sie erst ein in der Reflexion dessen, was in der Erfahrung, die

selbst ein Reflexionsverhältnis ist, geschieht, also in der Reflexion der Re-
flexion. In der Erfahrung ist mir der Gegenstand samt seinem näheren oder
ferneren Beziehungsfeld gegeben - die Objektivität. In der Erfahrung der

Erfahrung ist mir mein Ich als Träger der Erfahrung gegeben - die Subjek-
tivität und die Subjekt-Objekt-Dualität. Aber erst in der Reflexion der Er-
fahrung der Erfahrung, mithin im Denkens des Denkens — denn die Er-
fahrung der Erfahrung geht über in das Denken der Erfahrung — wird die
Subjekt-Objekt-Dualität in einer übergreifenden Struktur des Gesamtzu-
sammenhangs aufgehoben.» Im Bewußtsein durchdringen sich diese drei
Ebenen, denn offensichtlich ist die jeweils nachfolgende die Reflexion der
vorherigen und hat daher dieselbe in sich. Doch auch umgekehrt durchdrin-
gen sich die Ebenen, denn indem die dritte Ebene den modellhaften Ge-
samtzusammenhang der Welt konstruiert, wird jede Erfahrung und jede Er-
fahrung der Erfahrung in diesem Gesamtzusammenhang verknüpft. Dieser
Gesamtzusammenhang der Welt ist das System der Kategorien, ohne die
nichts verstanden und wahrgenommen werden kann. Die Bildung von Katego-
rien ist aber eine reine Verstandestätigkeit. Hier wird das Denken nachge-
dacht, hier wird offengelegt, wie der Verstand die Erfahrung strukturiert —
und mit dieser Denkarbeit schafft er sich seine Strukturen.22 Das ist die
eigene Tätigkeit des Verstandes; er strukturiert sich selbst als Reflexion der
Außenwelt, als dessen, was er nicht ist. Diese Sturkturen sind ab einer be-
stimmten Epoche der Geschichte die Strukturen der marxistischen Dialek-
tik; des Weltmodells der selbstbewußten Arbeiterklasse. Das Resultat dieses
Modells ist die Kategorie der Epoche des Übergangs vom Kapitalismus zum
Sozialismus. Diese Kategorie ist, systematisch gesehen, der unmittelbare
Übergang der Philosophie in die praktischen Wissenschaften, z.B. in die
Politische Ökonomie und den Wissenschaftlichen Sozialismus. Grundlage
dieser beiden praktischen Wissenschaften bei der Klärung des Epoche-Be-
griffs ist die philosophische Kategorie desselben. Eine Analyse der Reali-

tät ist unmittelbar nur mit diesem Begriff und vermittelt durch sie mit allen

übrigen philosophischen Kategorien möglich.

Der Beweis der Epoche, in der wir leben, als die des Übergangs vom Ka-
pitalismus zum Sozialismus ist die systematische Darstellung des Resultats

der materialistischen Dialektik. Dieses Resultat hat alle Kategorien, alle
Bewegungen derselben als Momente in sich und ist daher die reichhaltigste
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und konkreteste philosophische Kategorie. Sie ist der Übergang zur Weltan-
schauung. Um ihren Inhalt vollendet ans Licht zu bringen, müssten wir also
das System der marxistischen Philosophie darstellen. Denn die Begründung
des Resultats derselben ist ihr Grund und ihr Werdegang. Es wäre zu er-
weisen, wie die marxistische Philosophie logisch aus der Hegeischen ent-
springt. Das Ergebnis dieses Ursprungs wäre wohl der materialistisch ge-
wendete Grundgedanke von der Identität der Identität und Nicht-Identität

als Seinstruktur, das Widerspiegelungstheorem. So wie sich historisch das
Sein entwickelt, so entfaltet sich aus dem einfachen Grundgedanken logisch
die Begrifflichkeit der Naturevolution, die der Tier-Mensch-Übergangsphase
und die der Geschichte bis man das materialistisch-dialektische Denken
zum aktuellen Epoche-Begriff entwickelt hätte. In diese Richtung argumen-
tiert auch Wolf-Dieter Gudopp: «Die Aufgabe ist es, in der unerschöpfli-
chen Fülle von Übergängen und Übergangsformen (des Seins; A.H.) (einige
wenige) wesentlichen Gliederungstrukturen, Ordnungsformen und Zusam-
menhänge, in denen sich allgemeine Gesetzmäßigkeiten zeigen, auszuma-
chen. Dies ist das generelle Verfahren von Wissenschaft...»23 Im Resultat,
im Epoche-Begriff, zeigt sich dann auch der Charakter von Philosophie
selbst. Etymologisch gedeutet, heißt enä%£iV anhalten, innehalten, verwei-
len, auf etwas zuhalten. In der Philosophie halten wir künstlich die Zeit
an, um sie vorwärtszudrängen. Dazu bedarf es, wie Bert Brecht treffend sagt,
einer «Haltung» . Diese ist die in der Philosophie eingenommene, sie ist
unser Standpunkt in der Welt und macht denselben uns zugleich bewußt.
Wenn es in den Programmatischen Thesen heißt: «Im Laufe der Entwick-
lung jeder Gesellschaftsformation entstehen Widersprüche, die zu ihrem
Untergang führen. Immer gibt es Menschen, die nicht bereit sind, diese Wi-
dersprüche zu ertragen. Im revolutionären Bruch mit der alten Gesellschaft
schaffen sie die neue, in der der Grundwiderspruch der alten beseitigt
wird»26, dann sind diese Menschen notwendig philosophierende, denn sonst
könnten sie sich weder den Grundwiderspruch der Gesellschaft bewußt ma-
chen, noch der Geschichte eine revolutionäre Richtung geben. Rainer Ek-
kert skizziert den ganzen Problemumfang: «Es ist ein wesentlich philoso-
phisches Problem, den Gesamtzusammenhang zu erfassen und zu reflektie-

ren im Bewußtsein dessen, daß dies nicht unmittelbar adäquat, sondern nur

modellhaft möglich ist. Zur Reflexion des Verhältnisses von erkennendem
Subjekt und erkannter Gesamtwirklichkeit gehört daher immer auch die be-
wußte Reflexion des historischen konkreten Ortes des wissenschaftlichen
Subjekts. Das erkennende gesellschaftliche und individuelle Subjekt ist sel-
ber in Entwicklung begriffen, ist Teil der einen Geschichte und insofern
muß es sich darüber Rechenschaft ablegen, an welchem geschichtlichen Ort
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mit welcher geschichtlich-gesellschaftlichen Möglichkeit und Funktion es
steht, von wo aus es mit welchen Möglichkeiten und mit welcher Hinsicht
jeweils Wissenschaft und damit Theoriebildung betreibt.»27

Hiermit zeigen wir das Manko der bisherigen Diskussion des Epochen-
Begriffs, daß alle Diskutierenden in ihrer Begründung nicht gründlich ge-
nug sind. Sie stellen Behauptungen auf und machen Voraussetzungen, ohne
sie in das offene System der marxistischen Philosophie zu flechten. Zwar
werden richtig Klassen in Klassengesellschaften als Bewegerinnen der Epo-
chen betrachtet. Die Klassen sind Bestandteil der Produktionsverhältnisse,
die in Gegensatz zu den Produktivkräften geraten, und mit ihnen zusammen
in der Arbeit eine Einheit bilden, die das Verhältnis zwischen Gesellschaft
und Natur ausdrückt. Aber alle diese Ebenen — und es kommen noch viele
notwendigerweise dazu — sind in permanenter Bewegung. Diese Bewegun-
gen kann man aber nicht einfach als gegeben oder bekannt voraussetzen.
Hegel kritisierte schon: «Das Bekannte überhaupt ist darum, weil es be-
kannt ist, nicht erkannt. Es ist die gewöhnlichste Selbsttäuschung wie Täu-
schung anderer, beym Erkennen etwas als bekannt voraus zu setzen, und es
sich ebenso gefallen zu lassen; mit allein Hin- und Herreden kommt solches
Wissen, ohne zu wissen wie ihm geschieht, nicht von der Stelle.»23 Es
mangelt in der Diskussion an einer Topographie der materialistischen Dia-
lektik. Über das offene System der Kategorien derselben zu reden, ist reden
über etwas, was es noch nicht gibt. Wir können nur einen vorläufigen Hin-
weis geben: Unsere Vorstellung von einem materialistisch-dialektischen Sy-
stem versteht dasselbe als das umgekehrte idealistisch-dialektische Hegels.
Ganz gewiß ist es schon ein Problem auszumachen, was nun Hegels System
sei. Wer fragt, warum Hegel nun Scharnier und Grundlage für die marxisti-
sche Philosophie bildet, muß wissen, daß mit dem Hegeischen Denken das
Denken sich als Entwicklung begreift. Das Denken der Menschheit, das seit
Jahrhunderttausenden währt, erfaßt sich selbst als Entwicklung. In das He-
gelsche Denken fällt daher die gesamte vorherige Entwicklung des Denkens.
Hegel ist für Marxisten und Marxistinnen der Focus, durch den sie das Erbe
des Denkens erblicken und antreten. Damit befinden sie sich sowohl logisch
als auch historisch auf marxistischem Boden. Denn Marx schreibt schon:

«Meine dialektische Methode ist der Grundlage nach von der Hegelscnen
nicht nur verschieden, sondern ihr direktes Gegenteil.» Das Gegenteil ist
dialektisch verstanden eben die Umkehrung dessen, woran es teilhat, näm-
lich an der Hegeischen Philosophie.25 Und Lenin schreibt: «Ich bemühe
mich im allgemeinen, Hegel materialistisch zu lesen: Hegel ist auf den Kopf
gestellter Materialismus (nach Engels).»26
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Abschließend will ich noch ein inhaltliches Problem ansprechen, das in
meiner Argumentation eine Rolle gespielt hat: Der Epoche-Begriff wird auf
subjektive Weise entwickelt; er ist subjektiv und soll einen Träger, heute
die Arbeiterklasse, ein Subjekt haben. Was nun ist ein Subjekt? Wir finden
eine Anwort in der Grundlage des Historischen Materialismus, der marxisti-
schen Anthropologie.

Im Gegensatz zu jedem anderen Naturorganismus lebt der Mensch statt
zentrisch exzentrisch. Während jeder Organismus als Zentrum der Welt be-
strebt ist, die Welt zu seinem Organon zu machen, hebt sich der Mensch aus
seinem Zentrum heraus, indem er seine zentrische Position geistig über-
blickt. Dabei erfährt er sich selbst in seiner Auseinandersetzung mit der
Welt, er erfährt sein zentrisches Leben. Diese Erfahrung macht es aber
möglich, seine Auseinandersetzung mit der Welt zu optimieren, Fehlerquel-
len auszuschalten, Verhaltensweisen zu ändern. Der Mensch nimmt sich vor,
das nächste Mal seine Bedürfnisse geschickter zu befriedigen. Dieses Vor-
nehmen ist die geistige Vorwegnahme der nächsten Handlung. Es ist der
Zweck. Als zwecksetzendes Wesen ist der Mensch exzentrisch, d.h. er ist
wohl noch zentrisch, ist Naturwesen, aber das geschieht exzentrisch, eben
zwecksetzend. Zwecksetzend verändert der Mensch sich selbst und die
Welt. Diese Doppelseitigkeit menschlichen Lebens ist die Grundlage für
Geschichte und damit notwendige Voraussetzung für die Entfaltung des
Epochen-Begriffs. Als zwecksetzendes Wesen lebt er in der Gegenwart, wie
jeder andere Organismus, und geht zugleich über sie hinaus, was nur der
Mensch kann. In der Gegenwart liegt der Grund für eine veränderte Gegen-
wart, für Zukunft. Die Zukunft ist das Gegenteil der Gegenwart, d.h., sie ist
Teil und Gegenteil der Gegenwart. Ein- und dieselbe Zeit ist zugleich als
Wirklichkeit und Möglichkeit Gegenwart und Zukunft. Menschen leben da-
her zugleich in zwei Epochen, in der gegenwärtigen und in der, die sich in
ihr entfaltet. In einer klassenlosen Gesellschaft fällt diese Lebensweise in
dieselben Menschen, in einer Klassengesellschaft teilt sie sich. Während
die eine Klasse das Gewicht auf die Gegenwart legt, sieht die andere in ihr
über sie hinaus die Zukunft und setzt neue Zwecke, realisiert so das mensch-
liche Wesen, exzentrisch zu sein. So leben wir Menschen heute auch in zwei

Epochen, im Imperialismus und im Übergang zum Sozialismus. «Der Impe-
rialismus ist Vorbereitung des Sozialismus — d.h.: der Sozialismus folgt ge-
schichtlich dem Imperialismus nicht wie ein einfaches Nacheinander. Impe-
rialismus und Sozialismus verhalten sich dialektisch zueinander.»29
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Wer diese Doppelseitigkeit der gesellschaftlichen Gegenwart nicht sieht,
sondern eben nur ihr zentrisches Moment, also die Gegenwart, d.i. heute der
Imperialismus, der nimmt der Menschheit ihre Zukunft und ihr Wesen. Statt
der Offenheit der Gesellschaft sieht er, auch wenn er es anders meint, doch
nur das imperialistische Hier und Jetzt, das momentane Ende der Zeit, die
geschlossene Gesellschaft. Solch ein Theoretiker sucht nur in der Gegen-
wart, bleibt also im Imperialismus hängen und nimmt der Menschheit alles
Revolutionäre. Dann bleiben allerdings allein noch Reformalternativen,
«Fortschrittsorientierungen ohne revolutionäre Attitüden»30. Wir sehen so,
welches Gewicht der Epochen-Begriff für die politische Praxis hat: Reform
oder revolutionäre Entwicklung ist das Spektrum der Handlungsorientierun-
gen, das darin eingeschlossen liegt.

Umso wichtiger ist es, den Epochen-Begriff gründlich herzuleiten. Es ist
ein Verdienst Wolf-Dieter Gudopps, den Epochen-Begriff der marxistischen
Theorie aus seinen mechanistischen Einschränkungen zu befreien und ihm
das Laufen gelehrt zu haben. Doch fehlt noch die konsequente dialektische
Herleitung dieses Begriffs. Diese Herleitung ist das offene Modell der Welt,
wie es die materialistische Dialektik erzeugen kann. Es ist schon lange an
der Zeit, entschlossen an dieses Riesenprojekt heranzugehen. «Incipit nova
vila!» Hier beginnt das neue Leben!
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Diskussion um die Erneuerung Deutschlands

Interzonale Juristenkonferenz des Rates der WN 1948

1948. Drei Monate vor der Währungsreform in den westlichen Besatzungs-

zonen, die die wirtschaftliche Teilung Deutschlands besiegeln und damit die
staatliche vorbereiten wird. Noch ist die Frage der Zukunft Deutschlands
offen. Die Einheit Deutschlands als eines antifaschistischen, demilitarisier-
ten, für Entwicklungen zum Sozialismus offenen Staates ist das Ziel der De-
mokraten, die 1945 mit dem Wiederaufbau begonnen haben. Die Parteipro-
gramme dieser ersten Nachkriegsjahre - vom Ahlener Programm der CDU
bis zum Programm der KPD - spiegeln den Willen, aus der Menschheitska-
tastrophe des Zweiten Wellkriegs, im Bewußtsein der neuen tödlichen Ge-
fahr nuklearer Waffen, einen Übergang in eine neue weltgeschichtliche
Epoche, in eine Weltgesellschaft des Friedens zu finden. Die Charta der
Vereinten Nationen wird als ein erster Schritt in diese Richtung begriffen.

Doch schon wirft der Kalte Krieg seine Schatten über diese Vision eines
Epochenwandels. Seit der Stuttgarter Rede des US-Außenministers Byrnes
weiß man, daß das außenpolitische Programm der USA nicht auf Koopera-
tion, sondern auf Zurückdrängung des Einflusses der Sowjetunion (contain-
ment policy) ausgerichtet ist. Die aus dem Potsdamer Abkommen fortzuent-
wickelnden Konzepte für ganz Deutschland werden durch den Bruch zwi-
schen den Siegermächten illusorisch.

In dieser Situation berief die Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes
(WN), die Organisation der Naziopfer in allen vier Besatzungszonen, eine
Juristenkonferenz ein, um eine Position zur völkerrechtlichen Lage
Deutschlands zu erarbeiten. Sozialdemokraten, Kommunisten, bürgerliche
Demokraten und Christen hatten damals in der WN noch einen gemeinsa-
men organisatorischen Boden. Das Hauptreferat der Tagung, die vom 20. bis

22. März 1948 in Königstein/Taunus im Gästehaus der Stadt Frankfurt un-
ter der Schirmherrschaft des Frankfurter Oberbürgermeisters Walter Kolb
stattfand, hielt der erste, von der Militärregierung eingesetzte Ministerpräsi-
dent des Landes Hessen, der Heidelberger Völkerrechtler Prof. Dr. Karl
Geiler. Korreferenten waren u.a. der spätere «Kronjurist» der SPD, Dr.

Topos 3, © Pahl-Rugenstein, 1994, ISSN 0943-1810, ISBN 3-89144-195-9



Aus den Archiven

Adolf Arndt, die spätere Justizministerin der DDR, Hilde Benjamin, und der
Generalstaatsanwalt des Landes Sachsen, Dr. Helm. Den Vorsitz führte Prof.
Dr. Hans Mayer, Landesvorsitzender der gastgebenden WN Hessen, Voll-
jurist und Literaturwissenschaftler — eine einzigartige Gesprächskonstella-
tion kurz vor dem Vollzug der Spaltung Deutsehlands. Der Rang der Refe-
renten und die zum Abschluß in Resolutionen zusammengefaßte gemeinsa-
me Stellungnahme machen diese Tagung zu einem denkwürdigen Ereignis
im Kampf um die Einheit Deutschlands im Vorfeld seiner Teilung.

Das Protokoll der Tagung, 182 Seiten stark, wurde als eine interne Pu-
blikation der WN gedruckt und ist über den Kreis der Mitglieder hinaus
fast unbekannt geblieben. Wir dokumentieren daraus wesentliche Abschnit-
te aus je zwei Referaten west- und ostdeutscher Redner und die Schlußreso-
lutionen; sie spiegeln den bald erstickten Geist des Neuanfangs, den Willen
zum Epochenwandel.

Hans Heinz Holz

1. Recht und Friedensordnung

Aus dem Referat von Ministerpräsident a.D. Prof. Dr. Karl Gei-
ler, Wiesbaden

[...]Das Recht befriedet einmal das Verhältnis von Einzelmensch zu Einzel-
mensch, indem es an die Stelle des Rechts beziehungsweise des Schein-
rechts des Stärkeren den Sicherheit und Ordnung schaffenden Rechtszu-
stand setzt. Je stärker Recht und Moral dieses Verhältnis von Einzelmensch
zu Einzelmensch durchdringen, desto stärker ist die Befriedung.[...]

Lassen Sie mich eine kurze geschichtliche Reminiszenz einschalten.
Noch für Augustin war dieser weltliche Staat ein status corruptus, den seine
Sündhaftigkeit durch eine unüberbrückbare Kluft von dem Gottesstaat

trennte. Wenn dann in den nächsten acht Jahrhunderten, also von Augustin

bis Thomas von Aquin, eine Annäherung des weltlichen an den Gottesstaat
eingetreten ist, so nicht zuletzt darum, weil dieser weltliche Staat die Schaf-
fung des Rechtsfriedens in seine Ziele aufgenommen hatte,— denken Sie z.B.
an die trenga dei - und somit die pax temporalis als Vorstufe der pax aeter-
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na erstrebte. So sind also Recht und Gerechtigkeit zunächst zum Friedens-
faktor im Verhältnis der einzelnen Menschen untereinander geworden.[... ]

Aus dieser Idee der Gerechtigkeit ist dann zunächst das antik-klassische
Naturrecht herausgewachsen, wurzelnd in dem antiken Kosmos- und Lo-
gos-Begriff, als der das ganze Weltall durchdringenden Allvernunft und
dann, nach der Entstehung des Christentums, wurzelnd in dem christlichen

Schöpfungsgedanken, das christliche Naturrecht, beide Naturrechtsströme
gemeinsam auf der Überzeugung basierend von dem Bestehen einer lex
aeterna, eines jus divinum als einem über der Menschensatzung und dem
Menschenwillen stehenden Gottesgesetz und dadurch so geistesverwandt,
daß man mit Recht von einem stoisch-christlichen Naturgesetz gesprochen
hat, andererseits aber doch wieder sehr wesensverschieden, wobei diese
Verschiedenheit namentlich mit der Reformation und ihrem stärkeren Zu-
rückgehen auf die ursprünglichen Lehren der Bibel stärker hervortritt und
zugleich zu einer gewissen Annäherung des Naturrechts an das positive
Recht und auch zu einer stärkeren politischen Wirkung des Naturrechts
geführt hat, wie diese sich z.B. in der Anerkennung und Proklammierung
der Menschenrechte und in der Lehre vom Widerstandsrecht des Richters
gegen eine illegale oder illegitime Staatsgewalt ausdrückt.

Der Charakter des Rechts als Friedensfaktor kommt aber weiterhin zum
Ausdruck im Verhältnis von Mensch und Staat. Das Recht ordnet in der
Verfassung und in den anderen Grundsätzen dieses Verhältnis und schützt
den einzelnen gegen die Willkür der Staatsgewalt, gegen die natürliche Dy-
namik im Sinne einer Kraft- und Gewaltenentfaltung, die jedem organischen
Kollektiv und damit auch dem Staate letzten Endes eigen ist. Auch hier ei-
nen Schutzwall, einen befriedeten Rechtszustand zu schaffen, darin liegt ja
gerade das Wesen des Rechtsstaates, den wir neu verwirklichen wollen, und
mit Bezug auf den man mit Recht gesagt hat: «Was hülfe es dem Staate,
wenn er die ganze Welt gewönne und nähme doch Schaden an seiner Seele.
Die Seele des Staates aber ist das Recht.»[...]

Inzwischen hat man erkannt, daß der Einzelne nicht nur gegen staatliche

Eingriffe geschützt werden muß, sondern auch gegen soziale Ungerechtig-
keit. Je mehr dieses soziale Moment in die Struktur des Staates aufgenom-
men wird, vor allen Dingen in seine Sozial- und Wirtschaftsverfassung, de-
sto mehr wird der alte liberale Rechtsstaat umgewandelt zum sozialen
Rechtsstaat.
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Und schließlich kommt als letztes Entwicklungsmoment noch folgendes
hinzu: Man wird heute nur denjenigen Staat als Rechtsstaat bezeichnen
können, der sich auch in die Völkergemeinschaft als der obersten Stufe der
Rechtsgemeinschaften einfügt dergestalt, daß er keine Regelungen und Ord-
nungen schafft und keine Handlungen vornimmt oder zuläßt, die dem ge-
schriebenen oder ungeschriebenen, allgemein gültigen und verbindlichen
Normen des Völkerrechts widerstrebten.!..-]

Das bisherige, auf [...] freien Rivalitäten zahlreicher großer und kleiner
nebeneinander bestehender Staaten beruhende System der Geschichte
scheint dem Ende entgegen zu gehen. Dieses System war auch innerlich
brüchig geworden. Denn neben dieser nationalen Dämonie und zusammen
mit ihr hat sich in zunehmendem Maße auch eine Dämonie der Macht und
schließlich der Gewalt entwickelt, die diesen Nationalstaat allmählich — ich
möchte sagen — zu einem Leviathan werden ließ, der die ganze menschliche
Individual-Sphäre an sich riß, seine naturrechlliche Legitimität immer mehr
verlor und statt dessen seinen totalen Machtanspruch mit einem mystischen
Gewand bekleidete, das aber den völligen Mangel an sittlichen und ethi-
schen Gehalten nicht verdecken konnte.

Jetzt ist ein neues Welt- und Geschichtsbild in der ersten Entstehung be-
griffen. Die nationalen Souveränitäten erfahren gewisse Einschränkungen
zugunsten übernationaler Gebilde und Formen. Über den bisherigen natio-
nalen Rechtsordnungen bildet sich, wenn auch erst ganz anfangsmäßig, ei-
ne Weltordnung, die allerdings erst dann - darüber müssen wir Juristen uns
besonders klar sein — zu einer wirklichen Weltrechtsordnung werden kann,
wenn hinter ihr auch der Zwang der Durchselzbarkeit steht.[...]

Kellogpakt, Atlantik-Charta, die Errichtung der Vereinten Nationen sind
nach dem weniger wirksamen Völkerbund die ersten Marksteine dieses neu-
en, sich erst abhebenden Geschichtsbildes. Dabei kann diese Entwicklung
auf mehrfache Weise gefördert werden, vor allen Dingen durch kontinentale
Zusammenfassungen, die wir ja auch bereits anfangsmäßig erleben. Wir se-
hen Z.B., wie sich die beiden amerikanischen Kontinente in zunehmenden

Maße zu einem kontinentalen Block zusammenschließen, und wie auch die
arabische Welt zu einer Föderation, zu einer arabischen Union zusammen-
zukommen sucht.[...]

Andererseits [...] muß man sich auch darüber klar sein, daß die Bildung

einer solchen Weltrechtsorganisation eine der größten, aber auch der
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schwierigsten Aufgaben ist, vor die sich die Menschheit je gestellt sah; eine
Aufgabe, die vor allen Dingen auf geistigem, seelischem und ethischem Ge-
biete liegt, indem sie nicht nur die Überwindung des Souveränitätsgedan-
kens, sondern auch die Überwindung eines übersteigerten nationalen Ego-
ismus, wie überhaupt die Hineinstellung auch der staatlichen Welt in die
Ebene der absoluten Werte, vor allem in die Ebene der Rechtsidee, bedeu-
tet.[.„]

Daß der Monopolkapitalismus bekämpft werden muß, darüber ist sich
jeder klar, und ich glaube, darüber brauche ich kein Wort zu sagen. Wenn
ich von einer Synthese zwischen Freiheitsprinzip und Sozialismus gespro-
chen habe, so wollte ich damit nicht einen liberalen Freiheitsbegriff etwa in
Gegensatz stellen zum Sozialismus, ein Gegensatz, der berechtigt wäre. Ich
wollte vielmehr damit zum Ausdruck bringen, daß ich für meine Person —
das ist ein Glaubensbekenntnis — Sozialist bin, aber ein Sozialist in der
Weise, daß nicht die persönliche Freiheit völlig dem kollektiven Moment
geopfert werden darf. Insofern möchte ich für unser deutsches Vaterland
und für Europa eine gewisse Synthese haben, also Sozialismus, aber nicht
so, daß das Freiheitsprinzip dem kollektiven Moment völlig geopfert wird.
Dies war der Sinn meiner Ausführungen.

Daß die Menschenrechte in erster Linie durch den Sozialismu gewahrt
werden, ist ebenso richtig wie es falsch ist, daß nur im Sozialismus die Men-
schenrechte geachtet werden. Es muß beides zusammenkommen: das ist
dann der Sozialismus, den ich für richtig halte.[...]

2. Reform der Justiz (1)

Aus dem Referat von Generalstaatsanwalt Dr. Helm, Dresden

[...]Kein Einsichtiger wird sich der Tatsache verschließen können, daß seit
Jahrzehnten die Lebensinteressen der breiten Masse des Volkes in unver-

söhnlichem Widerspruch zu den bestehenden gesellschaftlichen Zuständen
stehen. Die alte bürgerliche Gesellschaftsordnung ist mit ihren rechtlichen
Institutionen zur Fessel für die weitere gesellschaftliche Entwicklung ge-
worden. Nicht nur in unserem nationalen, sondern im Wellmaßstab geht der
Prozeß der Umgestaltung der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft zur
sozialistischen Gesellschaft vor sich. Der Sozialismus aber kann nur Wirk-
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lichkeit werden über die allseitige Entfaltung der Demokratie. Demokratie
heißt Selbstherrschaft des Volkes. Nur wo das Volk die Staatsgewalt selbst

hat, wo es sich neue ökonomische Grundlagen verschafft und damit seine
besondere kulturelle Entwicklung fördert, wird auch das Recht wieder zur
gesellschaftsbindenden Kraft, zum Organisationsprinzip, das das wirkliche
Zusammenleben der Menschen, ihre ökonomische, kulturelle und menschli-
che Existenz sichert.[...]

[...Jwenn die Juristentagung der evangelischen Akademie der Landeskir-
che Württemberg im Oktober 1946 formuliert: «Der oberste Maßstab alles
Rechtes ist die Idee der Gerechtigkeit. Das Recht ist deshalb mehr als ein
bloßes Mittel zur Erreichung politischer Zwecke und Ziele. Der Staat ver-
dankt einen Teil seiner Würde der Aufgabe als Verkünder und Wahrer rich-
tigen Rechts», so ist damit weder die Erkenntnis vom Recht, geschweige
denn vom richtigen Recht gefördert, noch das Problem der Erneuerung der
Justiz berührt.

Sehr richtig hat dagegen Professor Geiler auf der Tagung der Justizmini-
ster in Wiesbaden ausgeführt: «Es ist wichtig, den Weg vom Positivismus
zur wahren Rechtslage zurückzufinden. Das Wesen des Rechts ist eine Ord-
nungsfunktion, d.h., Gesetzeserkenntnis und Lebenserkenntnis müssen ge-
meinsam angewendet werden. Es geht nicht an, Recht kontra Gesetz zu stel-
len. Zwar ist gerade in der heutigen Zeit die gesetzliche Treue nötig, jedoch
nicht als starre Norm, sondern als lebendiges Leben. Zu dieser Erkenntnis
und praktischen Anwendung ist eine philosophische Grundlage von größter
Bedeutung. Sie muß auf das Gerechtigkeilsempfinden abgestellt werden, auf
die Kenntnis des sozialen Lebens - dies insbesondere in Verbindung und
Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften.» Soweit Professor Geiler.

Damit und mit der zuletzt zitierenden Äußerung von Ministerialrat Dr.
Arndt auf der gleichen Tagung: «Es erscheint unerläßlich, den Studenten
von vornherein zu zeigen, daß es das Problem der Gerechtigkeit gibt. Eine
starke Schwenkung durch die Abkehr vom Positivismus ist notwendig. Das

Problem Recht und Gesetz mag gefährlich sein, viel gefährlicher aber ist es,

wenn es als Problem gar nicht erst erkannt wird. Es würde in diesem Zu-
sammenhange interessieren, zu erfahren, ob die Einrichtungen der Volks-
richter in der russischen Zone eine dauernde oder nur eine behelfsmäßige
Maßnahme ist»; damit ist zweifelsohne eine Plattform geschaffen, auf der

eine Erneuerung der Justiz für ganz Deutschland diskutiert werden kann.
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Entscheidend aber sind dabei die Fragen der ökonomischen und politischen
Gestaltung, der Demokratie, der Souveränität des Volkes.[...]

Im Gegensatz zu dem, was wir von der Besetzung der maßgebenden Juri-
stenstellen in den anderen Zonen wissen, z.B., daß in der britischen Zone
bis zu 70 Prozent Richter und Staatsanwälte frühere Pgs. waren, im übrigen
aber ausschließlich den gleichen sozialen Schichten entstammen, die in der
Weimarer Republik zum Nachteil des Volkes Recht sprachen und bildeten,
ist im Justizapparat der sowjetischen Zone nicht ein einziger früherer Natio-
nalsozialist tätig. Urteile, wie im Lübecker Fahnenfluchtprozeß oder im Til-
lessenprozeß sind damit ausgeschlossen. An Stelle der ausgeschiedenen An-
hänger des Dritten Reiches sind in erheblichem Maße neuausgebildete
Volksrichter und Volksanwälte getreten, die sich größtenteils vorzüglich
bewährt haben und laufend aus dem Reservoir der Volksrichterschulen er-
gänzt werden. Für die Sicherung einer demokratischen Rechtssprechung ist
schließlich von entscheidender Bedeutung, daß nach den Verfassungsbe-
stimmungen die vom Landtag beschlossenen Gesetze für die Gerichte ver-
bindlich sind, ein Nachprüfungsrecht also nicht besteht, und der Oberlan-
desgerichtspräsident und der Generalstaatsanwalt vom Landtag zu wählen
sind. Die verstärkte, verfassungsmäßig gesicherte Heranziehung der Laien-
elemente zur Rechtssprechung dient ebenfalls der Demokratisierung der Ju-
stiz.^..]

3. Reform der Justiz (2)

Aus dem Korreferat von Mlnisterialrat Dr. Adolf Arndt, Wiesba-
den

[...]Ich kann mich den Ausführungen, die Herr Dr. Helm soeben gemacht
hat - wenn ich auch in einzelnen Frage, etwa der des richterlichen Prü-
fungsrechtes, genau entgegengesetzter Auffassung bin — im Grundlegenden
anschließen, sodaß mir dadurch die Aufgabe wesentlich erleichtert wird,

und es mir eigentlich nur übrigbleibt, noch den Versuch zu unternehmen,
gewissermaßen einige Lichter aufzusetzen.[...]

Herr Dr. Helm hat mit Recht den Gedanken herausgestellt, daß das
Recht die reifste Frucht einer ökonomischen und kulturellen Entwicklung
ist und am Ende steht, nicht am Anfang. Daraus ergibt sich, glaube ich, das
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eigentliche Problem der Justiz auch heute; denn jede Justiz, das können wir
immer wieder historisch beobachten, ist ihrem Wesen nach konservativ, be-
wahrend. Infolgedessen ist eigentlich in einer Zeit wie der unsrigen, in der
die vergangene kapitalistische Ordnung sich restlos zersetzte, und die neue
sozialistische Ordnung noch nicht da ist, Justiz unmöglich, denn es gibt
heute nichts, was zu bewahren wäre. Auf diesen Gründen beruhten schon
die Erscheinungen, die wir in der Weimarer Zeit gesehen haben. Es spiegel-
te sich damals in den Rechtsauffassungen eben die Zersetzung wider, die

Zersetzung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung, eine Zersetzung, die
sich in der allgemein vertretenen Rechtslehre des sogenannten Positivismus
auswirkte, der Lehre, die besagte, es gibt überhaupt keinen substantiellen
Inhalt des Rechts. Die Juristen, die jede Orientierung verloren hatten, was
eigentlich Recht ist, folgten blindlings nach. Wir können also, und das muß
ich unterstreichen, was Herr Dr. Helm gesagt hat, gar nicht mit den Dingen
fertig werden, ohne zu erkennen, wie die Lage vor Hitler war und wer die
Personen waren, die damals Recht gelehrt haben und was sie als Recht ge-
lehrt haben. Ich möchte das an zwei Beispielen noch illustrieren: es war im
Jahre 1911, glaube ich, da ist das Buch eines bekannten deutschen Rechts-
lehrers über völkerrechtliche Fragen erschienen, und in diesem Buche setz-
te er sich auseinander, wie er sich ausdrückte, mit dem sogenannten Welt-
staat. Ich lese Ihnen zwei Abschnitte aus dem Buch vor:

«Mit dem Bedürfnis nach Machtentfaltung, das für ihn, nämlich für den
Weltstaat, keinen Sinn mehr hat, fehlt ihm das wesentlichste Moment, fehlt
ihm das notwendige Lebensprinzip, der Gesichtspunkt, nach dem seine
Ordnung eingerichtet werden kann, das Moment, das seine Glieder vor Er-
starrung behütet, und das eine Belebung und Erweckung sittlicher Ener-
gien fordet; mangelt ihm doch sogar das ideale Ziel einer Christianisie-
rung der Welt, mit dem die Kirche ihre Ansprüche legitimieren konnte.
Der Friede ist kein Begriff mit positivem Inhalt, er ist ein bloßer Korrelat-
begriff, der ohne sein Gegenstück, den Krieg, keinen Sinn hat. Universa-
listische Tendenzen können immer nur bestehen in dem Herrschaftsstre-
ben einer sich zur Propaganda berufen fühlenden Macht über andere, nie
in einer auf Gleichberechtigung aufgebauten Organisation der Welt» und
«Damit haben wir auch den Maßstab gewonnen an dem jede einzelne
Rechtsordnung in ihrer Richtigkeit zu messen ist. Nicht die Gemeinschaft frei
wollender Menschen, sondern der Krieg ist das soziale Ideal: der siegrei-

che Krieg ist das letzte Mittel zu jenem obersten Ziel. Im Krieg offenbart
sich der Staat in seinem wahren Wesen, er ist seine höchste Leistung, in-
dem seine Eigenart zur vollsten Entfaltung kommt.»

Das [...] hat nicht ein Nationalsozialist geschrieben, sondern ein Mann, der
zu den rassisch Verfolgten gehört und Emigrant wurde. Ich habe gerade die-
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ses Beispiel gewählt, um zu zeigen, daß es absolut nicht genügt, sich gegen
den Nationalsozialismus zu wenden. [...]

Das Problem, vor dem wir daher stehen, ist nicht, wie es Herr Professor
Geiler vorgestern ausgeführt hat, das Abendland zu retten oder überhaupt
etwas zu retten, was gestern oder vorgestern gewesen ist, sondern wir haben
neu anzufangen und neu aufzubauen. Wir können zu einer «Justiz - heute»
garnicht kommen, wenn wir nicht vor unserem inneren geistigen Auge die
Justiz von morgen haben, und wir können auch nicht zu einem neuen Men-
schenbild kommen, wenn wir nicht das Bild des Menschen von morgen vor
unserem Auge haben. Was können wir aber als VVN dazu tun? Herr Dr.
Helm hat schon mit Recht gesagt: es genügt nicht die rein negative Einstel-
lung, es genügt nicht, nur dagegen zu sein, sondern wir müssen ßir etwas

Es muß unsere Aufgabe sein, völlig neu aufzubauen; kein Wiederaufbau,
auch bei der Justiz kein Wiederaufbau, keine Restauration, sondern Refor-
mation an Haupt und Gliedern in völlig neuer Weise. Das geht nur in einer
Justiz, die ihre politische Aufgabe erkannt hat, die wieder Menschen für die
Justiz zu gewinnen sucht, die moralisch einwandfrei, mit allen Problemen
vertraut und sich darüber klar sind, daß Recht gewissermaßen nur das Er-
gebnis von Politik ist; wenn ich es einmal kurz formulieren darf, und daß
wir deshalb in der Justiz eine politische Aufgabe haben. [...]

Das ist die Aufgabe, vor der wir stehen. Eine sehr paradoxe Aufgabe;
denn wir sollen in einer Justiz von heute etwas schaffen, das zum Bewahren
berufen ist, ein Recht bewahren, das noch garnicht da ist. Darüber müssen
wir uns völlig klar sein. Wir werden eine Justiz nur in dem Maße aufbauen
können, in dem es uns überhaupt gelingt, allgemein die Demokratisierung
durchzuführen. Es ist also das Problem einer «Justiz — heute» ein Teilaus-
schnitt, ein Unterabschnitt des großen Problems der Demokratisierung,
überhaupt des Problems, eine neue Rechlsidec zu finden [...] Denn gerade
das ist das Paradoxe, das ich an den Anfang meiner Ausführungen gestellt
habe, daß eine Justiz immer erst dadurch möglich wird, daß es ein Recht zu

bewahren gibt, und daß wir ein Recht in diesem Sinne noch garnicht haben,
sondern erst bilden müssen in einer neuen klassenlosen sozialistischen Ge-
meinschaf tsordnung.f...]
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4. Ein neuer Richterstand

Aus dem Referat von Ministerialdirigentin Hilde Benjamin, Ber-
lin

[...JNoch ein Problem, eine Frage, in der wir in der Sowjetzone in einem ge-
wissen Gegensatz zu den übrigen Zonen stehen. Für das Gebiet der Justiz
gibt es für uns keine Jugendamnestie. Auch die Jugendlichen können für
die Justiz keine Ausnahmestellung beanspruchen. Es handelt sich dabei
nicht um die Frage irgendeiner persönlichen Schuld, der Bestrafung des
einzelnen Jugendlichen, sondern wir gehen aus von der Frage der objekti-
ven Tragbarkeit. Ein Ausschluß der Jugendlichen, die politisch belastet
sind, erfolgt aber nicht in der absoluten Form, wie es Befehl 204 vorsieht,
sondern es kann nach objektiver Prüfung des Einzelnen von der Zentralen
Deutschen Justizverwaltung auch der politisch belastete ehemalige Jugend-
liche zugelassen werden. Sie können auch, soweit sie zum Vorbereitungs-
dienst zugelassen sind, das Assessorexamen ablegen, aber weder während
des Vorbereitungsdienstes in irgendwelchen richterlichen oder staatsanwalt-
schaftlichen Angelegenheiten tätig sein, noch können sie hinterher als
Richter eingesetzt werden. Wir haben also hier die Möglichkeit der Einstel-
lung dieser Juristen in den Verwaltungen, für die das Verbot, politisch Bela-
stete zu beschäftigen, nicht in der Strenge besteht, und können diese Kräfte
auch anderen Stellen, die juristisch vorgebildete Kräfte benötigen, zur Ver-
fügung stellen.

Nun einige historische Erinnerungen. Das, was wir im Jahre 1945 begon-
nen haben, war nichts Neues. Ich bin ganz zufällig vor einigen Monaten auf
Sitzungsberichte des Preußischen Landtags gestoßen. Mir fielen die Berich-
te über die Justizdebatte des Preußischen Landtags im Jahre 1921 in die
Hände. Da machte ich nun folgende Entdeckung: es war dort, von der Sozi-
aldemokratischen Fraktion, unterzeichnet von Heilmann u.a., dem Preußi-
schen Landtag folgender Antrag vorgelegt worden:

«Der Landtag wolle das Präsidium ersuchen, bei der Reichsregierung sei-
nen Einfluß dahin geltend zu machen, daß diese mit nachdrücklichster Be-

schleunigung einen Gesetzentwurf ausarbeitet, der eine Änderung des Ge-
richts- Verfassungs-Gesetzes in der Strafprozeßordnung mit folgendem Ziel
vorsieht:»

Nach einer Reihe anderer Punkte heißt es dann:
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«5. Daß hervorragend befähigte und praktisch erfahrene Personen aus al-
len Teilen des Volkes durch Ablegung der Gerichtsassessorprüfung die Be-
fähigung zum Richteramt erlangen können, auch wenn sie den bisher vor-
geschriebenen Ausbildungsweg nicht durchgemacht haben.»

[...]Das Interessante ist aber die Begründung, die Heilmann und Genos-

sen ihrem Antrag gegeben haben, und wobei sie wieder auf das zurückgin-

gen, was sie ursprünglich gewollt hatten. Ich muß sagen, als ich diese Aus-

führungen las, die ich Ihnen nicht vorenthalten will, da hatte ich den Ein-

druck, wenn jemand das liest, was ich vor zwei Jahren zur Volksrichterfrage

geschrieben habe, und er liest nun dies, was im Jahre 1921 im Preußischen

Landtag gesagt wurde, dann müßte er sagen, ich hätte das abgeschrieben.

Also, ich will das kurz vorlesen, weil es so lehrreich für uns ist. Heilmann

sagte:

«Die einfache Erklärung, warum wir dieses Recht für Recht nicht halten
können, ist die: alle deutschen Kichter stammen aus bestimmten besitzen-
den Schichten und stehen der Arbeiterklasse und ihrem Leben vollkom-
men fern.[...]
Herr Kollege Deerberg (DNV) hat die Güte gehabt, uns ganz ehrlich und
offen zu sagen, was wahr ist, daß die größte Mehrzahl der Richter sich in-
nerlich mit dem neuen Staat noch nicht abgefunden hat.f...]
Ist das Richtertum heute anders als vor der Revolution? Es ist in der Per-
son und in den Gedanken genau dasselbe geblieben.[...]
Wir bedauern, daß seine (des Justizministers, d. Verf.) Kraft eben auch
nicht ausrecht, um an den Grundschäden der preußischen Justiz, dieser
einseitigen Zusammensetzung des Richterpersonals, zu bessern[...]»

Und dann kommt zum Schluß:

«Wohl aber wollen wir einen Weg eröffnen, daß ein Mann, der Arbeiterse-
kretär oder mittlerer Justizbeamter oder Anwaltsschreiber oder Redakteur
war, in reiferem Lebensalter die Gelegenheit findet, in verkürztem Ausbil-
dungsgang zum Assessorexamen und zum Volljurislen zu gelangen. Ich
zerbreche mir heute nicht den Kopf darüber, wen man wohl als Annahme-
behörde hinsetzen sollte [...] Ich zerbreche mir auch nicht den Kopf, wie
der Ausbildungsgang sein müßte [...] Eins weiß ich gewiß: es gibt kaum
ein Examen, das man nicht auch als sogenannter Extraneer machen kann

[...] Warum sollte das ausgerechnet beim Juristen unmöglich sein? [...]
Wenn in dem Prozeß Holz etwas menschlich rührend ist, dann ist es wohl
das, daß dieser Mann in London eine Arbeiterhochschule besuchte und
nachts durch Wagenwaschen sich dafür das nötige Geld verdient hat. Die
Leute, die sich in solcher Art hocharbeiten, haben immer außerordentliche
Qualitäten [...] Gerade diese Kräfte gilt es zu gewinnen, und der, der sich
durch eine lange Lebenserfahrung zum Richter durchgerungen hat, wird
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ein besserer Richter sein als all die honetten Weidenstotzen, die im or-
dentlichen Geschäftsgang sich heraufgesessen haben.»

(Zurufe: «Sehr gut!») — Diese Ausführungen von Heilmann wurden dann
noch durch ebenso plastische von Kuttner ergänzt, der sagte:

«Die Anträge, die wir gestellt haben, gehen im wesentlichen darauf hinaus,
den Richterstand sozial zu mischen [...] und solange Sie diese Mischung
ablehnen, können Sie nicht behaupten, daß Sie das Nötige und Vernünftige
getan haben, um in den heutigen Richterstand einen anderen Geist hinein-
zubringen, eine Zusammensetzung, die wirklich der Zusammensetzung der
Bevölkerung entspricht [...] Wir können nicht damit warten, bis sich viel-
leicht Leute in den nächsten 10 oder 20 Jahren empordienen, die unter
günstigeren Verhältnissen, nachdem wir eine Unlerhaltsgewährung für
Referendare eingeführt haben, oben angelangt sind. Wir müssen jetzt sofort
Abhilfe schaffen, und das können wir nur tun, indem wir Leute in den
Richterberuf hineinbringen, die jetzt nicht mehr anfangen können, sich auf
die Refendarsbank zu setzen [...] Es gibt eine ganze Anzahl Leute, die im
Leben gereift sind, eine praktische Stellung bekleiden'...], aber 40 Jahre
und darüber sind. Man kann von diesen Leuten nicht verlangen, daß sie
sich plötzlich dieses ganze juristische Studium noch einmal von vom vor-
nehmen, dann sind sie mit ihrem Tod fertig.»

[...]Als ich dies las, war ich betroffen über die Aktualität dieser Angele-
genheit und die Lehren, die wir daraus ziehen müssen. Der Antrag wurde im
Landtag mit den Stimmen der Sozialdemokraten, Kommunisten und einigen
bürgerlichen Stimmen angenommen.[...]

Wir haben den «Volksrichter» geschaffen, einmal, um die zahlenmäßigen
Lücken zu füllen. Darüber hinaus aber war die Hauptaufgabe, unsere Rich-
terschaft mit neuen demokratischen Kräften zu besetzen. Die Erfahrungen
der ersten zwei Jahre der Tätigkeit der Volksrichter haben nunmehr ihren
Niederschlag in dem Befehl 193 gefunden, der von der sowjetischen Militär-
regierung erlassen wurde und im Zentral-Verordnungsblatt 1947, Nr. 14,
veröffentlicht worden ist. Ich möchte mich darauf beschränken, Ihnen kurz
das Ergebnis unserer Erfahrungen bekanntzugeben. Wir haben im Augen-
blick von dem Bestand an Richtern und Staatsanwälten in der Sowjetzone
insgesamt siebzehn Prozent Absolventen aus den ersten beiden Lehrgängen.

Wenn der dritte Lehrgang, der im Augenblick läuft und im Herf)Sl bcC/ldel
ist, seinen Abschluß gefunden haben wird, wird der Prozentsatz auf etwa 30
bis 33 Prozent erhöht werden.[...]

Für die Studentenschaft ist die Aufgabe anders. Hier müssen wir dafür
sorgen, daß diese sozial aufgelockerte Studentenschaft nun demokratisch
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erzogen wird. Und damit kommen wir zu dem Problem der Hochschullehrer,
ein Problem, das vielleicht am schwersten zu lösen ist; denn Hochschulleh-
rer können wir nicht in Kursen von einem Jahr heranbilden. Darüber sind
wir uns völlig klar, obgleich in der Sowjetzone Einrichtungen geschaffen
worden sind, die den wissenschaftlichen Nachwuchs in besonderem Maße
fördern. Wir sind auch dabei, auch die Hochschullehrerschaft aufzulockern,
indem wir Praktiker — bewährte Demokraten — zunächst mit in die Unter-
richtstätigkeit der Hochschulen einschalten. Das ist zwar für diese Praktiker
eine große zusätzliche Belastung, aber es muß geschehen, wenn die Univer-
sitäten nicht im Augenblick leerlaufen, sondern uns bald brauchbaren und
willkommenen Nachwuchs liefern sollen.

Neben der Umgestaltung des Lehrkörpers der Hochschulen steht als wei-
teres Problem die Umgestaltung der Lehrmethode bei den Universitäten.
Wir sind der Ansicht, daß wir an den Richterschulen eine Unterrichtsme-
thode entwickelt haben, die weitgehend als vorbildlich bezeichnet werden
muß für die Reform des Hochschulstudiums überhaupt. Unsere Richter-
schulen werden überwiegend als Internate geführt; es wird in der Weise un-
terrichtet, daß vormittags Vorlesungen gehalten werden und nachmittags von
besonderen Lehrkräften derselbe Stoff in Seminaren und Übungen verarbei-
tet wird. Wir glauben, daß dies eine fortschrittliche Ausgestaltung des Un-
terrichts auch in den Universitäten sein würde.

Eine weitere Frage des Nachwuchses, die schon auf den verschiedenen
Juristentagungen eine Rolle gespielt hat, ist die Ausgestaltung der Ausbil-
dung der Referendare[...] Entscheidend ist[...], daß diese jungen Juristen
gut vorbereitet von der Universität zur Justiz kommen, und daß sie dort von
praktischen Juristen weitergebildet werden, die wirklich in der Lage sind,
ihnen den richtigen Weg zu ihren Aufgaben als Richter eines neuen demo-
kratischen Staates zu weisen.

[...]Ich bin weit davon entfernt, in Schwarz und Weiß zu malen. Auch bei
uns in der Ostzone ist Kampf. Wir kämpfen, um das zu verwirklichen, was
uns vorschwebt, um die Verwirklichung einer demokratischen Justiz, einer

Justiz, die getragen ist von Menschen, die wie Arndt sagte, überzeugte De-
mokraten sind und sich als Vollstrecker des Volkswillens fühlen. Diesen
Kampf führen wir; und wir haben uns die Basis dazu geschaffen, vor der aus
wir die Möglichkeit haben, die Dinge schon in der Form vor uns zu sehen,
die wir verwirklichen wollen: wir können schätzen, wann wir über den Berg
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sein werden, und wir sehen die Verwirklichung unseres Zieles greifbar vor
uns.

In den vorhergehenden Referaten wurde klargestellt: die Demokratisie-
rung der Justiz ist kein isoliertes Problem, sondern ein Teil der allgemeinen
Demokratisierung. Danach könnte es billig scheinen, wenn man der West-
zone sagt: macht Volksrichter und ihr seid geheilt, dann ist eure Justiz in
Ordnung! Man kann die Volksrichter zu einem Eckpfeiler der Justiz nur ma-
chen, wenn sie die Grundlage einer im allgemeinen demokratisierten Ord-
nung haben. Andererseits ist es aber verkehrt zu sagen: dann warten wir
und legen die Hände in den Schoß, weil es nicht lohnt anzufangen. An einer
Stelle muß nun einmal der Anfang gemacht werden.[...]

Ich schließe nun die Reihe unserer Referate. Wenn wir von der Ostzone
aus hier aus das Ergebnis dieser Tage betrachten, dann erweckt es bei uns
ein gewisses Gefühl des Stolzes, und wir sind uns durchaus darüber klar,
daß vieles bei uns für unsere Arbeit freier und leichler ist. Andererseits
sind wir diejenigen, die sich mit aller Intensität für die Einheit Deutsch-
lands einsetzen, und die sich dafür einsetzen, ohne dabei mit den Augen zu
zwinkern oder andere Hintergedanken zu haben.

[...]Es ist mir gerade in diesen Tagen klar geworden, wie notwendig wir
die Einheit Deutschlands brauchen, um sie ausstrahlen zu lassen und Euch
zu stützen mit den Elementen einer demokratischen Ordnung, die bereits
bei uns entwickelt sind. Mir ist aber andereseits klar geworden, welche Ge-
fahr es auch für uns bedeutet, wenn sich etwa jenseits der Elbe ein West-
deutschland entwickeln sollte, das der Herd für einen Neofaschismus wer-
den könnte.[...]

Resolution für die Einheit Deutschlands

Nach einem Referat des Ministerialpräsidenten a.D. Professor Dr. Karl Gei-

ler faßt die Interzonale Jurisienkonferenz der WN einstimmig folgende Ent-
schließung:

I. Weder die außenpolitische noch die innenpolitische Lage hat Staats- und
völkerrechtlich zu einem staatlichen Untergang Deutschlands geführt. Es ist
daher die Fortexistenz Deutschlands als Staalsgebilde und als Rechtssubjekt

160



Interzonale Juristenkonferenz des Rates der WN 1948

des Völkerrechts zu bejahen und den Alliierten und der Welt gegenüber zu
vertreten.

II. Es besteht ein völkerrechtlicher und natürlicher Anspruch des deutschen
Volkes auf baldigste Wiederherstellung nicht nur seiner wirtschaftlichen,
sondern vor allem seiner politischen Einheit und, nachdem die Feindselig-
keiten seit bald drei Jahren eingestellt sind, auf nunmehrige Überführung in
den Friedenszustand.

III. Die Konferenz schließt sich daher dem Vorschlag Professor Dr. Geiler's
an, folgende Aktion anzuregen:
1. Von den gewählten Ministerpräsidenten der Länder und den Führern der

großen Parteien wird gemeinsam folgender Antrag beim Kontrollrat ge-
stellt:
a) die Genehmigung zu erteilen, daß eine Kommission zur Vorberei-

tung einer demokratischen Verfassung für Deutschland eingesetzt
wird.

b) die Abhaltung freier demokratischer Wahlen zu einer Nationalver-
sammlung nach vorheriger Zulassung aller demokratischen Parteien
in allen Zonen zu genehmigen,

c) schließlich zu genehmigen, daß diese gewählte Nationalversamm-
lung berechtigt ist, Deutschland eine demokratische Verfassung zu
geben, die mit der Genehmigung durch den Kontrollrat in Kraft tritt.

2. Sollte der Kontrollrat nicht zu einer Einstimmigkeit über den so gestell-
ten Antrag kommen, so wäre zu empfehlen, daß der Antrag von allen
Ländern gemeinschaftlich
a) dem Außenministerrat
b) der Generalversammlung der Vereinten Nationen,
c) dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen,
d) dem Internationalen Gerichtshof im Haag mit der Bitte um Ent-

scheidung vorgelegt wird.
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6. Aus dem WN Mitteilungsblatt für Hessen, Frankfurt am
Main, April 1948

Der frühere hessische Ministerpräsident, Prof. Dr. Geiler, wird, wie Radio
Frankfurt meldet, heute mit Vertretern der Abteilung für zivile Angelegen-
heiten bei der amerikanischen Militärregierung (OMGUS) in Berlin über
Fragen der zukünftigen Gestaltung Deutschlands konferieren. Prof. Dr. Gei-
ler will auch mit führenden deutschen Politikern Besprechungen führen und
hierbei die auf der Juristenkonferenz der VYN einstimmig angenomme Re-
solution zur Herstellung der Einheit Deutschlands zur Debatte stellen.
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Hans Heinz Holz

Leonhard Froese 70 Jahre

Am 9. Februar wurde der Begründer und langjährige Direktor der For-
schungsstelle für vergleichende Erziehungswissenschaft an der Philipps-
Universität Marburg/Lahn, Prof. Dr. Leonhard Froese, 70 Jahre. Er gehört
nicht nur zu den international herausragenden Wissenschaftlern Deutsch-
lands, sondern auch zu den engagierten Verfechtern einer von Vernunfter-
wägungen geleiteten Politik des Friedens und der Humanität.

Leonhard Froese hat die den Menschen zerreißenden Antagonismen un-
serer Zeit ganz unmittelbar an sich erfahren. Von deutscher Herkunft in der
Sowjetunion geboren und als Jugendlicher nach Deutschland gekommen, hat
er für das Land seiner Geburt ein tiefes Verständnis und Gefühl bewahrt.
Viele seiner Publikationen als Wissenschaftler und als Politiker werden
später davon Zeugnis ablegen. Dennoch mußte er als Soldat an die Ostfront
einrücken. Schwer verletzt kehrte er aus dem Kriege zurück und begann ein
breit angelegtes Studium. Juristisch ausgebildet (was der Präzision seines
praktischen Urteils in der akademischen Selbstverwaltung, als Rektor, De-
kan, Institutsdirektor und Fachbereichsratsmitglied immer anzumerken
war), entschied er sich unter dem Einfluß der Göttinger philosophischen
Pädagogenschule (Nohl, Weniger, Misch) zur Promotion in den Erziehungs-
wissenschaften bei Herman Nohl. Seine Lebenserfahrung zwischen zwei
Kulturen, vielleicht auch ein wenig das Vorbild Georg Mischs mit dessen
Riesenwerk einer genetisch-vergleichenden Geschichte der Autobiographie,
führte ihn auf das in Deutschland bis dahin unbekannte Feld der Kompara-
tistik der Erziehungsideen und -Systeme. So gelang es ihm, nach seiner Be-
rufung auf einen Lehrstuhl für Pädagogik in Marburg (1961), dort die For-
schungsstelle aufzubauen, die neben grundlegenden Untersuchungen des

BiWungswesens in zahlreichen Ländern des Westens und des Ostens und
Arbeiten zur Methodologie der vergleichenden Erziehungswissenschaften
unter seiner Leitung die erste wissenschaftliche Ausgabe der Werke und
Briefe des russisch-sowjetischen Pädagogen Anton Makarenko in russisch-
ukrainischer Sprache und in deutscher Übersetzung veranstaltet.
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Ein Geisteswissenschaftler, der in zwei Welten wurzelt — ein Mensch, der
die Narben des Kriegs an sich trägt — ein Pädagoge, der von der Not junger
Menschen betroffen ist: wem liegt es näher, die politischen Konflikte un-
serer Zeit aus ihrem Wesen zu denken. Einen Aufsatz zum 50. Todestag
Makarenkos 1989 schließt Froese mit den Sätzen: «Wäre Anton Semenovic
Makarenko heute unter uns und würde man ihn auffordern, in den Elends-
vierteln der Welt - unter hungernden, raubenden, sich prostituierenden,

drogenabhängigen, alkoholsüchtigen jungen Menschen - zu wirken, so
könnte man ihm aufgrund seiner reichen Erfahrungen und Einsichten
durchaus zutrauen, auch für sie einen Ausweg aus ihrer ausweglos erschei-
nenden Lage zu finden. Unter der einen unabdingbaren Voraussetzung: daß
man ihnen reale Perspektiven, eine Lebensgemeinschaft, Arbeits- und
Lernchancen bietet — und sie nicht wieder in jenes <Nachtasyl> zurückfallen
läßt, aus dem sie gekommen sind.»

Der politische Charakter der Pädagogik tritt hier deutlich hervor. Men-
schenbildung geschieht nicht außerhalb der gesellschaftlichen Lebensbe-
dingungen, unter denen Menschen ihr Menschsein (wie auch immer) ver-
wirklichen müssen. Johann Heinrich Pestalozzi, der große Stammvater der
neueren Pädagogik (ein anderer Schwerpunkt in Froeses wissenschaftlicher
Arbeit) hat das schon um 1800 erkannt; er hat sich — als Beteiligter am
Revolutionsgeschehendes «Stäfner Handels» im Kanton Zürich — auf die Poli-
tik eingelassen. Auch Froese hat das immer getan. Bei ungezählten Initiati-
ven — vor und hinter den Kulissen — zum Ausgleich des Ost-West-Konflikts,
zur Eindämmung des Kalten Kriegs, zur Anerkennung der DDR, zur Ausar-
beitung von Konzepten für die friedliche Koexistenz spielte Leonhard Froe-
se eine bedachtsame Rolle. Ihm ging es um den Frieden, um die äußeren
Bedingungen der Möglichkeit, daß sich Menschen, «hüben» wie «drüben»,
ein besseres, menschenwürdiges Leben würden aufbauen können.

Froeses Bemühungen um Verständigung und Ausgleich galten nicht der
Akzeptanz des Sozialismus. Er ist Liberaler — und ich habe selten einen
Menschen gesehen, in dem aufklärerische Liberalität oder liberale Aufklä-
rung so rein und ungetrübt zur Haltung geworden sind. Die regulativen, eta-

tistischen Züge des Sozialismus sind für ihn unannehmbar - auch wenn sie
nicht die Überspitzungen des Sowjetsystems annehmen. «Diktatur des Pro-
letariats» ist für ihn keine Alternative zur bürgerlichen Demokratie. Er, ein
Mann von zutiefst friedlicher, in christlichen Grundüberzeugungen wur-
zelnder Gesinnung, kann der Lehre vom Klassenkampf nichts abgewinnen.
Fortschritt heißt für ihn «Sieg der vernünftigen Argumente», auch «vernünf-
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tiger Kompromiß». In der Vernünftigkeil gründet die Würde des Menschen,
aber im Namen dieser Würde ist auch die Freiheit von Not einzufordern.
Froeses Liberalismus ist kein Manchestertum. Für soziale Gerechtigkeit
steht er immer ein — im politischen Ganzen und in jedem einzelnen Fall ei-
nes betroffenen Menschen.

Froeses Begriff von Menschenwürde, untrennbar verbunden mit dem
Menschenrecht (im Singular, wie im Text der Internationale!), geht sehr
weit. 1979 hat er «10 Gebole für Erwachsene» zum Umgang mit Kindern
veröffenllichl. Darin heißl es: «Du sollst die Persönlichkeit eines Kindes
achten. Ein Kind ist weder ein kleines Tier, das domesliziert werden muß,
noch ein kleiner Erwachsener, der lediglich der Sozialisation bedarf... Auch
die soziale Erziehung muß die Persönlichkeit des Kindes respektieren und
darf nicht dessen Bewußtsein manipulieren.» Und einige Punkte weiter:
«Du sollst Kindern ihr eigenes Recht geben... Die herkömmliche Gesetzge-
bung wie auch Rechtsprechung verstand sich eindeutig als ein Herrschafts-
recht der Erwachsenen über die Kinder... Auch die Ablösung des Prinzips
der «elterlichen Gewalb durch das <ellerliche Sorgerechl> hat an dem prin-
zipiellen Vorrang des Elternrechls gegenüber dem Kindesrecht nichts geän-
derl.» Deshalb fordert Froese: Es «müssen die gesetzlichen und richterli-
chen Regelungen Kinder bzw. Jugendliche als Rechtssubjekte anerkennen.
Dies setzl jedoch voraus, daß ihr nalürliches Recht auf freie Entfaltung der
Persönlichkeit im Grundgesetz verankert, und das heißt als ein Grundrecht
definiert wird.» Das ist mit juristischem Sachverstand gesagt. Froese weiß,
daß er damit eine folgenreiche Veränderung der Grundlagen unseres Perso-
nenrechts einklagt.

Also ein Utopiker? Sicher ist jeder echte Liberale in gewisser Hinsicht
ein Ulopiker, weil er eine auf Rationalität gegründete Freiheit abstrakt, oh-
ne ihre historischen Bedingungen und Vermittlungen denkt. Aber gerade
das mochte jemand, der einmal mit Froese zusammengearbeitet hat, von ihm
nicht sagen. Er weiß Umstände zu würdigen, Grenzen des Realmöglichen
wahrzunehmen, Beweggründe zu respektieren. Wir waren einige Jahre lang
gleichzeitig Mitglieder des Rats desselben Fachbereichs an der Universität

Marburg. Dort und als Partner in vielen Gesprächen habe ich seine Sicher-
heit im Abschätzen praktischer Spielräume — des Handelns wie auch bei
Denkexperimenten — erfahren und bewundert. In einem allerdings war er
unerbittlich: Es mußte «mit rechten Dingen zugehen», d.h. die Rechlsför-
migkeit des Vorgehens mußle gewahrt bleiben.
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Ein Mensch, der so denkt, muß in einer Welt der Manipulationen und

Schiebungen, der Tricks und Unredlichkeiten, bei zunehmender Arroganz
der Macht wohl immer einsamer werden. Das Urteil eines auf Unbestech-
lichkeit und Gerechtigkeit insistierenden Mahners ist selten gefragt. Leon-
hard Froese war in den siebziger Jahren Mitglied der Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestags für die auswärtige Kulturpolitik. Damals ver-
suchte er, Kultur als das Medium des Friedens zwischen den Völkern, des
Verständnisses für Anderssein, der Erziehung zur Kooperation politisch
fruchtbar zu machen.

10 Jahre später, im Wintersemester 1984/85, hielt er im Rahmen einer
Veranstaltungsreihe «Wissenschaft zwischen Krieg und Frieden» an der
Universität Marburg einen Vortrag über «Kriegs- und Friedenserziehung im
Wandel der Zeiten». Eigentlich ging es mehr um die Erziehung zur Kriegs-
bereitschaft, denn Friedenserziehung war und ist immer noch rar. Die
Rechnung auf eine neue Kulturpolitik — von der Generation der Aufbaujah-
re nach 1945 aus der Erwartung einer Zeitwende erhofft und konzipiert —
ging nicht auf. Froeses Vortrag, den wir hier zu Ehren seines 70. Geburtsta-
ges erstmals drucken, reagiert engagiert und mit verhaltener Leidenschaft
auf die Enttäuschung unserer Generation. Die Kraft seiner pädagogischen
und politischen Moraliläl wird spürbar, die sich auch 50 Jahre nach dem
Zweiten Weltkrieg nichts von ihren Erfahrungen und Einsichten abhandeln
läßt.

Hans Heinz Holz
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Kriegs- und Friedenserziehung im Wandel der Zeiten

«Kain sprach zu seinem Bruder Abel: <Komm, wir wollen
aufs Feld gehen !> Als sie auf dem Felde waren, stürzte
sich Kain auf seinen Bruder Abel und erschlug ihn.

Der Herr sprach zu Kain: <Wo ist dein Bruder Abel?> Er
antwortete: <Ich weiß es nicht. Bin ich denn meines Bru-
ders Hüter?> Er aber sprach: <Was hast du getan? Die
Stimme des Blutes deines Bruders schreit zu mir vom
Erdboden empor... Ziel- und heimatlos sollst du sein auf
Erden.»»

So und nicht anders wird der Akkord zu unserer Fragestellung auf den er-
sten Seiten der Bibel angeschlagen. Und ich sehe keinen Grund, weshalb
wir, deren religiös-ethische Empfindungen — nicht nur historisch betrachtet
— vornehmlich durch christlich bestimmtes Gedankengut geprägt worden
sind, diese Quelle nicht heranziehen sollten! Im Gegenteil: Wenn es um ein
Kriterium der Kriterien geht, an dem unser geschichtliches und gegenwärti-
ges Denken und Handeln in bezug auf die Frage von Krieg und Frieden
letztendlich gemessen werden kann, so muß es auch und gerade dieses sein.
Gebärden sich doch die sogenannten Volkskirchen als ethische «Grals-
hüter» unserer Gesellschaft und ist doch der Staat darauf bedacht, daß die
Kirche auch zu den problematischsten seiner Entscheidungen und Hand-
lungen in Sachen Krieg und Frieden «Ja und Amen» sagt.

Nicht erst in den modernen Sozialisationstheorien, schon seit der Aufklä-
rung ist dem neuzeitlichen anthropologischen Denken bewußt, daß der
Mensch nicht bloß «Naturtatsache» ist, sondern daß Menschsein «Aufgabe»
heißt. Dies bedeutet — biblisch-ethisch gesprochen — daß das Gutsein oder
Nichtgutsein des Menschen in der konkreten Situation immer ein konkret zu
verantwortendes Handeln ist.

Die Antwort heißt lapidar: Ich bin für meinen Bruder, meinen Nächsten,
meinen Mitbürger, meinen Mitmenschen mitverantwortlich. Und es verbietet

sich vom Christentum, Rationalismus, Liberalismus, Sozialismus - oder wie
die alten und neuen Lehren der Bestimmung menschlichen Verhaltens auch
heißen mögen - jede Art religiöser, rassischer, nationaler, sozialer oder son-
stiger Diskriminierung oder gar Verfolgung. Denn die «neue Qualität» des
so bezeichneten Elften Gebotes des Neuen Testaments «.Liebe Deinen Näch-
sten wie Dich selbst» wendet die negative Bestimmung im Gebot des Alten
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Testaments «Du sollst nicht töten» ins Positive: Die Beziehung zu Gott, die
konkret nur in der Beziehung zum «Nächsten» (Bruder, Mitmenschen) voll-
zogen werden kann, «gebietet» eben auch und vor allem, dessen Leben zu
bewahren und zu fördern. Die Kirche, namentlich die katholische — und dies
bis in unsere Tage — hat sich immer für die Erhaltung des noch ungebore-
nen Lebens stark gemacht. Aber der Mensch lebt bekanntlich zeitlebens
außerhalb des Mutterleibs. Die Kirchengeschichte nicht nur des katholi-
schen, sondern auch des lutherischen, calvinistischen, anglikanischen und
mancher anderen Bekenntnisse ist geradezu ein Lehrbeispiel dafür, daß die
Kirchen ohne Rücksicht auf den Dekalog und ihr Kerygma immer wieder
die Waffen gesegnet haben oder sich von Fall auch ihrer bedient haben,
wenn es ihrer Interessenlage dienlich war.

Das heißt: Sie waren mehr dem «Gott» Kains (der ein Mammon war) als
dem Gott Abels verpflichtet. So wurde das Sechste Gebot «Du sollst nicht
töten» modifiziert durch das Postulat «Du sollst nicht töten, es sei denn es
dient einer <gerechten> Sache.» Doch was eine gerechte Sache war oder da-
für gehalten werden sollte, bestimmten nicht einmal die Kirchen allein. Der
Staat war und ist immer, zumeist sogar federführend, mit von der Partie.
Nicht nur das alttestamentliche Nichttötungsgebot wird damit in sein Ge-
genteil verkehrt; das neutestamentliche Lebenserhaltungsgebot («Liebe dei-
nen Nächsten wie dich selbst») kehrt sich gegen einen selbst, wenn man es
nicht beim Namen nimmt, und das heißt: in aller Radikalität ernst nimmt;
dergestalt daß der Brudermord dem Selbstmord gleichkommt. Ist das diame-
trale Gegenteil des Liebesgebots das Postulat «Hasse deinen Nächsten wie
dich selbst», so wäre die diabolische Konsequenz, daß sie sich auf Gegen-
seitigkeit umbringen müßten — immer vorausgesetzt, daß dies technisch
möglich ist. Und in der Tat: Der «Fortschritt» der Menschheit ist dank fort-
geschrittenem Industrialismus mittlerweile soweit gediehen, daß dieses
«Meisterwerk des kollektiven Fremd- wie Selbstmords» heute nicht nur
möglich, sondern in das Spektrum der Wahrscheinlichkeit getreten ist. Im-
mer vorausgesetzt, daß die Menschheit — oder sagen wir besser: der tonan-
gebende und sie beherrschende Teil — den Irrweg seiner bisherigen Ge-
schichte nicht erkennt und im allerletzten Augenblick zur Besinnung, zur

Metanoia findet.

Selbstverständlich hat es auch und gerade im Raum christlichen Denkens
und Handelns nicht an großen Warnern für den Frieden und starken Aktivi-

täten gegen den Krieg gefehlt: von der «offenen Friedensidee» der griechi-
schen Kirchenväter und dem Wort des mittelalterlichen Kirchenlehrers
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Thomas von Aquin, daß «jedes begehrende Wesen den Frieden begehrt»,
bis zur Aussage des humanistischen Theologen Erasmus von Rotterdam:
«der größte Teil aller Völker verabscheut den Krieg und sehnt sich nach
Frieden. Nur eine kleine Zahl von Menschen, deren verruchte Glückselig-
keit sich stets auf dem Elend des Volkes gründet, wünscht immer wieder
den Krieg» (Querela pacis, 1517). Man denke aber auch an das konsequente
Engagement der traditionellen Friedenskirchen, der Quäker, Täufer und an-
derer Glaubensgemeinschaften seit der Reformationszeit, die ohne Wenn
und Aber erklärten, daß jede Form eines Kriegsdienstes mit dem christlichen
Glauben unvereinbar ist! Und schließlich: Wir betonen das Engagement der
katholischen Bischöfe in den Vereinigten Staaten, die allerdings — nach In-
tervention des deutschen und vatikanischen Klerus — ihre wegweisende Ent-
scheidung abschwächten, nach der bereits der Besitz der und die Drohung
mit der Atombombe zu ächten seien!

Nicht nur die Theologie, auch die Philosophie hat sich schwer getan, jene
Konsequenz aufzubringen, die bei der Fragestellung von Krieg und Frieden
kein «Sowohl-als-auch» erlaubt, sondern ein unmißverständliches «Entwe-
der-oder» fordert. «Eine vierhundertjährige seelische Sperre wirkte lähmend
auf die Menschen des nachchristlichen Zeilalters, das nur die Idee eines ge-
schlossenen Friedens gekannt hat», um es mit Friedrich Heer zu sagen. Es
ist jene Verwirrung des Geistes, die nicht nur einen General Moltke sagen
läßt: «Der ewige Friede ist ein Traum, und nicht einmal ein schöner, und
der Krieg ein Glied in Gottes Weltordnung» (so in einem Brief an den Frie-
denschristen Bluntschli). Es bildet sich eine «Philosophie des Krieges»
(Hans Wenke) heraus, die auf Immanuel Kants Idee und Schrift Zum ewigen
Frieden (1795) den Philosophen Eduard von Hartmann erwidern läßt: «Mit
der Bürgschaft des ewigen Friedens würde die Entartung der Menschheit
besiegelt werden.»

In der Tal, dieser Philosophenstreil isl müßig — in einem König- und Kai-
serreich, in dem nichl die Philosophen, eher schon die Generäle die «Kö-
nige» sind. Ihre Friedenslogik isl eine Kricgslogik, die besagt: «Die einzige
Friedenssicherung ist eine starke Armee» - so Kaiser Wilhelm I. Sein En-

kel, Wilhelm II, ging weiter, weiter noch als seine Generalität - vor allem
wenn man an seinen Exzeß, eines Hitler würdig, in Bremerhaven denkt:
«Pardon wird nichl gegeben. Gefangene werden nichl gemacht!» Völlig ei-
nes Sinnes mit der «gollbegnadelen Beschränklheil» des Kaisers (Rudolf
von Österreich) waren jedoch nicht nur führende Militärs und Politiker,
vielmehr auch namhafte Repräsenlanten des Geisleslebens; sie slimmten zu,

171



Leonhard Froese

wenn Kaiser Wilhelm II in seiner Adresse an Generalfeldmarschall von
Moltke konstatierte: «Das Pulver trocken, das Schwert geschliffen, das Ziel
erkannt, die Kräfte gespannt und die Schwarzseher verbannt! Mein Glas gilt
unserm Volk in Waffen.» Was es mit den Schwarzsehern auf sich hatte, er-
fuhr die interessierte Öffentlichkeit zwar auch nicht in seiner Rede vor den
Schlesiern in Breslau. Doch es waren offensichtlich jene, die seiner einfa-
chen Logik — «ein guter Christ, ein guter Soldat» — nicht zu folgen vermoch-
ten.

Es gab aber «gottlob nicht nur auf den Kanzeln und in den Kasernen», es
gab auch auf den Lehrstühlen und in den Dichterklausen «kongeniale»
Größen, die die «Sendung» von Kaiser und Reich begriffen hatten! «Milita-
rismus ist der zum kriegerischen Geiste hinaufgesteigerte heldische Geist.
Er ist Potsdam und Weimar in höchster Vollendung. Es ist <Faust> und <Za-
rathustra> und Beethoven-Partitur in den Schützengräben... Wir sind ein
Volk von Kriegern... Alle anderen Zweige des Volkslebens dienen dem Mili-
tärinteresse..., darum erscheint uns, die wir vom Militarismus erfüllt sind,
der Krieg selbst als etwas Heiliges, als das Heiligste auf Erden» — so der
einflußreiche Nationalökonom Werner Sombart in seinem Buch Händler und
Helden 1915.

Und der Schriftsteller Ernst Wildenbruch überschlägt sich geradezu in
Majestätshuldigung, weil der Monarch einen journalistischen «Schwarzse-
her» gegeißelt hatte, der den Kruppschen Betrieben vorwarf, daß in ihnen
«das Zentrum der völkermordenden Kriegstechniken» liege. Wildenbruch
schreibt: «Es ist nicht das erstemal, daß E. Majestät einem in ganz Deutsch-
land verbreiteten dumpfen Gefühle durchschlagendes Wort, festen Beweis
und bleibende Gestalt gegeben haben, selten ist es aber so glücklich ge-
schehen wie jetzt, wo Sie die Handlungsweise dessen, der aus dem Redak-
tionsbüro der Zeitung heraus seelentötende Verleumdungen in die Welt
schickt, als Mord und den Menschen, der solches tut, als Giftmischer ge-
kennzeichnet haben.»

Nun, der umjubelte Rede- und Reise-Kaiser beliebte ja nicht nur vor sei-

ner geliebten Marine Predigten zu halten, die wie seine übrigen Reden gern
zu Strafpredigten gerieten. Wo immer er im Lande erschien, waren auch die
Schulkinder zur Stelle. Ihnen wußte der «gütige Lehrmeister des Volkes»
solche Artigkeiten zu sagen wie: «...dazu muß ein jeder von Euch, vom
Schulkinde bis zum Greise hinauf, immer nur dem einen Gedanken leben:
Sieg und ein deutscher Friede!» (Ein «deutscher Friede», das hieß: ein
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Friede zu deutschen Bedingungen). Waren es «bei den Backfischen» nur (!)
«die vielen schmucken Uniformen» — wie einer der kritischen Schriftsteller,
Hans von Hülsen, schrieb — die eine «Begeisterung für das deutsche Mili-
tär» wecken sollten; bei der männlichen Jugend war es dann schon die Be-
reitschaft, sich mit «Leib und Seele» dem «Dienst an der Waffe» zu ver-
schreiben - gleichgültig ob gegenüber dem «äußeren» oder dem «inneren»
Feind. «Bei den jetzigen sozialistischen Umtrieben kann es vorkommen, daß
ich Euch befehle, Eure eigenen Verwandten, Brüder, die Eltern niederzu-
schießen - was ja Gott verhüten möge -, aber auch dann müßt Ihr Meine
Befehle ohne Murren befolgen», heißt es bereits 1891 bei der Rekrutenver-
eidigung in Potsdam.

Eine Rekruten-Ausbildung dieses Schlages verlangte einen Ausbilder-Typ,
der rückhaltlosen Gehorsam zu vermitteln und durchzusetzen wußte. Dieser
Typus des «Schneidigwerdens für den Zweck» wurde in den Kaderschmie-
den des preußischen Offizierskorps, den Kadettenanstalten, gezüchtet. Einer
seiner Zöglinge, Sohn einer Offizierswitwe, Leopold von Wiese, weiß über
seine «Kadetlenjahre in Wahlstatt» auszusagen: «Es vollzog sich ein Anpas-
sungsprozeß an steinharte, rohe, aber kraftvolle Lebensumstände... Das von
der Familie her ... bestehende und instinktive Individualitätsgefühl wurde
zerfetzt; es entstand in der Weißglut des Schmiedeprozesses allmählich das
neue militärische Selbstbewußtsein des künftigen Offiziers... Es war unifor-
miert und mechanisiert, durchdrang aber schließlich die ganze Natur, als ob
es sich um eine sittliche Macht handele.» (Kadettenjahre, S. 79)

Was die Kadettenanstalten für die «Elite» des Militärstaates besorgten,
versuchten auf ihre Weise die ihnen nach-, neben- oder auch übergeordne-
ten Erziehungs- und Bildungsanstalten militärischen Charakters: die Unter-
offiziersvorschulen, die Oberfeuerwerkerschulen, die Kriegsschulen und -
akademien, die Kapitulanten- und Garnisonschulen, die Deckoffiziersschu-
len, die Militärschießschulen, die Militärturnanstalten, die Militärroßarzt-
schulen und dergleichen mehr. Nicht genug dessen! 1914 beklagte der Pä-
dagoge Ernst M. Roioff, daß «gar manches sich aus der Kaserne in die
Schule verirrt» habe und beanstandet, daß die Lehrer, die Reserveoffiziere

waren, die Schüler nahezu wie Rekruten behandelten: Antreten, im Gänse-
marsch und Soldatentritt auf dem Schulhof exerzieren, zackige Kommandos
und militärische Haltung bestimmten den Verkehrston.

Der an verschiedenen Schulen eingeführte Schießunterricht sowie die
Freigabe sportlicher Einrichtungen für militärische Übungen mit der Schul-
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Jugend veranlaßten den katholischen Pädagogen Roioff zu einer Warnung,
nicht zu weit zu gehen. Doch sucht man bei ihm — und noch viel weniger bei
der Mehrheit der protestantischen Pädagogen — vergeblich nach einem
grundsätzlichen Wort der Kritik, daß die Kriegserziehung die Friedenserzie-
hung total verdrängt habe. Wie konnten sie auch angesichts der Tatsache,
daß die Kirche (auch organisatorisch) sich voll und ganz in die Militärhier-
archie integriert hatte: An der Spitze stand der Feldprobst, der dem Kriegs-

und dem Kultusminister unterstellt war. Es folgten die Militäroberprediger,
Divisionsprediger, Garnisonsprediger, Militärküsler usf. Der Kaiser wollte
nicht nur, der Gesinnung nach, ein Volk in Waffen und Uniformen; er hatte
es auch!

Fragt man nach den historischen Vorläufern, Beispielen oder gar Vorbil-
dern für diese Art «Wehrertüchtigung des Volkes», so kann man solche
wohl am ehesten bei den Spartanern, dann aber auch bei den Athenern und
natürlich bei den Römern ausmachen. Da der Krieg bzw. die Vorbereitung

auf diesen die dominante Größe der Tätigkeit der Hellenen war, war sie
auch die dominante Größe in ihrer Erziehung, und innerhalb dieser speziell
in der Gymnastik. Beschränken wir uns auf unseren Ursprungsraum, so
kann man auch schon bei den alten Germanen eine Art von militärischer
Erziehung feststellen. Von Thule wird über Jarls Jugendzeit berichtet:
«Schwang den Schild, schnitzte Bogen, spannte Sehnen, entsandte Gere,
schwang das Schwert, schwamm durchs Wasser».

Die Prototypen für unsere Fragestellung — Kriegs- und Friedcnserziehung
—, Sparta und Athen, stehen an der Wiege jener verhängnisvollen abendlän-
disch-europäischen Entwicklung, die dem Kriegsgott mehr huldigte als dem
Gott der Musen. «Der Krieg ist der Vater aller Dinge, aller Dinge König»
(Heraklit). Der von Homer besungene Kriegsheld steht Pate bei der gymna-
stischen Ausbildung des jungen Spartaners. Neben dem Ringkampf, dem
Wettlauf, dem Springen, dem Specr- und Diskuswerfen kommen militärische
Exerzitien sowie das darauf abgestellte Musizieren und Tanzen. Demgegen-
über wendet sich das gereifte Athen stärker vom Krieger-Ideal ab hin zum

Ideal eines «Bildungsbürgers». Dieser soll das, was er neben den gymnasti-
schen-militärischen Fertigkeiten lernt — Schreiben und Lesen, später Philo-
sophie und Dichtung — auch im zivilen Leben verwenden können. Was auch
immer die Quellenforschung über die Gegensätze, Unterschiede oder Ge-
meinsamkeiten von Sparta und Athen inzwischen zutage gefordert hat —
nicht bestritten werden kann, daß sie wirkungsgeschichtlich eine solche

174



Kriegs- und Friedenserziehung im Wandel der Zeiten

Rolle gespielt haben, und zwar bis ins 20. Jahrhundert. Wir erinnern uns:
«Wanderer, kommst du nach Spa...»

Das römische Lebens- und Bildungsideal ist der vir bonus et iustus, der
tüchtige und rechtsbewußte Staatsbürger, der zum rückhaltlosen Dienst an
seinem Vaterland bereit ist — auch und nicht zuletzt mit der Waffe. «Schön
und ruhmreich isl es, fürs Vaterland zu sterben». Im Laufe der Zeit mischen

sich in die römische Erziehung und Bildung jedoch beide hellenistische
Traditionen, ummantelt von der christlichen Komponente, sodaß das mittel-
alterliche Bildungsideal - die so bezeichneten «sieben freien Künste» —
hier bereits vorgebildet ist. Dieser «Lehrplan des Abendlandes» (J. Dolch)
pflanzt sich in Europa bis in die Neuzeit fort. Er wird in seiner am Guten,
Wahren und Schönen orientierten Leitidee konterkariert durch jenes Erzie-
hungsideal des Kreuzzug-Ritters, das mit seinen «sieben ritterlichen Kün-
sten» (Reiten, Schwimmen, Bogenschießen, Schildkampf, Vogelstellen, Ver-
semachen und Würfelspielen) eher dem spartanischen Erziehungsideal ver-
pflichtet ist. Deren kultiviertere Form pflanzt sich fort in den, vor allem
nach dem Dreißigjährigen Krieg entstehenden Ritterakademien mit ihrer —
im bewußten Gegensatz zur humanistischen entwickelten — «weltmänni-
schen» Bildung. Lebensideal und Erziehungsziel dieser Schulen ist dem
französischen «galant homme» nachempfunden und dem englischen «gentle-
man» verwandt. Es wird jedoch dieser Idee dann in den Kadetlenschulen
und Offiziersakademien Preußens stark entfremdet und in den «Adolf-
Hitler-Schulen» und NS-Ordensburgen des Dritten Reichs vollends ins Ge-
genteil verkehrt.

Der erste deutsche Soziologieprofcssor, Leopold von Wiese, wußte, wovon
er sprach, als er im Vorwort zu dem bereits zitierten Büchlein Kadettenjah-
re, warnte: «Überall in Deutschland mehren sich die Anzeichen einer frei-
willigen Militarisierung des Erziehungswesens, wobei ich unter Militarisie-
rung nicht die äußere Kriegsvorbereitung, sondern eine innere Formung der
Jugend nach Regeln und Grundsätzen eines unfreien Geistes verstehe».
Denn die Weimarer Republik erwies sich - nach der Abdankung des letzten

Kaisers und seiner Hymne «Heil Dir im Siegerkranz» - mit zunehmender

Rechtslastigkeit von Führung und Volk doch schließlich als die Fortsetzung
des Deutschen Reichs mit alten Mitteln. Die verheißungsvollen liberal-de-
mokratischen Reformansätze, die im Reichsgrundschulgesetz und der Reichs-
schulkonferenz von 1920 gipfelten, versandeten wie so häufig in unserer Ge-

schichte im kleinlichen konfessionell-ideologischen «Gezänk». Was Wunder,
daß die unverbesserlichen Nationalisten wieder Oberwasser gewannen und
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ihren Geist, der ein Ungeist war, durchsetzten. In einer Direktive für «die
gesamtdeutsche Jugend» fordert der Reichsinnenminister Gayl 1932: «Die
Erziehung zu Volk und Staat ist ... die vornehmste Aufgabe aller deutschen
Schulen. Die Jugend zu Volk und Staat zu erziehen, heißt aber Erziehung
zum Dienst, zur Verantwortung und Opferbereitschaft gegenüber dem Gan-

Zwischen dieser Erklärung des letzten Innenministers der Weimarer Re-
publik und derjenigen des ersten Innenministers der Dritten Reichs, Frick,
ein Jahr später als «Kampfziel der deutschen Jugend verkündet», ist kaum
ein Unterschied —jedenfalls kein wesentlicher — wahrnehmbar: «Den politi-
schen Menschen zu bilden, der in allem Denken und Handeln dienend und
opfernd in seinem Volke wurzelt und der Geschichte und dem Schicksal
seines Staates ganz und untrennbar zuinnerst verbunden ist.»

Auch insgesamt kann, was die Militarisierung der Erziehung und Bildung
betrifft, nicht gesagt werden, daß ein grundlegender Unterschied gegenüber
namentlich der spätwilhelminischen Periode bestand. Denn die Leitflguren
des «heldischen Menschen«, wie sie jetzt in Gegensatz zum «bürgerlichen»
aufgebaut werden, gebieten die allgemeine «Wehrertüchtigung» des Volkes:
als vormilitärische, militärische und nachmilitärische Erziehung und Ausbil-
dung, und zwar sowohl innerhalb der allgemein- und berufsbildenden Ein-
richtungen als auch innerhalb der HJ, SA, SS, NSKK, NSFK sowie der
SA-Wehrmannschaflen. Sie gebieten am Ende die totale Mobilmachung und
Selbstpreisgabe des Volkes: «Wollt ihr den totalen Krieg?» (Goebbels). Man
wollte ihn!

Der 8. Mai 1945 — für die einen der Tag der Befreiung, für die anderen
ein Tag des Zusammenbruchs, für dritte ein Tag der Sühne und für wieder-
um andere einfach gar nichts — dieser Tag sollte nach dem Willen der dama-
ligen Siegermächte und Bündnispartner der beiden Deutschland auch und
nicht zuletzt ein Tag der Entmilitarisierung der Deutschen sein. Durch alle
Verlautbarungen der Besatzungsmächte zieht sich wie ein roter Faden «Ab-
kehr vom Militarismus und Nazismus» einerseits, «Hinwendung zu Demo-

kratie und Friedfertigkeit» andererseits. Doch gaben sehr bald - zunächst
die Amerikaner und ihre westlichen Verbündeten, dann auch die Sowjet-
union — zu erkennen, daß sie bereit waren, diese Postulate um den Preis der
Gewinnung «ihrer» Deutschen als künftige Bündnispartner zu relativieren
und schließlich ganz preiszugeben. Und dies umso mehr, als die ursprüngli-
che politische Absicht, diese Umorientierung und «Umerziehung» der Deut-
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sehen mit einer «Friedenswirtschaft» zu koppeln, sehr früh fallen gelassen
wurde. Was dann folgte, waren: Wiederaufrüstung und Wiederbewaffnung in
beiden deutschen Staaten. Das verheißungsvolle Wort der Staatsdiener bei-
der Seiten — gleich welcher Couleur! — hatte damals eine Basis und Bedeu-
tung anderer Qualität: «Daß von deutschem Boden nie wieder Krieg ausge-
hen solle!»

Und wiederum gewinnt das Militär, aufgrund welcher Ursachen, Zwecke
und Beweggründe auch immer, in beiden deutschen Staaten eine starke ge-
sellschaftspolitische Stellung. Es wird wiederum, wenngleich unter demo-
kratischem bzw. sozialistischem Vorzeichen, zur «Schule der Nation». Die
Schule selber aber muß erneut dafür herhalten, auch Vorbereitungsstätte für
den «Dienst mit der Waffe» zu werden. Entsprechend wird von Staat und
Gesellschaft und ihren Streitkräften - der Bundeswehr hüben, der Volksar-
mee drüben — der Anspruch reklamiert, der Information und Indoktrination
zugunsten des Waffendienstes eindeutigen Vorrang gegenüber der Aufklä-
rung und Bewußtmachung über die Beweggründe für einen Friedensdienst
einzuräumen.

Der frühere Bundesstaatssekretär Pfeiffer scheute nicht den Vergleich,
daß «diese Aufgabe auch von sozialistischen Regierungen in ähnlicher Wei-
se gesehen und ernstgenommen wird, wie dies die Kultusminister der uni-
onsregierten Bundesländer auch für die Schulen unseres Landes erreichen
wollen». Demgegenüber warnte der GEW-Experte, Frank von Auer, dem
Beispiel der DDR zu folgen, die einen «sozialen Friedensdienst» ablehnt,
zugleich aber einen «Wehrunterricht» in den Schulen einführt. Er bezieht
sich dabei auf einen GEW-Vorstandsbeschluß, der es ablehnt, die Schule
als Propagandainstrument für die Bundeswehr einzusetzen.

Der Kernpunkt der Auseinandersetzung zwischen den christ- und sozial-
demokratisch regierten Ländern (innerhalb der Kultusministerkonferenz bis
heute strittig) ist die Frage, wie sie der Hamburger Schulsenator Prof. Grolle
formuliert hat: «Ist es pädagogisch zulässig, das Für und Wider des Dien-
stes in der Bundeswehr durch die lapidare Feststellung abzuschneiden, daß

die Erfüllung der Wehrpflicht Friedensdienst ist?... Ist es angesichts der
Overkill-Potentiale der Weltmächte angemessen, in einer Empfehlung für
die Schulen von der unveränderten Gültigkeit des Prinzips des militärischen
Gleichgewichts auszugehen?... Dient es der Erziehung zur Friedensfähig-
keit, die Sicherung des Friedens in Freiheit zu fordern, ohne zu erwähnen,
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daß zur Erhaltung des Friedens gehört, die Sicherheitsinteressen und die
Bedrohtheitsvorstellung aller Seiten zu berücksichtigen?»

Der Widersteh der Auffassungen stellt sich bei stringenter Betrachtung
als ein Widerspruch zwischen Verfassungsprinzipien und Verfassungswirklich-

keit heraus. Denn es geht nicht um ein wenig mehr oder weniger an Militär-
dienst oder Friedensdienst, Militär- oder Friedenserziehung. Worum es

nach Grundgesetz und Länderverfassungen geht, ist der eindeutige Verfas-

sungsauftrag, das Friedensprinzip zu befolgen. Da zum Zeitpunkt der Verab-
schiedung des Grundgesetzes und der Länderverfassungen die Frage der
Wiederbewaffnung noch nicht entschieden war, ja nicht einmal erwogen
wurde, folgt daraus, daß der Sinn des Friedensgebotes nicht im Nachhinein
in einen «Dienst mit der Waffe» umgewidmet werden kann. Wie es denn
auch folgerichtig das Bundesverwaltungsgericht 1962 feststellte: «Das ver-
fassungsrechtlich gewollte Verhältnis zwischen der Gewissensfreiheit und
der Wehrpflicht ergibt sich aus dem Art. 4 Abs. 3 GG selbst. Danach ist die
Gewissensfreiheit ausdrücklich über die Wehrdienstpflicht gestellt. Vom
Verhältnis der Regel (Wehrdienstpflicht) zur Ausnahme (Weigerungsrecht)
kann keine Rede sein».

In die politische Alltagspraxis übertragen, heißt dies: «Sage mir, wie du
(Staat, Partei, Bürger) mit den Kriegsdienstverweigerern und mit der Frie-
densbewegung umgehst, und ich sage dir, wie ernst du diesen Geist und
Buchstaben der Verfassung nimmst.» Nicht nur der Friede beginnt im Klas-
senzimmer, auch der Krieg kann immer wieder dort beginnen — wie die Ge-
schichte lehrt.
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dialektischen Philosophie aufnehmend und das Erbe der Marxschen Theorie
weiterführend eine philosophische Reflexion unserer Zeit stimuliert und ver-
mittelt.

In unserer Epoche welthistorischer Veränderungen ist eine grundsätzliche
Bestimmung des geschichtlichen Ortes, an dem wir uns befinden, der Tenden-
zen, die in die Zukunft weisen, der Gefahren, die uns bedrohen, und der Wi-
dersprüche, in die wir uns verwickelt haben, eine dringende Aufgabe der
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Menschheitsgeschichte bestimmen. Dazu soll Topos mit Kritik und Antizi-
pation einen Beitrag leisten.
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